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der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Anpassung verbands- und wasserrechtlicher Vorschriften  
 
 
A Problem und Regelungsbedarf 
 
1. Verbandsgesetze 
 
a) Gesetze der sondergesetzlichen Wasserwirtschaftsverbände 
 
Die Gesetze über die sondergesetzlichen Wasserwirtschaftsverbände bedürfen aufgrund tat-
sächlicher und rechtlicher Entwicklungen sowie sich aus der Anwendung ergebenden Ände-
rungsbedarfs der Aktualisierung.  
 
Vor dem Hintergrund des Klimawandels, zur Steigerung der Krisenresilienz und zur Erfüllung 
rechtlicher Vorgaben besteht ein zunehmender Bedarf einer autarkeren Energieversorgung 
aus erneuerbaren Energiequellen, damit die sondergesetzlichen Wasserwirtschaftsverbände 
ihre Aufgaben weiterhin zuverlässig, zukunftsfest und möglichst kostenstabil erfüllen können. 
Für Abwasserbehandlungsanlagen werden bezüglich der Energieerzeugung aus erneuerba-
ren Quellen aufgrund der Vorgaben der EU-Kommunalabwasserrichtlinie (Richtlinie (EU) 
2024/3019 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2024 über die 
Behandlung von kommunalem Abwasser (ABl. L vom 12.12.2024)) in den nächsten Jahren 
gesetzliche Vorgaben im deutschen Recht in Kraft treten.  
 
Seit der Corona-Pandemie ist die Durchführung von Gremiensitzungen als hybride oder rein 
digitale Veranstaltungen großflächig etabliert. Seit 2020 enthalten auch die Verbandsgesetze 
entsprechende Möglichkeiten, deren Zulässigkeit aber noch an eine durch den Landtag fest-
gestellten epidemische Lage von landesweiter Tragweite nach § 11 des Infektionsschutz- 
und Befugnisgesetzes (IfSBG NRW) gekoppelt ist. Diese Einschränkung ist aufgrund der brei-
ten Etablierung und Erprobung digitaler Sitzungsformate nicht mehr gerechtfertigt.  
 
Der Hochwasserschutz fordert die Wasserwirtschaft und ihre Beteiligten auf vielen Ebenen. 
Die Folgen des Klimawandels vergrößern die mit dem Hochwasserschutz ohnehin verbunde-
nen Herausforderungen. Die Verbände sind auch jetzt schon in Teilbereichen des Hochwas-
serschutzes tätig oder tragen durch Gewässerrenaturierungen und andere Maßnahmen mit-
telbar zum Hochwasserschutz bei. Als wesentliche Beteiligte des landesweiten Paktes für 
Hochwasserschutz und der in den jeweiligen Flussgebieten geschlossenen Regionalpakte 
muss ihre Rolle als Koordinatoren, Bündelungsstellen aber auch Maßnahmenträger in diesem 
Bereich gestärkt werden. 
Die Aufgabenkataloge der sondergesetzlichen Verbände bilden Hochwasserschutzmaßnah-
men bisher nur teilweise ab, sodass die fachliche Expertise und Möglichkeiten der 
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flussgebietsweiten Koordinierung nicht vollständig ausgeschöpft werden können. Bei den ge-
meinsamen Anstrengungen im Bereich Hochwasserschutz soll den Wasserverbänden die 
Möglichkeit gegeben werden, ihre Fachkompetenz, Erfahrung und Strukturen im Bereich des 
Hochwasserschutzes dort einzubringen, wo ihre Mitglieder es wünschen.  
 
b) Altlastensanierungs- und Altlastenaufbereitungsverbandsgesetz (AAVG) 
 
Das AAVG bedarf ebenfalls der Anpassung, um die Rahmenbedingungen, unter denen der 
Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung (AAV) seinen wichtigen Aufgaben nach-
geht, zu aktualisieren und zu verbessern.  
 
Die Leistungsfähigkeit des AAV hängt nicht zuletzt von einer angemessenen Mittelausstattung 
ab. Die Nachfrage nach Dienstleistungen des AAV ist konstant hoch und in der Tendenz stei-
gend. Seit 2013 ist der Baupreisindex um rund 70 % gestiegen. Damit können durch den AAV 
immer weniger Projekte realisiert werden, während die Anzahl der Projekte im AAV-Maßnah-
menplan steigt. 
 
2. Landeswassergesetz (LWG) 
 
Die Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len in der durch die Richtlinie (EU) 2023/2413 geänderten Fassung ist im Landeswassergesetz 
umzusetzen. 
 
Die Klärschlammverordnung (AbfKlärV) verpflichtet ab dem 01.01.2029 zur Rückgewinnung 
von Phosphor aus Klärschlamm. Um den rechtlich vorgegebenen Zeitrahmen einhalten zu 
können, müssen bereits jetzt Investitionen in Klärschlammverbrennungsanlagen und in Anla-
gen zur Phosphorrückgewinnung getätigt werden. Solche Investitionen sind bislang nach Maß-
gabe des § 54 LWG nicht ansatzfähig.  
 
Des Weiteren müssen Entlastungspotenziale genutzt werden, die Bekanntmachung der vor-
läufigen Sicherung von Überschwemmungsgebieten wird vereinfacht. Außerdem gelten vor-
läufige Sicherungen von Überschwemmungsgebieten zukünftig zehn Jahre. Eine Beschleuni-
gung von Planfeststellungsverfahren wird durch die Normierung eines sog. „Projektmanagers“ 
angestrebt. 
 
3. Abwasserabgabengesetz Nordrhein-Westfalen (AbwAG NRW) 
 
Zur Sicherstellung einer den Erfordernissen der Abgabengerechtigkeit und Rechtssicherheit 
genügende Erhebung der Abwasserabgabe ist eine Normierung der Methode zur Ermittlung 
der Jahresschmutzwassermenge als Festsetzungsgrundlage für die Schmutzwasserabgabe 
erforderlich. Bislang wird die Ermittlung in der Verwaltungsvorschrift zur Ermittlung der Jah-
resschmutzwassermenge bei Einleitung von mit Niederschlagswasser vermischtem Schmutz-
wasser vom 23.10.2017 – IV-7-031 003 0101 – (MBl. NRW. S. 977) geregelt, deren Bestim-
mungen sich fachlich bewährt haben. Die Regelung in einer Verwaltungsvorschrift wird aber 
nicht mehr als ausreichend erachtet, da es sich um bloßes Verwaltungsinnenrecht ohne Bin-
dungswirkung für die Abwassereinleiter handelt und § 5 Abs. 1 AbwAG NRW demgegenüber 
eine Mitwirkung des Einleiters voraussetzt. 
 
Bei der Festsetzung der Niederschlagswasserabgabe und der Kleineinleiterabgabe beginnt 
die Festsetzungsfrist gem. § 11 Abs. 2 S. 2 AbwAG NRW mit der Vorlage der „notwendigen 
Daten und Unterlagen“, also mit Vorlage der Abgabeerklärung. Dabei ist gesetzlich nicht ge-
regelt, wann die Frist spätestens beginnt, wenn ein Abgabepflichtiger eine Abgabeerklärung 
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für ein Netz bzw. Fläche nicht vorlegt. In diesen Fällen kann die Festsetzungsverjährung man-
gels Fristbeginn nicht eintreten, solange eine Abgabeerklärung nicht vorgelegt wurde. 
 
4. Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) 
 
Das Vorkaufsrecht nach § 99a Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wird seit dem 1. Januar 2026 
von den Bezirksregierungen ausgeübt. Die ZustVU ist an dieser Stelle veraltet und verweist 
auf den § 73 LWG a. F., der jedoch aufgehoben wurde. 
 
B Lösung 
 
1. Verbandsgesetze 
 
a) Gesetze der sondergesetzlichen Wasserwirtschaftsverbände 
 
Die Gesetze werden redaktionell und inhaltlich aktualisiert. 
 
Um die Energieautarkie und den Ausbau der erneuerbaren Energien zu stärken, werden die 
Vorschriften über die Verbandsunternehmen angepasst. Die nach aktueller Rechtslage bereits 
bestehende Möglichkeiten der Eigenenergieerzeugung werden nochmals ausgeweitet und 
ausdifferenziert. So werden nicht nur die Möglichkeit der Eigenversorgung, sondern auch der 
Versorgung Dritter mit Energie aus erneuerbaren Quellen erweitert. 
 
Die Möglichkeit digitaler und hybrider Gremiensitzungen wird von der bisherigen Vorausset-
zung einer pandemischen Lage entkoppelt und – unter Beibehaltung der bisher für dieses im 
Ausnahmefall vorgesehenen Rahmenbedingungen – als ein auf Antrag des Vorstandes durch 
Entscheidung der oder des Verbandsratsvorsitzenden grundsätzlich jederzeit zulässiges Sit-
zungsformat eingeführt. 
 
Der gesetzliche Aufgabenkatalog der sondergesetzlichen Wasserwirtschaftsverbände wird um 
die Durchführung von Maßnahmen zum Zwecke des Hochwasserschutzes erweitert. Damit 
erhalten die Verbände die Möglichkeit, im Einvernehmen mit den betroffenen Mitgliedern die 
Trägerschaft und Durchführung für aufwendige Maßnahmen zu übernehmen und so die Um-
setzungsgeschwindigkeit zu erhöhen. Erfasst sind jedoch ausschließlich Maßnahmen, die 
auch einen Gewässerbezug aufweisen. Hier liegt die Kompetenz der Verbände. Aufgaben au-
ßerhalb der Flusseinzugsgebietsbewirtschaftung sind nicht von ihrer verfassungsrechtlichen 
Rechtfertigung abgedeckt.  
Durch eine weitere Ergänzung des Aufgabenkatalogs wird die Koordinatorenrolle, die Wasser-
wirtschaftsverbände bereits jetzt in ihren Flusseinzugsgebieten für viele ihrer gesetzlichen Auf-
gaben wahrnehmen, für den Bereich Hochwasserschutz noch einmal deutlich herausgestellt 
und für verbandsgebietsübergreifende Koordinationstätigkeit im Bereich des Hochwasser-
schutzes – beispielsweise für die Erstellung von Hochwasserschutzkonzepten – geöffnet. 
 
b) Altlastensanierungs- und Altlastenaufbereitungsverbandsgesetz (AAVG) 
 
Durch eine Änderung in § 2 AAVG erfolgt eine Flexibilisierung der Handlungsmöglichkeiten 
des Verbandes bei der eigentlichen Sanierungsuntersuchung, im Rahmen derer Informations-
defizite vorangegangener Gefahrenbeurteilungen aufgeholt werden können. Eine weitere Än-
derung in § 2 AAVG dient der Klarstellung, dass es sich vor der Bereitschaftserklärung des 
Verbandes um im Eigentum der Gemeinde stehende Flächen handeln muss, die vom Verband 
aufbereitet werden sollen. 
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Zudem dient eine Änderung in § 2 AAVG dazu, dass der AAV möglichst frühzeitig seine Er-
fahrungen bei konkreten Fragestellungen gegenüber Kommunen und Bodenschutzbehörden 
einfließen lassen kann.  
 
Die Änderung in § 3 AAVG stellt sicher, dass der Verband im Rahmen seiner Flächenrecyc-
lingprojekte am objektiven Marktwert der von ihm aufbereiteten Grundstücke angemessen be-
teiligt wird. 
 
Des Weiteren wird mit einer Änderung in § 11 AAVG angelehnt an die Änderung der Gesetze 
für die sondergesetzlichen Wasserwirtschaftsverbände die digitale Delegiertenversammlung 
und Vorstandssitzung ermöglicht.  
 
Mit der Anhebung der Altersgrenze des Geschäftsführers wird im AAVG die jüngste Entwick-
lung im nordrhein-westfälischen Beamtenrecht nachgezeichnet.  
 
Zur kurzfristigen Verbesserung der finanziellen Ausstattung des AAV sind in den letzten Jah-
ren immer wieder zusätzliche Mittel in unterschiedlicher Höhe für den AAV im Haushaltsplan 
des Landes bereitgestellt worden. Durch die dauerhafte Anhebung des Landesbeitrags und 
der Beiträge der kommunalen Mitglieder erhält der AAV Planungssicherheit. Mit einer Ände-
rung des § 20 AAVG wird diese Änderung umgesetzt. 
 
2. Landeswassergesetz (LWG) 
 
Die Änderungen von §§ 22a und 125 LWG dienen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen in der durch die 
Richtlinie (EU) 2023/2413 geänderten Fassung. Die Umsetzungsfrist ist abgelaufen. Inzwi-
schen hat der Bund die notwendigen Anpassungen des Wasserhaushaltsgesetzes vorgenom-
men. Insofern ist nun eine schnellstmögliche Anpassung auch des Landesrechts geboten. 
 
Die Ergänzung von § 54 Satz 2 LWG stellt sicher, dass die Kosten der Phosphorrückgewin-
nung bei den Abwassergebühren ansatzfähig sind. 
 
Durch die Änderung von § 83 LWG werden die Bezirksregierungen und die Kommunen ent-
lastet, indem die Bekanntmachung der vorläufigen Sicherung von Überschwemmungsgebie-
ten vereinfacht wird und vorläufige Sicherungen von Überschwemmungsgebieten zehn Jahre 
gelten. 
 
Der neu aufgenommene § 104a LWG dient der Beschleunigung von Planfeststellungsverfah-
ren, durch die Möglichkeit, Projektmanager einzusetzen. 
 
3. Abwasserabgabengesetz Nordrhein-Westfalen (AbwAG NRW) 
 
Das Abwasserabgabengesetz Nordrhein-Westfalen wird in § 5 Absatz 2 um eine Verordnungs-
ermächtigung ergänzt, die dem für Umwelt zuständigen Ministerium den Erlass einer Rechts-
verordnung zur Regelung der Ermittlung der Jahresschmutzwassermenge und der Nachweis-
führung der Ermittlungsgrundlagen ermöglicht. Auf diese Weise können die Bestimmungen 
der Verwaltungsvorschrift zur Ermittlung der Jahresschmutzwassermenge bei Einleitung von 
mit Niederschlagswasser vermischtem Schmutzwasser vom 23.10.2017 – IV-7-031 003 0101 
– (MBl. NRW. S. 977), die sich in den vergangenen Jahren bewährt haben, in einer Rechts-
verordnung geregelt werden. Eine inhaltliche Änderung der Ermittlungsmethode ist nicht vor-
gesehen. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19696 

 
 

5 

§ 11 Absatz 2 AbwAG NRW wird neu gefasst und um eine dem § 170 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1 2. Halbsatz der Abgabenordnung (AO) entsprechende Regelung ergänzt, nach der die Fest-
setzungsfrist spätestens mit Ablauf des dritten Kalenderjahrs, das auf das Kalenderjahr folgt, 
in dem die Abgabe entstanden ist, beginnt. 
 
4. Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) 
 
Die ZustVU wird zu § 73 LWG a.F. bereinigt und die Zuständigkeit der Bezirksregierungen für 
die Ausübung des Vorkaufrechts nach § 99a WHG normiert. 
 
C Alternativen 
 
Keine.  
 
D Kosten   
 
Die Erhöhung des jährlichen Landesbeitrags im AAVG in Höhe von zwei Millionen Euro wirkt 
sich nicht unmittelbar auf den Landeshaushalt aus, da diese Mittel aktuell bereits als „weitere 
Mittel“ gemäß § 20 Abs. 2 AAVG zur Verfügung gestellt werden und in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung bereits enthalten sind. Die Mittel für den AAV-Beitrag des Landes werden aus 
dem zweckgebundenen Aufkommen des Wasserentnahmeentgelts bereitgestellt. 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen. Beteiligt sind die Staatskanzlei, das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie, das Ministerium der Finanzen, das Ministerium für Inneres und das Minis-
terium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände  
 
Das Gesetz hat grundsätzlich keine Auswirkungen auf die kommunale Selbstverwaltung. Eine 
konnexitätsrelevante Aufgabenübertragung/-änderung findet nicht statt. Die Erhöhung des 
jährlichen Beitrags der Kreise und kreisfreien Städte im AAVG um 0,02 Euro auf 0,08 Euro pro 
Einwohner wirkt sich auf die Haushalte der Kreise und kreisfreien Städte aus, die Mitglied im 
AAV sind. Die Kosten können über die Abfallgebühr umgelegt werden. 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf Unternehmen und private Haushalte 
 
Die Gesetzesänderung hat keine signifikanten finanziellen Auswirkungen auf Unternehmen 
oder private Haushalte beziehungsweise wirkt aus Gründen des Bürokratieabbaus entlastend.  
 
Die Erhöhung der Beiträge der kommunalen Mitglieder wird über die kommunale Abfallgebühr 
auf die Gebührenzahler umgelegt. 
 
Die Ausübung des Vorkaufrechts nach § 99a WHG hat keine finanziellen Auswirkungen auf 
Unternehmen und private Haushalte, da Voraussetzung ein rechtsgültiger Kaufvertrag zwi-
schen dem Eigentümer und einem Dritten ist und das Grundstück zu den vereinbarten Bedin-
gungen erworben wird. 
 
Die Änderungen im Abwasserabgabengesetz Nordrhein-Westfalen haben keine finanziellen 
Auswirkungen auf Unternehmen und private Haushalte, da der Vollzug nicht geändert wird. 
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Durch die ZustVU-Änderung haben Notarinnen und Notare nicht Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartner in 54 Behörden, sondern nur in fünf Bezirksregierungen. 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Der Gesetzentwurf hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. 
Die Wirkungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffenen ein. Auswirkungen auf die 
unterschiedlichen Lebenssituationen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten. 
 
I Auswirkungen des Vorhabens auf die nachhaltige Entwicklung im Sinn der Nach-

haltigkeitsstrategie NRW 
 
Die Erhöhung der Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen wirkt sich positiv auf 
„SDG 7: Bezahlbare und saubere Energie“ aus. 
 
Die Stärkung der Wasserverbände bei der autarkeren Energieversorgung hat positive Auswir-
kungen auf den Nachhaltigkeitsindikator 13.3 der Nachhaltigkeitsstrategie NRW zur Reduktion 
der Treibhausgasemissionen der Gebäude in NRW. 
 
Auch „die Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitärversorgung 
für alle gewährleisten“ (SDG 6) wird durch den Gesetzentwurf befördert. 
 
Im Übrigen bestehen keine Konflikte mit anderen Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. 
 
J Befristung 
 
Gemäß § 39 Abs. 1 Gemeinsame Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes Nordrhein-
Westfalen (GGO NRW) soll in Entwürfen der Landesregierung zu neuen Stammgesetzen und 
neuen Verordnungen grundsätzlich eine Befristung vorgesehen werden. Vorliegend handelt 
es sich lediglich um die Änderung bestehender Stammgesetze, sodass eine Befristung der 
Regelungen nicht vorgesehen ist.  
 
K Auswirkung auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Verwal-

tung (E-Government-Check) 
 
Mit diesem Gesetzentwurf werden Verfahrensabläufe bei den Wasserverbänden digital gestal-
tet und somit optimiert. Durch die Möglichkeit der digitalen Durchführung von Verbandsver-
sammlungen und Ratssitzungen und der Fassung von Beschlüssen digital, wird dem digitalen 
Transformationsprozess Rechnung getragen. 
 
Im Übrigen sind Bezüge zu Themen des E-Governments und der Digitalisierung von Staat und 
Verwaltung nicht Schwerpunkt des Gesetzentwurfs. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetz zur Anpassung verbands- und 

wasserrechtlicher Vorschriften 
 

  

Artikel 1 
Änderung des Aggerverbandsgesetzes 

 
Das Aggerverbandsgesetz vom 15. Dezem-
ber 1992 (GV. NRW. 1993 S. 20), das zuletzt 
durch Artikel 25 des Gesetzes vom 1. Feb-
ruar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über den Aggerverband  

(Aggerverbandsgesetz - AggerVG -) 
 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 Nummer 5 bis 9 wird durch 
die folgenden Nummern 5 bis 11 er-
setzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„5. Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes an oberirdischen Ge-
wässern, auch wenn dem Ver-
band nicht die Gewässerunter-
haltung, der Ausgleich der 
Wasserführung und der Ge-
wässerausbau obliegen; 

6. Koordinierung der Zusammen-
arbeit im Bereich des Hochwas-
serschutzes; 

 § 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
(1) Der Verband hat im Verbandsgebiet fol-
gende Aufgaben: 
 
1. Regelung des Wasserabflusses ein-

schließlich Ausgleich der Wasserfüh-
rung und Sicherung des Hochwasserab-
flusses der oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und in deren 
Einzugsgebieten; 

2. Unterhaltung oberirdischer Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und der mit 
ihnen in funktionellem Zusammenhang 
stehenden Anlagen; 

3. Rückführung ausgebauter oberirdischer 
Gewässer in einen naturnahen Zustand; 

4. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich wasserwirtschaftlicher 
und damit in Zusammenhang stehender 
ökologischer, durch Einwirkungen auf 
den Grundwasserstand hervorgerufener 
oder zu erwartender nachteiliger Verän-
derungen; 

5. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Trink- und Betriebswasser-
versorgung sowie zur Ausnutzung der 
Wasserkraft; 

 
 
 
6. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe 

des Landeswassergesetzes; 
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7. Beschaffung und Bereitstellung 
von Wasser zur Trink- und Be-
triebswasserversorgung sowie 
zur Ausnutzung der Wasser-
kraft; 

8. Abwasserbeseitigung nach 
Maßgabe des Landeswasser-
gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW. S. 926), das 
zuletzt durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes] geändert 
worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung;  

9. Entsorgung der bei der Durch-
führung der Verbandsaufgaben 
anfallenden Abfälle; 

10. Vermeidung, Minderung, Be-
seitigung und Ausgleich einge-
tretener oder zu erwartender, 
auf Abwassereinleitungen oder 
sonstige Ursachen zurückzu-
führender nachteiliger Verän-
derungen des oberirdischen 
Wassers und 

11. Ermittlung der wasserwirt-
schaftlichen Verhältnisse, so-
weit es die Verbandsaufgaben 
erfordern.“ 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
 
 
 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Nrn. 
6 und 7“ durch die Angabe 
„Nummer 8 und 9“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 

 
bb) In Satz 2 wird die Angabe „5“ 

durch die Angabe „7“ ersetzt. 
 

7. Entsorgung der bei der Durchführung 
der Verbandsaufgaben anfallenden Ab-
fälle; 

 
 
8. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 

und Ausgleich eingetretener oder zu er-
wartender, auf Abwassereinleitungen 
oder sonstige Ursachen zurückzufüh-
render nachteiliger Veränderungen des 
oberirdischen Wassers; 

 
 
 
 
 
9. Ermittlung der wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse, soweit es die Verbands-
aufgaben erfordern. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Auf Beschluß der Verbandsversammlung 
kann der Verband im Einvernehmen mit Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen außerhalb 
des Verbandsgebietes und im Benehmen mit 
dem örtlich zuständigen Abwasserverband 
Aufgaben gemäß Absatz 1 Nrn. 6 und 7 au-
ßerhalb des Verbandsgebietes wahrnehmen 
oder Abwasser zur Behandlung in verbands-
eigene Abwasserbehandlungsanlagen über-
nehmen, anfallende Klärschlämme und 
sonstige feste Stoffe entsorgen sowie im Zu-
sammenhang damit weitere Maßnahmen der 
Abwasserbeseitigung auch außerhalb des 
Verbandsgebietes durchführen. Satz 1 gilt 
sinngemäß für die Aufgaben nach Ab-
satz 1 Nummern 1 bis 3 und 5, soweit sie in 
Nordrhein-Westfalen durchgeführt werden. 
Der Beschluß der Verbandsversammlung 
bedarf der Genehmigung durch die Auf-
sichtsbehörde. Für die Rückübertragung 
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gelten die Bestimmungen dieses Absatzes 
entsprechend. 
 
(3) Aufgaben, die nach Absatz 1 dem Ver-
band zugewiesen sind, haben die bisher 
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der 
Verband sie übernimmt. 
 
(4) Der Verband kann auf Beschluß der Ver-
bandsversammlung Aufträge übernehmen, 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben zwar nicht 
erforderlich, aber dienlich sind und mit sei-
nen Aufgaben im Zusammenhang stehen. 
Die Kosten trägt der Auftraggeber. Der Ver-
band darf die Aufträge nur übernehmen, 
wenn die Ausführung der ihm nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben nicht 
beeinträchtigt wird und nicht zu einer Interes-
senkollision führt. In Fällen besonderer Eil-
bedürftigkeit entscheidet der Verbandsrat 
über die Auftragsübernahme. Der Verbands-
versammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben. 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Unternehmen des Verbandes 
sind Planung, Bau, Betrieb und Un-
terhaltung der für die Aufgabenerle-
digung notwendigen Anlagen sowie 
alle sonstigen für die Durchführung 
der Aufgaben erforderlichen Ermitt-
lungen und Arbeiten. Als Unterneh-
men gilt auch die Beteiligung des 
Verbandes an Anlagen Dritter, die 
der Durchführung seiner Aufgaben 
dienen. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 kön-
nen die Möglichkeiten der Anlagen 
zur Energieerzeugung auch für 
Dritte genutzt werden. Dies gilt auch 
für Anlagen, die mit Anlagen nach 
Satz 1 in funktionalem Zusammen-
hang stehen sowie für Anlagen zur 
Erzeugung oder Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen, 
die innerhalb des Verbandsgebietes 
auf Grundstücken des Verbandes 
betrieben werden. Darüber hinaus 
kann der Verband zur Deckung 

 § 3 
Unternehmen des Verbandes,  

Übersichten 
 
 

(1) Unternehmen des Verbandes sind Pla-
nung, Bau, Betrieb und Unterhaltung der für 
die Aufgabenerledigung notwendigen Anla-
gen sowie alle sonstigen für die Durchfüh-
rung der Aufgaben erforderlichen Ermittlun-
gen und Arbeiten. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 können die 
Möglichkeiten der Anlage zur Energieerzeu-
gung genutzt werden, sofern dies mit der Er-
ledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeu-
gung, die in einem funktionalen Zusammen-
hang mit Anlagen nach Satz 1 stehen, ge-
plant, gebaut, betrieben und unterhalten wer-
den. 
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seines Energiebedarfs Anlagen zur 
Erzeugung und zur Speicherung 
von Energie aus erneuerbaren 
Quellen planen, bauen, betreiben 
und unterhalten, wobei die Erzeu-
gung von Überschussmengen in ei-
nem angemessenen Umfang sowie 
die Speicherung und Abgabe dieser 
Überschussmengen an Dritte zuläs-
sig ist. Dies gilt entsprechend für die 
Beteiligung des Verbandes an Anla-
gen Dritter zur Erzeugung oder 
Speicherung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen, auch wenn 
diese außerhalb des Verbandsge-
biets betrieben werden. Die Ener-
gieerzeugung und -speicherung 
nach den Sätzen 3 bis 6 muss mit 
der Erledigung der Aufgaben des 
Verbands nach § 2 vereinbar sein.“ 

 
 
 
 
 
 
 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133)“ gestrichen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Verband stellt über die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben und übernommenen Pflich-
ten erforderlichen Unternehmen, die in ei-
nem Zeitraum von jeweils sechs Jahren 
durchzuführen sind, Übersichten auf (Sechs-
jahresübersichten). Satz 1 gilt nicht für die 
Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des Lan-
deswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133). 
 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa) Nach Satz 1 wird der folgende 
Satz eingefügt: 

 
„Soweit eine Maßnahme nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 5 keinem 
der in Satz 1 genannten Träger 
obliegt, bedarf es des Einver-
nehmens mit den Gebietskör-
perschaften, auf deren Gebie-
ten die Maßnahme durchge-
führt wird.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 3 wird die 

Angabe „Beschluß“ durch die 

 § 4 
Übernahme von Aufgaben 

 
(1) Der Verband kann Aufgaben nach 
§ 2 Abs. 1, die einer Gebietskörperschaft, ei-
nem Wasser- und Bodenverband oder einem 
öffentlich-rechtlichen Zweckverband im Ver-
bandsgebiet obliegen, nur im Einvernehmen 
mit der betroffenen Gebietskörperschaft oder 
dem betroffenen Verband auf Beschluß der 
Verbandsversammlung ganz oder teilweise 
übernehmen. Der Beschluß bedarf der Ge-
nehmigung durch die Aufsichtsbehörde des 
Aggerverbandes. Kommt das Einvernehmen 
mit einem Wasser- und Bodenverband nicht 
zustande, entscheidet auf Antrag die Auf-
sichtsbehörde des Aggerverbandes. Liegt 
die Übernahme der Aufgabe durch den Ag-
gerverband im öffentlichen Interesse, kann 
die Aufsichtsbehörde des Aggerverbandes 
die Übernahme gegenüber dem betroffenen 
Wasser- und Bodenverband anordnen. 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1995-19
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Angabe „Beschluss nach Satz 
1“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
b) Absatz 3 wird durch den folgenden Ab-

satz 3 ersetzt: 
 

„(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 
und 2 gelten nicht für die Aufgabe ge-
mäß § 2 Absatz 1 Nummer 9, soweit 
diese unter § 5 Absatz 8 des Landes-
kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 
21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 250), das 
zuletzt durch Artikel 3 Absatz 11 des Ge-
setzes vom 11. März 2025 
(GV. NRW. S. 288) geändert worden ist, 
fällt.“  
 

 

 
 
 
(2) Für die Übertragung von Aufgaben des 
Aggerverbandes auf eine Gebietskörper-
schaft, einen Wasser- und Bodenverband 
oder einen öffentlich-rechtlichen Zweckver-
band im Verbandsgebiet gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 
 
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für die Aufgabe gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 7, soweit diese unter 
§ 5 Abs. 8 des Landesabfallgesetzes fällt. 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die bis zum 28. Februar 2007 beste-
hende Aufgabenwahrnehmung auf dem Ge-
biet der Abwasserbeseitigung durch den 
Verband und die in Absatz 1 genannten Auf-
gabenträger bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 5 Satz 2 wird die Angabe „Verbrau-

cherschutz“ durch die Angabe „Klima“ 
ersetzt. 

 

 §5 
Verbandsgebiet 

 
Das Verbandsgebiet umfaßt die oberirdi-
schen Einzugsgebiete der Agger und der 
Bröl einschließlich des Sieglarer Mühlengra-
bens sowie die im Land Nordrhein-Westfalen 
gelegenen oberirdischen Einzugsgebiete der 
Wiehl, der Wisser und der Holpe. Die Gren-
zen des Verbandsgebietes ergeben sich aus 
einer Übersichtskarte, die dem Kartenwerk 
des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
,,Stationierung und Gebietsbezeichnung der 
Gewässer in Nordrhein-Westfalen" ent-
spricht. Der Verband legt die Übersichtskarte 
am Sitz der Verbandsverwaltung zur Ein-
sichtnahme aus. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus 
den Delegierten der Mitglieder gemäß Ab-
satz 2 und 3 und einer oder eines Delegier-
ten gemäß Absatz 4. Die Gesamtzahl der 
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5. § 12 Absatz 2 Satz 7 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, und das 
Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, bleiben bei der Ermittlung 
der Beitragseinheiten unberücksichtigt.“ 

 
 

Delegierten wird durch die Satzung be-
stimmt. 
 
(2) Jede in der Satzung festzusetzende Ein-
heit an Jahresbeiträgen (Beitragseinheit) be-
rechtigt zur Entsendung einer oder eines De-
legierten. Ein Mitglied entsendet in die Ver-
bandsversammlung so viele Delegierte mit je 
einer Stimme, wie es aufgrund seiner Jah-
resbeiträge an vollen Beitragseinheiten er-
reicht. Kein Mitglied darf mehr als zwei Fünf-
tel aller Delegierten stellen. Die nach Satz 3 
über zwei Fünftel aller Beitragseinheiten hin-
ausgehenden Beiträge eines Mitgliedes be-
rechtigen nicht zur Entsendung von Dele-
gierten oder zur Bildung von und zum Eintritt 
in Stimmgruppen (Absatz 3). Bei der Ermitt-
lung der Beitragseinheiten eines Mitgliedes 
ist sein durchschnittlicher Jahresbeitrag aus 
den letzten drei Jahren vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung zugrunde zu le-
gen; bei einer Mitgliedschaft von weniger als 
drei Jahren gilt der letzte vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung vom Vorstand 
festgesetzte Jahresbeitrag. Solange Jahres-
beiträge einzelner Mitglieder noch nicht fest-
stehen, gilt der vom Vorstand festgesetzte 
Beitrag. Die Abwasserabgabe gemäß § 2 
Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. 
NRW. S. 559) und das Wasserentnahmeent-
gelt gemäß § 2 des Wasserentnahmeent-
geltgesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 884) geän-
dert worden ist, bleiben bei der Ermittlung 
der Beitragseinheiten unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Mit den Jahresbeiträgen, die eine volle 
Beitragseinheit nicht erreichen oder darüber 
hinausgehen (Beitragsteileinheiten), können 
sich die Mitglieder zu Stimmgruppen zusam-
menschließen. Jede Stimmgruppe hat so 
viele Delegierte mit je einer Stimme, wie sie 
mit den zusammengelegten Beiträgen oder 
Beitragsteilen volle Beitragseinheiten auf 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s884
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sich vereinigt. Jedes Mitglied kann sich nur 
an einer Stimmgruppe beteiligen. Jede 
Stimmgruppe wählt ihre Delegierten und ent-
sendet sie in die Verbandsversammlung. 
Das Nähere über die Bildung von Stimm-
gruppen und die Wahl ihrer Delegierten re-
gelt die Satzung. 
 
(4) Der Verbandsversammlung gehört ferner 
eine Delegierte oder ein Delegierter an, die 
oder der gewähltes Mitglied der Landwirt-
schaftskammer ist und von dieser entsandt 
wird. Die oder der Delegierte hat in der Ver-
bandsversammlung eine Stimme. 
 

6. § 13 wird wie folgt geändert:  
 
 
 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 
durch die Angabe „Absatz“ und die 
Angabe „Artikel 2 des Gesetzes 
vom 25. Juni 2015 
(GV. NRW. S. 496) geändert wor-
den ist,“ durch die Angabe „Artikel 1 
des Gesetzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 618) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Nach Absatz 4 Satz 1 wird der fol-

gende Satz eingefügt: 
 

„Abweichend hiervon endet die 
Amtszeit der Verbandsversamm-
lung, die am 1. Juli 2028 beginnt, 
am 31. Januar 2031.“ 

 
 

 § 13 
Delegierte in der Verbandsversammlung 

 
(1) Delegierte oder Delegierter gemäß 
§ 12 Abs. 2 und 3 kann nur sein, wer selbst 
Mitglied des Verbandes ist, wer bei dem Mit-
glied oder bei einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geändert 
worden ist, beruflich tätig ist, wer bei juristi-
schen Personen vertretungsberechtigt ist 
oder den Organen des Mitgliedes angehört. 
 
(2) Ein Mitglied darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Mitglied steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(3) Die oder der Delegierte gemäß § 12 Abs. 
4 darf nicht Mitglied oder Pächter eines Mit-
gliedes sein. 
 
(4) Die Delegierten werden für fünf Jahre in 
die Verbandsversammlung entsandt. In den 
letztendrei Monaten vor Beendigung der 
Amtszeit sind die Delegierten für die nächste 
Amtszeit zu benennen. Wiederwahl und Wie-
derberufung sind zulässig. 
 
(5) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglied der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2015-28
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Mindestens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Dies gilt auch für die Bildung von 
Stimmgruppen nach § 12 Abs. 3. 
 
(6) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Ungültigkeit der Wahl aufgrund 
einer Entscheidung im Wahlprüfungsverfah-
ren, durch Niederlegung des Amtes, Wegfall 
der für die Entsendung jeweils maßgeben-
den Voraussetzungen, Wahl zum Mitglied 
des Verbandsrates, Eintritt der Geschäftsun-
fähigkeit oder der beschränkten Geschäfts-
fähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter oder Tod. Scheidet 
eine Delegierte oder ein Delegierter vorzeitig 
aus, ist eine Ersatzwahl oder Ersatzberufung 
für den Rest der Amtszeit vorzunehmen. 
 
(7) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Mitglieder, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
der Liste den Mitgliedern mit der Aufforde-
rung bekanntzugeben, innerhalb einer be-
stimmten Frist ihre Delegierten gegenüber 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates für eine neue Amtsperi-
ode zu benennen. Auf die Möglichkeit, sich 
zu Stimmgruppen zusammenzuschließen 
und deren Delegierte zu benennen, ist hinzu-
weisen. Das Nähere regelt die Satzung. 
 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates, 
den Vorstand und die Abteilungsleiterinnen 
und -leiter. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
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wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a) vom Vorstand oder 
b) von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich oder elektronisch unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates, der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter sollen 
an den Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder 
des Verbandsrates, der Vorstand und die 
Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleiter 
sind nicht stimmberechtigt. 
 
(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der 
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a) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Artikel 421 der Verordnung vom 
31.August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist,“ durch die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 11 wird durch den folgenden 
Absatz 11 ersetzt: 

 
„(11) Die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates kann auf Antrag des 
Vorstandes entscheiden, dass die 
Verbandsversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Delegierten und 
der in Absatz 8 genannten Vertrete-
rinnen und Vertreter als virtuelle 
Verbandsversammlung abgehalten 
wird oder dass den Delegierten und 
den in Absatz 8 genannten Vertre-
terinnen und Vertretern freigestellt 
wird, physisch oder virtuell teilzu-
nehmen (hybride Verbandsver-
sammlung), sofern 

 
1. die Bild- und Tonübertragung 

der gesamten Versammlung 
erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der 
virtuell teilnehmenden 

Verbandsversammlung zu bestimmenden 
Delegierten zu unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
im Verbandsgebiet zuständigen Bezirksre-
gierung kann mit beratender Stimme an den 
Sitzungen der Verbandsversammlung teil-
nehmen. Eine gemeinsame Vertreterin oder 
ein gemeinsamer Vertreter der anerkannten 
Naturschutzvereinigungen, die im Sinne des 
§ 63 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert 
worden ist, nach ihrer Satzung landesweit tä-
tig sind, kann mit beratender Stimme an den 
öffentlichen Sitzungen der Verbandsver-
sammlung teilnehmen. 
 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
ohne physische Präsenz der Delegierten 
oder der in Absatz 8 genannten Vertreterin-
nen und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 
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Delegierten über elektronische 
Kommunikation gesichert ist 
und 

3. den virtuell teilnehmenden De-
legierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt 
wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 
1 bis 10 gelten für die virtuelle und 
die hybride Verbandsversammlung 
entsprechend. Die Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgt gemäß 
Satz 1 Nummer 1. Näheres regelt 
die Satzung.“ 

 
c) Absatz 12 wird gestrichen. 

 

Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschlussfas-
sung der Verbandsversammlung oder Wah-
len der Delegierten im Umlaufverfahren her-
beiführen, wenn sich mindestens die Hälfte 
der Delegierten mit der schriftlichen oder 
elektronischen Abgabe der Stimmen einver-
standen erklärt. Die Stimmabgabe erfolgt auf 
schriftlichem oder elektronischem Wege. Für 
das Umlaufverfahren gelten die Bestimmun-
gen in den Absätzen 4 bis 6 entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 16 
Zusammensetzung, Wahl und Amtszeit-

des Verbandsrates 
 

(1) Der Verbandsrat besteht aus fünfzehn 
Mitgliedern, die von der Verbandsversamm-
lung gewählt werden. Zunächst entfallen auf 
die 
 

  1. Mitgliedergruppe 
gemäß § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 (kreis-
freie Städte, kreis-
angehörige Städte 
und Gemeinden) 

2 Mitglieder, 

  2. Mitgliedergruppe 
gemäß § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 
(Kreise) 

1 Mitglied, 
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  3. Mitgliedergruppe 
gemäß § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 (Unter-
nehmen und sons-
tige Träger der öf-
fentlichen Wasser-
versorgung) 

1 Mitglied, 

  4. Mitgliedergruppe 
gemäß § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 (ge-
werbliche Unter-
nehmen, Grundstü-
cke, Verkehrsanla-
gen und sonstige 
Anlagen) 

1 Mitglied, 

  5. Vertreterinnen oder 
Vertreter der Arbeit-
nehmer des Ver-
bandes 

5 Mitglieder. 

 
Die verbleibenden fünf Sitze im Verbandsrat 
verteilen sich nach dem d'Hondt'schen 
Höchstzahlverfahren auf die Mitgliedergrup-
pen gemäß Satz 2 Nrn. 1 bis 4. Für die Ver-
treterinnen oder Vertreter der Kreise, Städte 
und Gemeinden gilt § 13 Abs. 5 Satz 2 ent-
sprechend. Grundlage ist das Beitragsver-
hältnis, das sich für diese Mitgliedergruppen 
aus den durchschnittlichen Beitragsleistun-
gen der letzten drei Jahre vor Bildung des 
Verbandsrates ergibt; § 12 Abs. 2 Sätze 3, 4 
und 7 gelten entsprechend. 
 
(2) Die Mitglieder des Verbandsrates nach 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 werden von der Ver-
bandsversammlung aus je einem Vorschlag 
des Personalrates des Verbandes gemäß 
Satz 2 Nrn. 1 und 2 gewählt. Die Vorschläge 
müssen mindestens die doppelte Anzahl der 
zu wählenden Mitglieder des Verbandsrates 
enthalten, und zwar für: 
 
1. drei Arbeitnehmer-Vertreterinnen oder -

Vertreter, die in einem Beschäftigungs-
verhältnis zum Verband stehen; 

2. zwei weitere Arbeitnehmer-Vertreterin-
nen oder -Vertreter, die nicht Beschäf-
tigte des Verbandes sind. Diesem Wahl-
gang des Personalrates werden Vor-
schläge der im Verband vertretenen Ge-
werkschaften zugrundegelegt. 
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8. Nach § 16 Absatz 6 Satz 1 wird der fol-

gende Satz eingefügt:  
 

„Abweichend hiervon endet die Amtszeit 
des Verbandsrats, der von der Ver-
bandsversammlung gewählt wird, deren 
Amtszeit am 1. Juli 2028 beginnt, am 
15. Februar 2031.“ 

 
 

Die Wahl ist eine Personenwahl. Das Nähere 
regelt die Satzung. 
 
(3) Mitglied des Verbandsrates kann nicht 
sein, wer Delegierte oder Delegierter in der 
Verbandsversammlung ist. Im übrigen gilt 
§ 13 Abs. 1 und 2 entsprechend. 
 
(4) In der Satzung kann bestimmt werden, 
daß für jedes Mitglied des Verbandsrates in 
gleicher Weise ein stellvertretendes Mitglied 
des Verbandsrates gewählt wird. 
 
(5) Der Verbandsrat wählt aus seiner Mitte 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und 
deren oder dessen Stellvertreterin oder Stell-
vertreter. Gehört die oder der Vorsitzende 
den Mitgliedern gemäß Absatz 1 Satz 2 Nr. 
3 oder 4 an, ist die Stellvertreterin oder der 
Stellvertreter von den Mitgliedern gemäß Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2 zu stellen. Gehört 
die oder der Vorsitzende den Mitgliedern ge-
mäß Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2 an, ist die 
Stellvertreterin oder der Stellvertreter von 
den Mitgliedern gemäß Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 
oder 4 zu stellen. Gewählt ist, wer im ersten 
Wahlgang mehr als die Hälfte der gültigen 
Stimmen der anwesenden Mitglieder des 
Verbandsrates auf sich vereinigt. Kommt 
eine Wahl hiernach nicht zustande, ist ge-
wählt, wer in einem zweiten Wahlgang die 
meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los. 
 
(6) Die Amtszeit des Verbandsrates beträgt 
fünf Jahre. Die Mitglieder führen nach Been-
digung der Amtszeit ihr Amt weiter, bis der 
neue Verbandsrat gewählt ist. Wiederwahl 
ist zulässig. Im übrigen gilt § 13 Abs. 6 ent-
sprechend. 
 
 
 
(7) Die Verbandsversammlung kann Mitglie-
der des Verbandsrates und deren Stellver-
treterinnen oder Stellvertreter wegen grober 
Verletzung der ihnen dem Verband gegen-
über obliegenden Pflichten abwählen. Der 
Beschluß bedarf der Mehrheit von zwei Drit-
teln aller Delegierten. In derselben Sitzung 
ist eine Ersatzwahl für den Rest der Amtszeit 
vorzunehmen. 
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9. § 17 Absatz 4 Nummer 2 wird durch die 

folgende Nummer 2 ersetzt: 
 

„2. die Bestellung von Beauftragten 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 84) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
dem Kreislaufwirtschaftsgesetz 
vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 
212), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 56) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I 
Nr. 84) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung,“. 

 

 § 17 
Aufgaben des Verbandsrates 

 
(1) Der Verbandsrat hat die ihm durch dieses 
Gesetz zugewiesenen Aufgaben. Er ist an 
die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
gebunden. Er überwacht die Führung der 
Geschäfte durch den Vorstand. 
 
(2) Der Verbandsrat wählt den Vorstand. Er 
bestimmt die oder den insbesondere für per-
sonelle und soziale Angelegenheiten des 
Verbandes zuständige Abteilungsleiterin 
oder zuständigen Abteilungsleiter, die oder 
der nicht gegen die Stimmen der Mehrheit 
der Arbeitnehmer-Vertreterinnen oder -Ver-
treter bestellt werden darf. 
 
(3) Für die Abberufung des Vorstandes aus 
einem wichtigen Grund ist § 18 Abs. 5 ent-
sprechend anzuwenden. Die Abberufung der 
Abteilungsleiterin oder des Abteilungsleiters 
aus der ihr oder ihm gemäß Absatz 2 Satz 2 
übertragenen Funktion ist nur mit den Stim-
men der Mehrheit der Arbeitnehmer-Vertre-
terinnen oder -Vertreter möglich. 
 
(4) Der Verbandsrat beschließt über: 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
2. die Bestellung von Beauftragten nach 

dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Ab-
fallgesetz und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, 
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3. den Abschluß eines Dienstvertrages mit 
dem Vorstand, 

4. die Geschäftsordnung für die Verbands-
verwaltung, 

5. die übrigen Zuständigkeiten der oder 
des gemäß Absatz 2 Satz 2 bestimmten 
Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiters 
innerhalb der Verbandsverwaltung und 
ihre oder seine Stellung gegenüber dem 
Vorstand in personellen und sozialen 
Angelegenheiten, 

6. die Genehmigung von überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Ausgaben 
(§ 23 Abs. 2) oder erfolggefährdenden 
Mehraufwendungen. 

 
(5) Der Zustimmung des Verbandsrates be-
darf der Vorstand in folgenden Angelegen-
heiten: 
 
1. Entwürfe der Übersichten gemäß 

§ 3 Absatz 2 und Entwurf des Abwas-
serbeseitigungskonzeptes nach § 53 
des Landeswassergesetzes, 

2. Bau- und Maßnahmepläne für die Ver-
bandsunternehmen, 

3. Anordnung der Inanspruchnahme von 
Grundstücken und Anlagen der Mitglie-
der und von Dritten sowie die Festset-
zung des Geldausgleichs (§ 7 Abs. 5, 
§ 8 Abs. 2), 

4. Anträge auf Durchführung von Enteig-
nungsverfahren (§ 9), 

5. Gewährung von Darlehen an Stellen au-
ßerhalb des Verbandes, 

6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von 
Bürgschaften, Patronatserklärungen 
und Gewährverträgen, ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Verpflichtung, 

7. Bildung von oder Eintritt in Handelsge-
sellschaften sowie in Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, die auf 
eine wirtschaftliche Betätigung ausge-
richtet sind, oder in kommunale Arbeits-
gemeinschaften oder Zweckverbände 
und Beteiligung als stiller Gesellschafter 
an einem Handelsgewerbe sowie bei 
Änderungen der diesen Geschäften zu-
grunde liegenden Verträgen, 
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8. Abschluß und Kündigung von Tarifver-
trägen sowie Grundsätze für die Anstel-
lungsverhältnisse der Beschäftigten, 

9. Verfolgung von Rechtsbehelfen gegen 
aufsichtsrechtliche Verfügungen und 
Anordnungen, 

10. Festsetzung von Zwangsmitteln (§ 32), 
11. Bestellung einer Abteilungsleiterin oder 

eines Abteilungsleiters zur ständigen 
Vertreterin oder zum ständigen Vertreter 
des Vorstandes, 

12. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-
ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner 
Änderungen und der Finanzplanung 
(§ 22a). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Sitzungen des Verbandsrates,  

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. Der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter neh-
men ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
oder elektronisch unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes bei der oder bei dem 
Vorsitzenden beantragen oder die Aufsichts-
behörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
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10. § 18 Absatz 8 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Unter den Voraussetzungen des 
§ 15 Absatz 11 kann die oder der Vorsit-
zende des Verbandsrates auf Antrag 
des Vorstands eine virtuelle oder hyb-
ride Verbandsratssitzung einberufen.“ 

 

Anwesenden beschlußfähig ist. Hierauf muß 
in der Ladung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege ergangene Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie von allen Mitgliedern des Ver-
bandsrates einstimmig gefaßt worden sind. 
Das Ergebnis ist spätestens in der nächsten 
Sitzung des Verbandsrates bekanntzuge-
ben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19 
Vorstand 

 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvor-
gesetzter des Vorstandes. 
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11. § 19 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 
 

(2) Wer zum Vorstand gewählt wird, muß die 
für sein Amt erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen. Seine Amtszeit beträgt fünf Jahre. 
Wiederwahlen sind zulässig. Die Wahl ist frü-
hestens neun Monate und spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Amtszeit durchzufüh-
ren. Die Amtszeit endet spätestens mit Ab-
lauf des Monats, in dem der Vorstand das 
67. Lebensjahr vollendet. Für Vorstände, die 
am 1. Januar 2013 im Amt sind und deren 
Amtszeit bis längstens 2017 läuft, findet die 
Altersgrenze nach Satz 5 nur mit deren Zu-
stimmung Anwendung. 
 
(3) Für die Abteilungsleiterin oder den Abtei-
lungsleiter gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 gilt Ab-
satz 2 sinngemäß. 
 
(4) Der Vorstand hat entsprechend den Re-
gelungen der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 
2005 S. 15) in der jeweils geltenden Fassung 
seine Vergütung im Jahresabschluss indivi-
dualisiert offen zu legen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
12. § 21 Absatz 3 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen unbe-
schadet weitergehender Satzungsrege-
lungen der Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 

 

 § 21 
Vertretung des Verbandes 

 
(1) Der Vorstand vertritt den Verband ge-
richtlich und außergerichtlich. 
(2) Der Vorstand bestellt mit Zustimmung 
des Verbandsrates eine Abteilungsleiterin 
oder einen Abteilungsleiter zu seinem stän-
digen Vertreter. 
 
(3) Verpflichtende Erklärungen des Verban-
des bedürfen der Schriftform. Die Vertre-
tungs- und Unterschriftsbefugnisse werden 
durch die Geschäftsordnung für die Ver-
bandsverwaltung geregelt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 27 
Veranlagung 

 
(1) Aufgrund des festgestellten Wirtschafts-
planes berechnet der Vorstand nach den 
Veranlagungsregeln die Beiträge. Er führt 
die Beiträge - nach Beitragsgruppen getrennt 
- mit den zugehörigen Berechnungsgrundla-
gen in einer Beitragsliste auf und setzt die 
Beiträge fest. Der Vorstand teilt unverzüglich 
jedem Mitglied seinen Beitrag für die 
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13. § 27 Absatz 2 Satz 3 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 

„Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Verweis auf 
Gesetz, Satzung und Veranlagungs-
richtlinien zu unterrichten.“ 
 

 

jeweilige Beitragsgruppe, die wesentlichen 
Berechnungsgrundlagen hierzu, die Zahl-
stelle und die Zahlungsfrist mit (Beitragsbe-
scheid) und zieht die Beiträge ein. 
 
(2) Im Beitragsbescheid ist der Veranlagte 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Beitragsliste und die dazugehörigen Unterla-
gen unter Angabe von Ort und Zeitraum hin-
zuweisen. Der Beitragsbescheid ist zuzustel-
len. Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende Rechte 
und Pflichten unter Beifügung von Gesetz, 
Satzung und Veranlagungsregeln zu unter-
richten. 
 
(3) Gegen den Beitragsbescheid kann der 
Veranlagte innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung Widerspruch einlegen. 
Hilft der Vorstand dem Widerspruch nicht ab, 
legt er ihn dem Widerspruchsausschuß vor. 
 
(4) Soweit es für die Verwaltung und die Ar-
beiten des Verbandes erforderlich ist, kann 
der Vorstand vor der Ermittlung und Bestim-
mung des Beitragsverhältnisses vorläufige 
Beiträge nach dem voraussichtlichen Bei-
tragsverhältnis festsetzen. 
 
(5) Ein durch Rechtsbehelf oder Entschei-
dung des Vorstandes entstandener Minder- 
oder Mehrbeitrag eines Mitgliedes des Ver-
bandes gegenüber den nach Absatz 1 oder 
4 festgesetzten Beiträgen ist unter den übri-
gen Mitgliedern derselben Beitragsgruppe im 
Verhältnis der von ihnen im Veranlagungs-
jahr zu leistenden Beiträge aufzuteilen und 
bei der nächstmöglichen Veranlagung aus-
zugleichen, soweit sich aus den Veranla-
gungsregeln nichts anderes ergibt. Nicht ein-
ziehbare Beiträge sind anteilig von allen üb-
rigen Mitgliedern des Verbandes zu tragen 
und ihrem nächsten Jahresbeitrag zuzurech-
nen, soweit keine Deckung aus der Rücklage 
(§ 24 Abs. 1) beschlossen wird. 
 
(6) Werden im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
Ausgaben erforderlich, die nur aufgrund ei-
ner Änderung des Wirtschaftsplanes geleis-
tet werden können, sind die dafür benötigten 
Beiträge spätestens im darauffolgenden Jahr 
in einen Nachtrag zur Beitragsliste aufzuneh-
men. Für die Aufstellung und Festsetzung 
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der Nachtragsliste sowie für die Veranlagung 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
 
(7) Wer seinen Beitrag oder sonstige öffent-
lich-rechtliche Forderungen in Geld nicht 
rechtzeitig leistet, hat nach Maßgabe des 
§ 240 der Abgabenordnung einen Säumnis-
zuschlag zu zahlen, den der Vorstand fest-
setzt und einzieht. 
 

 
 
 
 
14. In § 34 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„(Ministerium)“ gestrichen. 
 

 § 34 
Aufsicht 

 
(1) Der Verband steht unter der Aufsicht des 
Staates. Aufsichtsbehörde ist das für Umwelt 
zuständige Ministerium (Ministerium). 
 
(2) Die Aufsicht stellt sicher, daß der Ver-
band die ihm obliegenden Aufgaben und 
Pflichten nach geltendem Recht und im Ein-
klang mit den wasserwirtschaftlichen Zielset-
zungen des Landes erfüllt. 
 

Artikel 2 
Änderung des Eifel-Rur-Verbandsgeset-

zes 
 
Das Eifel-Rur-Verbandsgesetz vom 7. Feb-
ruar 1990 (GV. NRW. S. 106), das zuletzt 
durch Artikel 26 des Gesetzes vom 1. Feb-
ruar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über den Wasserverband Eifel-
Rur (Eifel-Rur-Verbandsgesetz - Eifel-

RurVG -) 
 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 Nummer 4 bis 9 wird durch 
die folgenden Nummern 4 bis 11 er-
setzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„4. Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes an oberirdischen 

 § 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
(1) Der Verband hat im Verbandsgebiet fol-
gende Aufgaben: 
 
1. Regelung des Wasserabflusses ein-

schließlich Ausgleich der Wasserfüh-
rung und Sicherung des Hochwasserab-
flusses der oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und in deren 
Einzugsgebieten; 

2. Unterhaltung oberirdischer Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und der mit 
ihnen in funktionellem Zusammenhang 
stehenden Anlagen; 

3. Rückführung ausgebauter oberirdischer 
Gewässer in einen naturnahen Zustand; 

4. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser aus oberirdischen Gewässern 
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Gewässern, auch wenn dem 
Verband nicht die Gewässerun-
terhaltung, der Ausgleich der 
Wasserführung und der Ge-
wässerausbau obliegen; 

5. Koordinierung der Zusammen-
arbeit im Bereich des Hoch-
wasserschutzes; 

6. Beschaffung und Bereitstellung 
von Wasser aus oberirdischen 
Gewässern zur Trink- und Be-
triebswasserversorgung sowie 
zur Ausnutzung der Wasser-
kraft; 

7. Bewässerung und Entwässe-
rung von Grundstücken; 

 
8. Abwasserbeseitigung nach 

Maßgabe des Landeswasser-
gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW. S. 926), das 
zuletzt durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes] geändert 
worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung;  

9. Entsorgung der bei der Durch-
führung der Verbandsaufgaben 
anfallenden Abfälle; 

10. Vermeidung, Minderung, Be-
seitigung und Ausgleich einge-
tretener oder zu erwartender, 
auf Abwassereinleitungen oder 
sonstige Ursachen zurückzu-
führender nachteiliger Verän-
derungen des oberirdischen 
Wassers und 

11. Ermittlung der wasserwirt-
schaftlichen Verhältnisse, so-
weit es die Verbandsaufgaben 
erfordern.“ 

 
 
 
 
 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe 
„Nrn. 6 und 7“ durch die Angabe 
„Nummer 8 und 9“ ersetzt. 

 
 

zur Trink- und Betriebswasserversor-
gung sowie zur Ausnutzung der Wasser-
kraft; 

 
 
5. Bewässerung und Entwässerung von 

Grundstücken; 
 
6. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe 

des Landeswassergesetzes; 
 
 
 
 
7. Entsorgung der bei der Durchführung 

der Verbandsaufgaben anfallenden Ab-
fälle; 

8. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich eingetretener oder zu er-
wartender, auf Abwassereinleitungen 
oder sonstige Ursachen zurückzufüh-
render nachteiliger Veränderungen des 
oberirdischen Wassers; 

 
 
 
 
 
9. Ermittlung der wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse, soweit es die Verbands-
aufgaben erfordern. 

 
Die Aufgaben des Erftverbandes in den Be-
reichen der Venloer Scholle bleiben unbe-
rührt. Im Zweifel entscheidet auf Antrag die 
Aufsichtsbehörde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Auf Beschluß der Verbandsversammlung 
kann der Verband im Einvernehmen mit Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen außerhalb 
des Verbandsgebietes und im Benehmen mit 
dem örtlich zuständigen Abwasserverband 
Aufgaben gemäß Absatz 1 Nrn. 6 und 7 au-
ßerhalb des Verbandsgebietes wahrnehmen 
oder Abwasser zur Behandlung in verbands-
eigene Abwasserbehandlungsanlagen 
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übernehmen, anfallende Klärschlämme und 
sonstige feste Stoffe entsorgen sowie im Zu-
sammenhang damit weitere Maßnahmen der 
Abwasserbeseitigung auch außerhalb des 
Verbandsgebietes durchführen. Entspre-
chendes gilt für die Überleitung von Gruben-
wässern in das Verbandsgebiet. Der Be-
schluß der Verbandsversammlung bedarf 
der Genehmigung durch die Aufsichtsbe-
hörde. Für die Rückübertragung gelten die 
Bestimmungen dieses Absatzes entspre-
chend. 
 
(3) Aufgaben, die nach Absatz 1 dem Ver-
band zugewiesen sind, haben die bisher 
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der 
Verband sie übernimmt. 
 
(4) Der Verband kann auf Beschluß der Ver-
bandsversammlung Aufträge übernehmen, 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben zwar nicht 
erforderlich, aber dienlich sind und mit sei-
nen Aufgaben im Zusammenhang stehen. 
Die Kosten trägt der Auftraggeber. Der Ver-
band darf die Aufträge nur übernehmen, 
wenn die Ausführung der ihm nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben nicht 
beeinträchtigt wird und nicht zu einer Interes-
senkollision führt. In Fällen besonderer Eil-
bedürftigkeit entscheidet der Verbandsrat 
über die Auftragsübernahme. Der Verbands-
versammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben. 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Unternehmen des Verbandes 
sind Planung, Bau, Betrieb und Un-
terhaltung der für die Aufgabenerle-
digung notwendigen Anlagen sowie 
alle sonstigen für die Durchführung 
der Aufgaben erforderlichen Ermitt-
lungen und Arbeiten. Als Unterneh-
men gilt auch die Beteiligung des 
Verbandes an Anlagen Dritter, die 
der Durchführung seiner Aufgaben 
dienen. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 kön-
nen die Möglichkeiten der Anlagen 
zur Energieerzeugung auch für 

 § 3 
Unternehmen des Verbandes,  

Übersichten 
 
 

(1) Unternehmen des Verbandes sind Pla-
nung, Bau, Betrieb und Unterhaltung der für 
die Aufgabenerledigung notwendigen Anla-
gen sowie alle sonstigen für die Durchfüh-
rung der Aufgaben erforderlichen Ermittlun-
gen und Arbeiten. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 können die 
Möglichkeiten der Anlage zur Energieerzeu-
gung genutzt werden, sofern dies mit der Er-
ledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeu-
gung, die in einem funktionalen Zusammen-
hang mit Anlagen nach Satz 1 stehen, 
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Dritte genutzt werden. Dies gilt auch 
für Anlagen, die mit Anlagen nach 
Satz 1 in funktionalem Zusammen-
hang stehen sowie für Anlagen zur 
Erzeugung oder Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen, 
die innerhalb des Verbandsgebietes 
auf Grundstücken des Verbandes 
betrieben werden. Darüber hinaus 
kann der Verband zur Deckung sei-
nes Energiebedarfs Anlagen zur Er-
zeugung und zur Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen 
planen, bauen, betreiben und unter-
halten, wobei die Erzeugung von 
Überschussmengen in einem ange-
messenen Umfang sowie die Spei-
cherung und Abgabe dieser Über-
schussmengen an Dritte zulässig 
ist. Dies gilt entsprechend für die 
Beteiligung des Verbandes an Anla-
gen Dritter zur Erzeugung oder 
Speicherung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen, auch wenn 
diese außerhalb des Verbandsge-
biets betrieben werden. Die Ener-
gieerzeugung und -speicherung 
nach den Sätzen 3 bis 6 muss mit 
der Erledigung der Aufgaben des 
Verbands nach § 2 vereinbar sein.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „vom 

25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 133)“ ge-
strichen. 

 
 

geplant, gebaut, betrieben und unterhalten 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Verband stellt über die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben und übernommenen Pflich-
ten erforderlichen Unternehmen, die in ei-
nem Zeitraum von jeweils sechs Jahren 
durchzuführen sind, Übersichten auf (Sechs-
jahresübersichten). Satz 1 gilt nicht für die 
Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des Lan-
deswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133). 
 
(3) Der Verband hat solche Unternehmen zur 
Erfüllung der Verbandsaufgaben, die das 
Grundwasser in der Venloer Scholle und in 
der Rurscholle unmittelbar beeinflussen, mit 
dem Erftverband vorher abzustimmen. Im 
Zweifel entscheidet auf Antrag die Aufsichts-
behörde. 
 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1995-19
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3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa) Nach Satz 1 wird der folgende 
Satz eingefügt: 

 
„Soweit eine Maßnahme nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 4 keinem 
der in Satz 1 genannten Träger 
obliegt, bedarf es des Einver-
nehmens mit den Gebietskör-
perschaften, auf deren Gebie-
ten die Maßnahme durchge-
führt wird.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 3 wird die 

Angabe „Beschluß“ durch die 
Angabe „Beschluss nach Satz 
1“ ersetzt. 

 
 
 
 
 

b) Absatz 3 wird durch den folgenden 
Absatz 3 ersetzt: 

 
„(3) Die Bestimmungen der Absätze 
1 und 2 gelten nicht für die Aufgabe 
gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 9, so-
weit diese unter § 5 Absatz 8 des 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes 
vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 
250), das zuletzt durch Artikel 3 Ab-
satz 11 des Gesetzes vom 11. März 
2025 (GV. NRW. S. 288) geändert 
worden ist, fällt.“ 

 

 § 4 
Übernahme von Aufgaben 

 
(1) Der Verband kann Aufgaben nach 
§ 2 Abs. 1, die einer Gebietskörperschaft, ei-
nem Wasser- und Bodenverband oder einem 
öffentlich-rechtlichen Zweckverband im Ver-
bandsgebiet obliegen, nur im Einvernehmen 
mit der betroffenen Gebietskörperschaft oder 
dem betroffenen Verband auf Beschluß der 
Verbandsversammlung ganz oder teilweise 
übernehmen. Der Beschluß bedarf der Ge-
nehmigung durch die Aufsichtsbehörde des 
Wasserverbandes Eifel-Rur. Kommt das Ein-
vernehmen mit einem Wasser- und Boden-
verband nicht zustande, entscheidet auf An-
trag die Aufsichtsbehörde des Wasserver-
bandes Eifel-Rur. Liegt die Übernahme der 
Aufgabe durch den Wasserverband Eifel-Rur 
im öffentlichen Interesse, kann die Aufsichts-
behörde die Übernahme gegenüber dem be-
troffenen Wasser- und Bodenverband anord-
nen. 
 
 
(2) Für die Übertragung von Aufgaben des 
Wasserverbandes Eifel-Rur auf eine Ge-
bietskörperschaft, einen Wasser- und Bo-
denverband oder einen öffentlich-rechtlichen 
Zweckverband im Verbandsgebiet gilt Ab-
satz 1 entsprechend. 
 
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für die Aufgabe gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 7, soweit diese unter 
§ 5 Abs. 8 des Landesabfallgesetzes fällt. 
(4) Die bis zum 28. Februar 2007 beste-
hende Aufgabenwahrnehmung auf dem Ge-
biet der Abwasserbeseitigung durch den 
Verband und die in Absatz 1 genannten Auf-
gabenträger bleibt unberührt. 
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4. In § 5 Satz 2 wird die Angabe „Verbrau-

cherschutz“ durch die Angabe „Klima“ 
ersetzt. 

 

 § 5 
Verbandsgebiet 

 
Das Verbandsgebiet umfaßt das im Land 
Nordrhein-Westfalen gelegene oberirdische 
Einzugsgebiet der Rur. Die Grenzen des 
Verbandsgebietes ergeben sich aus einer 
Übersichtskarte, die dem Kartenwerk des 
Landesamtes für Natur, Umwelt und Ver-
braucherschutz Nordrhein-Westfalen ,,Stati-
onierung und Gebietsbezeichnung der Ge-
wässer in Nordrhein-Westfalen" entspricht. 
Der Verband legt die Übersichtskarte am Sitz 
der Verbandsverwaltung zur Einsichtnahme 
aus. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 12 Absatz 2 Satz 7 durch den folgen-

den Satz ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 

 § 12 
Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus 
den Delegierten der Mitglieder gemäß Ab-
satz 2 und 3 und einer oder einem Delegier-
ten gemäß Absatz 4. Die Gesamtzahl der 
Delegierten wird durch die Satzung be-
stimmt. 
 
(2) Jede in der Satzung festzusetzende Ein-
heit an Jahresbeiträgen (Beitragseinheit) be-
rechtigt zur Entsendung einer oder eines De-
legierten. Ein Mitglied entsendet in die Ver-
bandsversammlung so viele Delegierte mit je 
einer Stimme, wie es auf Grund seiner Jah-
resbeiträge an vollen Beitragseinheiten er-
reicht. Kein Mitglied darf mehr als zwei Fünf-
tel aller Delegierten stellen. Die nach Satz 3 
über zwei Fünftel aller Beitragseinheiten hin-
ausgehenden Beiträge eines Mitgliedes be-
rechtigen nicht zur Entsendung von Dele-
gierten oder zur Bildung von und zum Eintritt 
in Stimmgruppen (Absatz 3). Bei der Ermitt-
lung der Beitragseinheiten eines Mitgliedes 
ist sein durchschnittlicher Jahresbeitrag aus 
den letzten drei Jahren vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung zugrunde zu le-
gen; bei einer Mitgliedschaft von weniger als 
drei Jahren gilt der letzte vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung vom Vorstand 
festgesetzte Jahresbeitrag. Solange Jahres-
beiträge einzelner Mitglieder noch nicht fest-
stehen, gilt der vom Vorstand festgesetzte 
Beitrag. Die Abwasserabgabe gemäß 
§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
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(GV. NRW. S. 559), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, und das 
Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, bleiben bei der Ermittlung 
der Beitragseinheiten unberücksichtigt.“ 

 
 

(GV. NRW. S. 559) und das Wasserentnah-
meentgelt gemäß § 2 des Wasserentnahme-
entgeltgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Januar 2004 
(GV. NRW. S. 30), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 884) geändert worden ist, blei-
ben bei der Ermittlung der Beitragseinheiten 
unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
(3) Mit den Jahresbeiträgen, die eine volle 
Beitragseinheit nicht erreichen oder darüber 
hinausgehen (Beitragsteileinheiten), können 
sich die Mitglieder zu Stimmgruppen zusam-
menschließen. Jede Stimmgruppe hat so 
viele Delegierte mit je einer Stimme, wie sie 
mit den zusammengelegten Beiträgen oder 
Beitragsteilen volle Beitragseinheiten auf 
sich vereinigt. Jedes Mitglied kann sich nur 
an einer Stimmgruppe beteiligen. Jede 
Stimmgruppe wählt ihre Delegierten und ent-
sendet sie in die Verbandsversammlung. 
Das Nähere über die Bildung von Stimm-
gruppen und die Wahl ihrer Delegierten re-
gelt die Satzung. 
 
(4) Der Verbandsversammlung gehört ferner 
eine Delegierte oder ein Delegierter an, die 
oder der gewähltes Mitglied der Landwirt-
schaftskammer ist und von dieser entsandt 
wird. Die oder der Delegierte hat in der Ver-
bandsversammlung eine Stimme. 
 

 
 
 
 
6. In § 13 Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 

durch die Angabe „Absatz“ und die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geän-
dert worden ist,“ durch die Angabe „Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 618) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung,“ er-
setzt. 

 

 § 13 
Delegierte in der Verbandsversammlung 

 
(1) Delegierte oder Delegierter gemäß 
§ 12 Abs. 2 und 3 kann nur sein, wer selbst 
Mitglied des Verbandes ist, wer bei dem Mit-
glied oder bei einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geändert 
worden ist, beruflich tätig ist, wer 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s884
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2015-28
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vertretungsberechtigt ist oder den Organen 
des Mitgliedes angehört. 
 
(2) Ein Mitglied darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Mitglied steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(3) Die oder der Delegierte gemäß 
§ 12 Abs. 4 darf nicht Mitglied oder Pächter 
eines Mitgliedes sein. 
 
(4) Die Delegierten gemäß § 12 Abs. 1 wer-
den für fünf Jahre in die Verbandsversamm-
lung entsandt. In den letzten drei Monaten 
vor Beendigung der Amtszeit sind die Dele-
gierten für die nächste Amtsperiode zu be-
nennen. Wiederwahl oder Wiederberufung 
sind zulässig. 
 
(5) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglieder der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. Min-
destens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Dies gilt auch für die Bildung von 
Stimmgruppen nach § 12 Abs. 3. 
 
(6) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Niederlegung des Amtes, Weg-
fall der für die Entsendung jeweils maßge-
benden Voraussetzungen, Wahl zum Mit-
glied des Verbandsrates, Eintritt der Ge-
schäftsunfähigkeit oder der beschränkten 
Geschäftsfähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter oder Tod. 
Scheidet eine Delegierte oder ein Delegierter 
vorzeitig aus, ist eine Ersatzwahl oder Er-
satzberufung für den Rest der Amtszeit vor-
zunehmen. 
 
(7) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Mitglieder, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
der Liste den Mitgliedern mit der Aufforde-
rung bekanntzugeben, innerhalb einer 
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bestimmten Frist ihre Delegierten gegenüber 
der oder dem Vorsitzenden des Verbandsra-
tes für eine neue Amtsperiode zu benennen. 
Auf die Möglichkeit, sich zu Stimmgruppen 
zusammenzuschließen und deren Delegierte 
zu benennen, ist hinzuweisen. Das Nähere 
regelt die Satzung. 
 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a) vom Vorstand oder 
b) von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich oder elektronisch unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates und der Vorstand sollen an den 
Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder des 
Verbandsrates und der Vorstand sind nicht 
stimmberechtigt. Entsprechendes gilt für die 
oder den gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 be-
stimmte Dezernentin oder bestimmten De-
zernenten. 
 
(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. 
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a) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist,“ durch die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Hierauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde und der Bezirksregierung kann mit 
beratender Stimme an den Sitzungen der 
Verbandsversammlung teilnehmen. Eine ge-
meinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzverei-
nigungen, die im Sinne des § 63 des Bun-
desnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Arti-
kel 421 der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden 
ist, nach ihrer Satzung landesweit tätig sind, 
kann mit beratender Stimme an den öffentli-
chen Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind 
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b) Absatz 11 wird durch den folgenden 
Absatz 11 ersetzt: 

 
„(11) Die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates kann auf Antrag des 
Vorstandes entscheiden, dass die 
Verbandsversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Delegierten und 
der in Absatz 8 genannten Vertrete-
rinnen und Vertreter als virtuelle 
Verbandsversammlung abgehalten 
wird oder dass den Delegierten und 
den in Absatz 8 genannten Vertre-
terinnen und Vertretern freigestellt 
wird, physisch oder virtuell teilzu-
nehmen (hybride Verbandsver-
sammlung), sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung 

der gesamten Versammlung 
erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der 
virtuell teilnehmenden Dele-
gierten über elektronische 
Kommunikation gesichert ist 
und 

3. den virtuell teilnehmenden De-
legierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt 
wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 
1 bis 10 gelten für die virtuelle und 
die hybride Verbandsversammlung 
entsprechend. Die Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 
Nummer 1. Näheres regelt die Sat-
zung.“ 

 
c) Absatz 12 wird gestrichen. 

 

mindestens drei Wochen vor der Sitzung den 
Mitgliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
ohne physische Präsenz der Delegierten 
oder der in Absatz 8 genannten Vertreterin-
nen und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschlussfas-
sung der Verbandsversammlung oder Wah-
len der Delegierten im Umlaufverfahren her-
beiführen, wenn sich mindestens die Hälfte 
der Delegierten mit der schriftlichen oder 
elektronischen Abgabe der Stimmen einver-
standen erklärt. Die Stimmabgabe erfolgt auf 
schriftlichem oder elektronischem Wege. Für 
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das Umlaufverfahren gelten die Bestimmun-
gen in den Absätzen 4 bis 6 entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. § 17 Absatz 4 Nummer 2 wird durch die 

folgende Nummer 2 ersetzt: 
 

„2. die Bestellung von Beauftragten 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 84) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
dem Kreislaufwirtschaftsgesetz 
vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 
212), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 56) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert 

 § 17 
Aufgaben des Verbandsrates 

 
(1) Der Verbandsrat hat die ihm durch dieses 
Gesetz zugewiesenen Aufgaben. Er ist an 
die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
gebunden. Er überwacht die Führung der 
Geschäfte durch den Vorstand. 
 
(2) Der Verbandsrat wählt den Vorstand. Er 
bestimmt die oder den insbesondere für per-
sonelle und soziale Angelegenheiten des 
Verbandes zuständige Dezernentin oder zu-
ständigen Dezernenten, die oder der nicht 
gegen die Stimmen der Mehrheit der Arbeit-
nehmer-Vertreterinnen oder -Vertreter be-
stellt werden darf. 
 
(3) Für die Abberufung des Vorstandes aus 
einem wichtigen Grund ist § 18 Abs. 5 ent-
sprechend anzuwenden. Die Abberufung der 
Dezernentin oder des Dezernenten aus der 
ihr oder ihm gemäß Absatz 2 Satz 2 übertra-
genen Funktion ist nur mit den Stimmen der 
Mehrheit der Arbeitnehmer-Vertreterinnen 
oder -Vertreter möglich. 
 
(4) Der Verbandsrat beschließt über: 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
2. die Bestellung von Beauftragten nach 

dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Ab-
fallgesetz und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, 
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worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,“. 

 

 
 
3. den Abschluß eines Dienstvertrages mit 

dem Vorstand, 
4. die Geschäftsordnung für die Verbands-

verwaltung, 
5. Die übrigen Zuständigkeiten der oder 

des gemäß Absatz 2 Satz 2 bestimmten 
Dezernentin oder Dezernenten inner-
halb der Verbandsverwaltung und ihre 
oder seine Stellung gegenüber dem Vor-
stand in personellen und sozialen Ange-
legenheiten, 

6. die Genehmigung von überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Ausgaben (§ 23 
Abs. 2) oder erfolggefährdenden Mehr-
aufwendungen. 

 
(5) Der Zustimmung des Verbandsrates be-
darf der Vorstand in folgenden Angelegen-
heiten: 
 
1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 

Absatz 2 und Entwurf des Abwasserbe-
seitigungskonzeptes nach § 53 des Lan-
deswassergesetzes, 

2. Bau- und Maßnahmepläne für die Ver-
bandsunternehmen, 

3. Anordnung der Inanspruchnahme von 
Grundstücken und Anlagen der Mitglie-
der und von Dritten sowie die Festset-
zung des Geldausgleichs (§ 7 Abs. 5), 

4. Anträge auf Durchführung von Enteig-
nungsverfahren (§ 9), 

5. Gewährung von Darlehen an Stellen au-
ßerhalb des Verbandes, 

6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von 
Bürgschaften, Patronatserklärungen 
und Gewährverträgen, ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Verpflichtung, 

7. Bildung von oder Eintritt in Handelsge-
sellschaften sowie in Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, die auf 
eine wirtschaftliche Betätigung ausge-
richtet sind, oder in kommunale Arbeits-
gemeinschaften oder Zweckverbände 
und Beteiligung als stiller Gesellschafter 
an einem Handelsgewerbe sowie bei 
Änderungen der diesen Geschäften zu-
grunde liegenden Verträgen, 
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8. Abschluß und Kündigung von Tarifver-
trägen sowie Grundsätze für die Anstel-
lungsverhältnisse der Beschäftigten, 

9. Verfolgung von Rechtsbehelfen gegen 
aufsichtsrechtliche Verfügungen und 
Anordnungen, 

10. Festsetzung von Zwangsmitteln (§ 32), 
11. Bestellung einer Dezernentin oder eines 

Dezernenten zur ständigen Vertreterin 
oder zum ständigen Vertreter des Vor-
standes, 

12. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-
ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner 
Änderungen und der Finanzplanung      
(§ 22a). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Sitzungen des Verbandsrates, 

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
oder elektronisch unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes bei der oder bei dem 
Vorsitzenden beantragen oder die Aufsichts-
behörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlußfähig ist. Hierauf muß 
in der Ladung hingewiesen werden. 
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9. § 18 Absatz 8 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Unter den Voraussetzungen des 
§ 15 Absatz 11 kann die oder der Vorsit-
zende des Verbandsrates auf Antrag 
des Vorstands eine virtuelle oder hyb-
ride Verbandsratssitzung einberufen.“ 

 

(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege ergangene Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie von allen Mitgliedern des Ver-
bandsrates einstimmig gefaßt worden sind. 
Das Ergebnis ist spätestens in der nächsten 
Sitzung des Verbandsrates bekanntzuge-
ben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19 
Vorstand 

 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvor-
gesetzter des Vorstandes. 
 
(2) Wer zum Vorstand gewählt wird, muß die 
für sein Amt erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen. Seine Amtszeit beträgt fünf Jahre. 
Wiederwahlen sind zulässig. Die Wahl ist 
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10. § 19 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 
 

frühestens neun Monate und spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Amtszeit durchzufüh-
ren. Die Amtszeit endet spätestens mit Ab-
lauf des Monats, in dem der Vorstand das 
67. Lebensjahr vollendet. Für Vorstände, die 
am 1. Januar 2013 im Amt sind und deren 
Amtszeit bis längstens 2017 läuft, findet die 
Altersgrenze nach Satz 5 nur mit deren Zu-
stimmung Anwendung. 
 
(3) Für die Dezernentin oder den Dezernen-
ten gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 gilt Absatz 2 
sinngemäß. 
 
(4) Der Vorstand hat entsprechend den Re-
gelungen der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, 
ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden 
Fassung seine Vergütung im Jahresab-
schluss individualisiert offen zu legen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
11. § 21 Absatz 3 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen unbe-
schadet weitergehender Satzungsrege-
lungen der Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 

 

 § 21 
Vertretung des Verbandes 

 
(1) Der Vorstand vertritt den Verband ge-
richtlich und außergerichtlich. 
 
(2) Der Vorstand bestellt mit Zustimmung 
des Verbandsrates eine Dezernentin oder ei-
nen Dezernenten zu seinem ständigen Ver-
treter. 
 
(3) Verpflichtende Erklärungen des Verban-
des bedürfen der Schriftform. Die Vertre-
tungs- und Unterschriftsbefugnisse werden 
durch die Geschäftsordnung für die Ver-
bandsverwaltung geregelt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 27 
Veranlagung 

 
(1) Auf Grund des festgestellten Wirtschafts-
plans berechnet der Vorstand nach den Ver-
anlagungsregeln die Beiträge. Er führt die 
Beiträge - nach Beitragsgruppen getrennt - 
mit den zugehörigen Berechnungsgrundla-
gen in einer Beitragsliste auf und setzt die 
Beiträge fest. Der Vorstand teilt unverzüglich 
jedem Mitglied seinen Beitrag für die jewei-
lige Beitragsgruppe, die wesentlichen Be-
rechnungsgrundlagen hierzu, die Zahlstelle 
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12. § 27 Absatz 2 Satz 3 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Verweis auf 
Gesetz, Satzung und Veranlagungs-
richtlinien zu unterrichten.“ 

 

und die Zahlungsfrist mit (Beitragsbescheid) 
und zieht die Beiträge ein. 
 
(2) Im Beitragsbescheid ist der Veranlagte 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Beitragsliste und die dazugehörigen Unterla-
gen unter Angabe von Ort und Zeitraum hin-
zuweisen. Der Beitragsbescheid ist zuzustel-
len. Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende Rechte 
und Pflichten unter Beifügung von Gesetz, 
Satzung und Veranlagungsregeln zu unter-
richten. 
 
(3) Gegen den Beitragsbescheid kann der 
Veranlagte innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung Widerspruch einlegen. 
Hilft der Vorstand dem Widerspruch nicht ab, 
legt er ihn dem Widerspruchsausschuß vor. 
(4) Soweit es für die Verwaltung und die Ar-
beiten des Verbandes erforderlich ist, kann 
der Vorstand vor der Ermittlung und Bestim-
mung des Beitragsverhältnisses vorläufige 
Beiträge nach dem voraussichtlichen Bei-
tragsverhältnis festsetzen. 
 
(5) Ein durch Rechtsbehelf oder Entschei-
dung des Vorstandes entstandener Minder- 
oder Mehrbeitrag eines Mitgliedes des Ver-
bandes gegenüber den nach Absatz 1 oder 
4 festgesetzten Beiträgen ist unter den übri-
gen Mitgliedern derselben Beitragsgruppe im 
Verhältnis der von ihnen im Veranlagungs-
jahr zu leistenden Beiträge aufzuteilen und 
bei der nächstmöglichen Veranlagung aus-
zugleichen. Nicht einziehbare Beiträge sind 
anteilig von allen übrigen Mitgliedern des 
Verbandes zu tragen und ihrem nächsten 
Jahresbeitrag zuzurechnen, soweit keine 
Deckung aus der Rücklage (§ 24 Abs. 1) be-
schlossen wird. 
 
(6) Werden im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
Ausgaben erforderlich, die nur auf Grund ei-
nes Nachtrags zum Wirtschaftsplan geleistet 
werden können, sind die dafür benötigten 
Beiträge spätestens im darauffolgenden Jahr 
in einen Nachtrag zur Beitragsliste aufzuneh-
men. Für die Aufstellung und Festsetzung 
der Nachtragsliste sowie für die Veranlagung 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
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(7) Wer seinen Beitrag oder sonstige öffent-
lich-rechtliche Forderungen in Geld nicht 
rechtzeitig leistet, hat nach Maßgabe des 
§ 240 der Abgabenordnung einen Säumnis-
zuschlag zu zahlen, den der Vorstand fest-
setzt und einzieht. 
 

 
 
 
 
13. In § 34 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„(Ministerium)“ gestrichen. 
 

 § 34 
Aufsicht 

 
(1) Der Verband steht unter der Aufsicht des 
Staates. Aufsichtsbehörde ist das für Umwelt 
zuständige Ministerium (Ministerium). 
 
(2) Die Aufsicht stellt sicher, daß der Ver-
band die ihm obliegenden Aufgaben und 
Pflichten nach geltendem Recht und im Ein-
klang mit den wasserwirtschaftlichen Zielset-
zungen des Landes erfüllt. 
 
(3) Das zuständige Ministerium kann seine 
Aufsichtsbefugnisse durch Rechtsverord-
nung ganz oder teilweise auf die Bezirksre-
gierung übertragen. 
 

Artikel 3 
Änderung des Emschergenossen-

schaftsgesetzes 
 
Das Emschergenossenschaftsgesetz vom 
7. Februar 1990 (GV. NRW. S. 144), das zu-
letzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 
1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über die Emschergenossenschaft 

(Emschergenossenschaftsgesetz -  
EmscherGG -) 

 

 
 
 
 
 
 
1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 

zu § 2 durch die folgende Angabe er-
setzt:  

 
„§ 2 Aufgaben der Genossenschaft“  

 

 Inhaltsübersicht 
 

Erster Teil 
Allgemeines 

 
§ 1 Rechtsform, Name, Sitz 
 

Zweiter Teil 
Aufgaben, Unternehmen, Übersichten 

 
§ 2 Aufgaben des Verbandes 
§ 3 Unternehmen der Genossenschaft, 

Übersichten 
 

Dritter Teil 
Genossenschaftsgebiet, Mitgliedschaft 
 
§ 4 Genossenschaftsgebiet 
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§ 5  Mitglieder der Genossenschaft 
 

Vierter Teil 
Pflichten, Enteignung 

 
§ 6 Pflichten der Genossen 
§ 7 Pflichten Dritter 
§ 8 Zulässigkeit der Enteignung 
 

Fünfter Teil 
Innere Verfassung 

 
§ 9 Selbstverwaltung, Genossenschaftsor-

gane 
§ 10 Satzung 
§ 11 Genossenschaftsversammlung 
§ 12 Delegierte in der Genossenschaftsver-

sammlung 
§ 13 Aufgaben der Genossenschaftsver-

sammlung 
§ 14 Sitzungen der Genossenschaftsver-

sammlung, Beschlußfassung 
§ 15 Zusammensetzung, Wahl und Amts-

zeit des Genossenschaftsrates 
§ 16 Aufgaben des Genossenschaftsrates 
§ 17 Sitzungen des Genossenschaftsrates, 

Beschlußfassung 
§ 18 Vorstand 
§ 19 Aufgaben des Vorstandes 
§ 20 Vertretung der Genossenschaft 
 

Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge 
 
§ 21 (weggefallen) 
§ 21a Wirtschaftsplan, Finanzplanung 
§ 22 Über- und außerplanmäßige Ausga-

ben 
§ 23 Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungs-

wesen, Wirtschaftsführung 
§ 24 Beiträge 
§ 25 Beitragsmaßstab 
§ 26 Veranlagung 
§ 27 Rechtliche Eigenschaft der Beiträge, 

Vollstreckung 
 

Siebenter Teil 
Widerspruchsausschuß 

 
§ 28 Widerspruchsausschuß 
§ 29 Aufgaben des Widerspruchsausschus-

ses 
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§ 30 Kosten des Widerspruchsverfahrens 
 

Achter Teil 
Zwangsmittel, Bekanntmachungen 

 
§ 31 Zwangsmittel 
§ 32 Bekanntmachungen 
 

Neunter Teil 
Rechtsaufsicht 

 
§ 33 Aufsicht 
§ 34 Teilnahme an Sitzungen, Unterrich-

tung der Aufsichtsbehörde 
§ 35 Anordnung und Aufhebung von Maß-

nahmen 
§ 36 Beauftragte oder Beauftragter der Auf-

sichtsbehörde 
§ 37 Genehmigung von Geschäften 
 

Zehnter Teil 
Auflösung 

 
§ 38 (weggefallen) 
§ 39 Auflösung 
§ 40 (weggefallen) 
 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 Nummer 6 bis 10 wird 
durch die folgenden Nummern 6 bis 
12 ersetzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 § 2 
Aufgaben der Genossenschaft 

 
(1) Die Genossenschaft hat im Genossen-
schaftsgebiet folgende Aufgaben: 
 
1. Regelung des Wasserabflusses ein-

schließlich Ausgleich der Wasserfüh-
rung und Sicherung des Hochwasserab-
flusses der oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und in deren 
Einzugsgebieten; 

2. Unterhaltung oberirdischer Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und der mit 
ihnen in funktionellem Zusammenhang 
stehenden Anlagen; 

3. Rückführung ausgebauter oberirdischer 
Gewässer in einen naturnahen Zustand; 

4. Regelung des Grundwasserstandes; 
5. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 

und Ausgleich wasserwirtschaftlicher 
und damit in Zusammenhang stehender 
ökologischer, durch Einwirkungen auf 
den Grundwasserstand, insbesondere 
durch den Steinkohlenabbau, 
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„6. Maßnahmen des Hochwasser-

schutzes an oberirdischen Ge-
wässern, auch wenn dem Ver-
band nicht die Gewässerunter-
haltung, der Ausgleich der 
Wasserführung und der Ge-
wässerausbau obliegen; 

7. Koordinierung der Zusammen-
arbeit im Bereich des Hochwas-
serschutzes; 

8. Abwasserbeseitigung nach 
Maßgabe des Landeswasser-
gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW. S. 926), das 
zuletzt durch Artikel 11 des Ge-
setzes [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes] geändert 
worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung; 

9. Entsorgung der bei der Durch-
führung der Verbandsaufgaben 
anfallenden Abfälle; 

10. Vermeidung, Minderung, Be-
seitigung und Ausgleich einge-
tretener oder zu erwartender, 
auf Abwassereinleitungen oder 
sonstige Ursachen zurückzu-
führender nachteiliger Verän-
derungen des oberirdischen 
Wassers; 

11. Ermittlung der wasserwirt-
schaftlichen Verhältnisse, so-
weit es die Genossenschafts-
aufgaben erfordern und 

12. Beschaffung und Bereitstellung 
von Wasser zur Trinkwasser- 
und Betriebswasser-versor-
gung sowie zur Ausnutzung der 
Wasserkraft.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

hervorgerufener oder zu erwartender 
nachteiliger Veränderungen; 

6. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe 
des Landeswassergesetzes; 

 
 
 
 
 
7. Entsorgung der bei der Durchführung 

der genossenschaftlichen Aufgaben an-
fallenden Abfälle; 

8. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich eingetretener oder zu er-
wartender, auf Abwassereinleitungen 
oder sonstige Ursachen zurückzufüh-
render nachteiliger Veränderungen des 
oberirdischen Wassers; 

 
 
 
 
 
9. Ermittlung der wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse, soweit es die Aufgaben 
der Genossenschaft erfordern, 

10. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Trinkwasser- und Be-
triebswasserversorgung sowie zur Aus-
nutzung der Wasserkraft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Auf Beschluß der Genossenschaftsver-
sammlung kann die Genossenschaft im Ein-
vernehmen mit Abwasserbeseitigungspflich-
tigen außerhalb des Genossenschaftsgebie-
tes und im Benehmen mit dem örtlich zustän-
digen Abwasserverband deren Abwasser zur 
Behandlung in genossenschaftliche Abwas-
serbehandlungsanlagen übernehmen, anfal-
lende Klärschlämme und sonstige feste 
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b) Nach Absatz 3 Satz 2 wird der folgende 

Satz eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Soweit eine Maßnahme nach § 2 Ab-
satz 1 Nummer 6 keinem der in Satz 1 
genannten Träger obliegt, bedarf es des 
Einvernehmens mit den Gebietskörper-
schaften, auf deren Gebieten die Maß-
nahme durchgeführt wird.“ 

 
c) Absatz 4 wird durch den folgenden Ab-

satz 4 ersetzt: 
 

„(4) Die Bestimmungen des Absatzes 
3 Satz 2 bis 5 gelten nicht für die Auf-
gabe gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 9, 
soweit diese unter § 5 Absatz 8 des Lan-
deskreislaufwirtschaftsgesetzes vom 
21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 250), das 
zuletzt durch Artikel 3 Absatz 11 des Ge-
setzes vom 11. März 2025 
(GV. NRW. S. 288) geändert worden ist, 
fällt.“ 
 

 

Stoffe entsorgen sowie im Zusammenhang 
damit weitere Maßnahmen der Abwasserbe-
seitigung auch außerhalb des Genossen-
schaftsgebietes durchführen. Entsprechen-
des gilt für die Überleitung von Grubenwäs-
sern in das Genossenschaftsgebiet. Der Be-
schluß der Genossenschaftsversammlung 
bedarf der Genehmigung durch die Auf-
sichtsbehörde. Für die Rückübertragung gel-
ten die Bestimmungen dieses Absatzes ent-
sprechend. 
 
(3) Aufgaben, die nach Absatz 1 der Genos-
senschaft zugewiesen sind, haben die bisher 
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis die 
Genossenschaft sie übernimmt. Die Genos-
senschaft kann Aufgaben nach Absatz 1, die 
einer Gebietskörperschaft oder einem öffent-
lich-rechtlichen Zweckverband im Genos-
senschaftsgebiet obliegen, nur im Einver-
nehmen mit der betroffenen Gebietskörper-
schaft oder dem betroffenen Verband auf 
Beschluß der Genossenschaftsversamm-
lung ganz oder teilweise übernehmen. Der 
Beschluß bedarf der Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde der Genossenschaft. Für 
die Übertragung von Aufgaben der Genos-
senschaft auf eine Gebietskörperschaft oder 
einen öffentlich-rechtlichen Zweckverband 
im Genossenschaftsgebiet gelten die Sätze 
2 und 3 entsprechend. 
 
 
(4) Die Bestimmungen des Absat-
zes 3 Sätze 2 bis 4 gelten nicht für die Auf-
gabe gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 7, soweit diese 
unter § 5 Abs. 8 des Landesabfallgesetzes 
fällt. 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Genossenschaft kann auf Beschluß 
der Genossenschaftsversammlung Aufträge 
übernehmen, die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben zwar nicht erforderlich, aber dienlich 
sind und mit ihren Aufgaben im Zusammen-
hang stehen. Die Kosten trägt der Auftragge-
ber. Die Genossenschaft darf die Aufträge 
nur übernehmen, wenn die Ausführung der 
ihr nach Gesetz und Satzung obliegenden 
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Aufgaben nicht beeinträchtigt wird und nicht 
zu einer Interessenkollision führt. In Fällen 
besonderer Eilbedürftigkeit entscheidet der 
Genossenschaftsrat über die Auftragsüber-
nahme. Der Genossenschaftsversammlung 
ist die Auftragsübernahme in der nächsten 
Sitzung bekannt zu geben. 
 
(6) Die bis zum 28. Februar 2007 beste-
hende Aufgabenwahrnehmung auf dem Ge-
biet der Abwasserbeseitigung durch die Ge-
nossenschaft und die in Absatz 3 genannten 
Aufgabenträger bleibt unberührt. 
 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Ab-

satz 1 ersetzt: 
 

„(1) Unternehmen der Genossenschaft 
sind Planung, Bau, Betrieb und Unter-
haltung der für die Aufgabenerledigung 
notwendigen Anlagen sowie alle sonsti-
gen für die Durchführung der Aufgaben 
erforderlichen Ermittlungen und Arbei-
ten. Als Unternehmen gilt auch die Be-
teiligung der Genossenschaft an Anla-
gen Dritter, die der Durchführung ihrer 
Aufgaben dienen. Bei Planung, Bau und 
Betrieb der Anlagen nach Satz 1 können 
die Möglichkeiten der Anlagen zur Ener-
gieerzeugung auch für Dritte genutzt 
werden. Dies gilt auch für Anlagen, die 
mit Anlagen nach Satz 1 in funktionalem 
Zusammenhang stehen sowie für Anla-
gen zur Erzeugung oder Speicherung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen, 
die innerhalb des Genossenschaftsge-
bietes auf Grundstücken der Genossen-
schaft betrieben werden. Darüber hin-
aus kann die Genossenschaft zur De-
ckung ihres Energiebedarfs Anlagen zur 
Erzeugung und zur Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen pla-
nen, bauen, betreiben und unterhalten, 
wobei die Erzeugung von Überschuss-
mengen in einem angemessenen Um-
fang sowie die Speicherung und Abgabe 
dieser Überschussmengen an Dritte zu-
lässig ist. Dies gilt entsprechend für die 
Beteiligung der Genossenschaft an An-
lagen Dritter zur Erzeugung oder Spei-
cherung von Energie aus erneuerbaren 

 § 3 
Unternehmen der Genossenschaft,  

Übersichten 
 
 
(1) Unternehmen der Genossenschaft sind 
Planung, Bau, Betrieb und Unterhaltung der 
für die Aufgabenerledigung notwendigen An-
lagen sowie alle sonstigen für die Durchfüh-
rung der Aufgaben erforderlichen Ermittlun-
gen und Arbeiten. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 können die 
Möglichkeiten der Anlage zur Energieerzeu-
gung genutzt werden, sofern dies mit der Er-
ledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeu-
gung, die in einem funktionalen Zusammen-
hang mit Anlagen nach Satz 1 stehen, ge-
plant, gebaut, betrieben und unterhalten wer-
den. 
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Quellen, auch wenn diese außerhalb 
des Genossenschaftsgebiets betrieben 
werden. Die Energieerzeugung und -
speicherung nach den Sätzen 3 bis 6 
muss mit der Erledigung der Aufgaben 
der Genossenschaft nach § 2 vereinbar 
sein.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „vom 

25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 133)“ ge-
strichen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Genossenschaft stellt über die zur Er-
füllung ihrer Aufgaben und übernommenen 
Pflichten erforderlichen Unternehmen, die in 
einem Zeitraum von jeweils sechs Jahren 
durchzuführen sind, Übersichten auf (Sechs-
jahresübersichten). Satz 1 gilt nicht für die 
Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des Lan-
deswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 4 Satz 2 wird die Angabe „Verbrau-

cherschutz“ durch die Angabe „Klima“ 
ersetzt. 

 

 § 4 
Genossenschaftsgebiet 

 
Das Genossenschaftsgebiet umfaßt die 
oberirdischen Einzugsgebiete der Emscher, 
der Alten Emscher und der Kleinen Emscher. 
Die Grenzen des Genossenschaftsgebietes 
ergeben sich aus einer Übersichtskarte, die 
dem Kartenwerk des Landesamtes für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen ,,Stationierung und Gebietsbe-
zeichnung der Gewässer in Nordrhein-West-
falen" entspricht. Die Genossenschaft legt 
die Übersichtskarte am Sitz der Genossen-
schaftsverwaltung zur Einsichtnahme aus. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 11 Absatz 2 Satz 7 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 

 § 11 
Genossenschaftsversammlung 

 
(1) Die Genossenschaftsversammlung be-
steht aus den Delegierten der Genossen ge-
mäß Absatz 2 und 3. Die Gesamtzahl der 
Delegierten wird durch die Satzung be-
stimmt. 
 
(2) Jede in der Satzung festzusetzende Ein-
heit an Jahresbeiträgen (Beitragseinheit) be-
rechtigt zur Entsendung einer oder eines De-
legierten. Ein Genosse entsendet in die Ge-
nossenschaftsversammlung so viele Dele-
gierte mit je einer Stimme, wie er auf Grund 
seiner Jahresbeiträge an vollen Beitragsein-
heiten erreicht. Kein Genosse darf mehr als 
zwei Fünftel aller Delegierten stellen. Die 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1995-19
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„Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, und das 
Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, bleiben bei der Ermittlung 
der Beitragseinheiten unberücksichtigt.“ 
 

 

nach Satz 3 über zwei Fünftel aller Beitrags-
einheiten hinausgehenden Beiträge eines 
Genossen berechtigen nicht zur Entsendung 
von Delegierten oder zur Bildung von und 
zum Eintritt in Stimmgruppen (Absatz 3). Bei 
der Ermittlung der Beitragseinheiten eines 
Genossen ist sein durchschnittlicher Jahres-
beitrag aus den letzten drei Jahren vor der 
Neubildung der Genossenschaftsversamm-
lung zugrunde zu legen; bei einer Mitglied-
schaft von weniger als drei Jahren gilt der 
letzte vor der Neubildung der Genossen-
schaftsversammlung vom Vorstand festge-
setzte Jahresbeitrag. Solange Jahresbei-
träge einzelner Genossen noch nicht festste-
hen, gilt der vom Vorstand festgesetzte Bei-
trag. Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559) und das Wasserentnah-
meentgelt gemäß § 2 des Wasserentnahme-
entgeltgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 9. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 884) geändert worden ist, 
bleiben bei der Ermittlung der Beitragsein-
heiten unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
(3) Mit den Jahresbeiträgen, die eine volle 
Beitragseinheit nicht erreichen oder darüber 
hinausgehen (Beitragsteileinheiten), können 
sich die Genossen zu Stimmgruppen zusam-
menschließen. Jede Stimmgruppe hat so 
viele Delegierte mit je einer Stimme, wie sie 
mit den zusammengelegten Beiträgen oder 
Beitragsteilen volle Beitragseinheiten auf 
sich vereinigt. Jeder Genosse kann sich nur 
an einer Stimmgruppe beteiligen. Jede 
Stimmgruppe wählt ihre Delegierten und ent-
sendet sie in die Genossenschaftsversamm-
lung. Das Nähere über die Bildung von 
Stimmgruppen und die Wahl ihrer Delegier-
ten regelt die Satzung. 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s884
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6. In § 12 Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 

durch die Angabe „Absatz“ und die An-
gabe „Gesetz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 208) geändert worden 
ist,“ durch die Angabe „Artikel 1 des Ge-
setzes vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. 
S. 618) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung,“ ersetzt. 

 

 § 12 
Delegierte in der Genossenschaftsver-

sammlung 
 
(1) Delegierte oder Delegierter gemäß 
§ 11 Abs. 2 und 3 kann nur sein, wer selbst 
Genosse ist, wer bei dem Genossen oder bei 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts des 
Genossen nach § 114a der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt 
durch Gesetz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 208) geändert worden ist, be-
ruflich tätig ist, wer vertretungsberechtigt ist 
oder den Organen des Genossen angehört. 
 
(2) Ein Genosse darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Genossen steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 11 Abs. 3. 
 
(3) Die Delegierten gemäß § 11 Abs. 1 wer-
den für fünf Jahre in die Genossenschafts-
versammlung entsandt. In den letzten drei 
Monaten vor Beendigung der Amtszeit sind 
die Delegierten für die nächste Amtsperiode 
zu benennen. Wiederwahl oder Wiederberu-
fung sind zulässig. 
 
(4) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglieder der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. Min-
destens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Das gilt auch für die Bildung von 
Stimmgruppen gemäß § 11 Abs. 3. 
 
(5) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Niederlegung des Amtes, Weg-
fall der für die Entsendung jeweils maßge-
benden Voraussetzungen, Wahl zum Mit-
glied des Genossenschaftsrates, Eintritt der 
Geschäftsunfähigkeit oder der beschränkten 
Geschäftsfähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter oder Tod. 
Scheidet eine Delegierte oder ein Delegierter 
vorzeitig aus, ist eine Ersatzwahl oder 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2015-s208
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Ersatzberufung für den Rest der Amtszeit 
vorzunehmen. 
 
(6) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Genossen, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
der Liste den Genossen mit der Aufforderung 
bekanntzugeben, innerhalb einer bestimm-
ten Frist ihre Delegierten gegenüber der Vor-
sitzenden oder dem Vorsitzenden des Ge-
nossenschaftsrates für eine neue Amtsperi-
ode zu benennen. Auf die Möglichkeit, sich 
zu Stimmgruppen zusammenzuschließen 
und deren Delegierte zu benennen, ist hinzu-
weisen. Das Nähere regelt die Satzung. 
 

7. § 14 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 14 
Sitzungen der Genossenschaftsver-

sammlung, Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates lädt die Delegierten 
(§ 11 Abs. 1) unter Angabe der Tagesord-
nung mit mindestens dreiwöchiger Frist zu 
den Sitzungen ein und unterrichtet die Mit-
glieder des Genossenschaftsrates. 
 
(2) Die Genossenschaftsversammlung ist 
jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie 
ist grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder bei dem Vorsitzenden 
des Genossenschaftsrates 
 
a) vom Vorstand oder 
b) von mindestens einem Drittel der Dele-
gierten 
 
schriftlich oder elektronisch unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates leitet die Sitzungen der Genos-
senschaftsversammlung. Die weiteren Mit-
glieder des Genossenschaftsrates und der 
Vorstand sollen an den Sitzungen teilneh-
men. Die Mitglieder des Genossenschaftsra-
tes und der Vorstand sind nicht stimmbe-
rechtigt. 
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a) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist,“ durch die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ und die An-
gabe „Verbandsversammlung“ 

(4) Die Genossenschaftsversammlung ist 
beschlußfähig, wenn alle Delegierten recht-
zeitig geladen sind und mindestens die 
Hälfte aller Delegierten anwesend ist. Bei 
Beschlußunfähigkeit kann die oder der Vor-
sitzende eine neue Sitzung anberaumen, in 
der die Genossenschaftsversammlung bei 
gleicher Tagesordnung ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Delegierten be-
schlußfähig ist. Hierauf muß in der Ladung 
hingewiesen werden. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Genossenschaftsversammlung bildet 
ihren Willen mit der Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
(7) Über die Sitzungen der Genossen-
schaftsversammlung sind Niederschriften zu 
fertigen. Beschlüsse sind besonders zu 
kennzeichnen. Die Niederschriften sind von 
der oder dem Vorsitzenden des Genossen-
schaftsrates und von einer oder einem von 
der Genossenschaftsversammlung zu be-
stimmenden Delegierten zu unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde und der im Genossenschaftsgebiet 
zuständigen Bezirksregierungen kann mit 
beratender Stimme an den Sitzungen der 
Genossenschaftsversammlung teilnehmen. 
Eine gemeinsame Vertreterin oder ein ge-
meinsamer Vertreter der anerkannten Natur-
schutzvereinigungen, die im Sinne des 
§ 63 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert 
worden ist, nach ihrer Satzung landesweit tä-
tig sind, kann mit beratender Stimme an den 
öffentlichen Sitzungen der Verbandsver-
sammlung teilnehmen. 
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durch die Angabe „Genossen-
schaftsversammlung“ ersetzt 

 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 11 wird durch den folgenden 
Absatz 11 ersetzt: 

 
„(11) Die oder der Vorsitzende des 
Genossenschaftsrates kann auf An-
trag des Vorstandes entscheiden, 
dass die Genossenschaftsver-
sammlung ohne physische Präsenz 
der Delegierten und der in Absatz 8 
genannten Vertreterinnen und Ver-
treter als virtuelle Genossenschafts-
versammlung abgehalten wird oder 
dass den Delegierten und den in 
Absatz 8 genannten Vertreterinnen 
und Vertretern freigestellt wird, phy-
sisch oder virtuell teilzunehmen 
(hybride Genossenschaftsver-
sammlung), sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung 

der gesamten Versammlung 
erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der 
virtuell teilnehmenden Dele-
gierten über elektronische 
Kommunikation gesichert ist 
und 

3. den virtuell teilnehmenden De-
legierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt 
wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 
1 bis 10 gelten für die virtuelle und 
die hybride Genossenschaftsver-
sammlung entsprechend. Die Betei-
ligung der Öffentlichkeit erfolgt ge-
mäß Satz 1 Nummer 1. Näheres re-
gelt die Satzung.“ 

 
c) Absatz 12 wird gestrichen 

 

(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Genossen, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 11 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Genossenschaftsversammlung teilneh-
men. Ort, Zeitpunkt und Tagesordnung sind 
mindestens drei Wochen vor der Sitzung den 
Genossen bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Genossenschaftsver-
sammlung ohne physische Präsenz der De-
legierten oder der in Absatz 8 genannten 
Vertreterinnen und Vertreter als virtuelle Ge-
nossenschaftsversammlung abgehalten 
wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Genossen-
schaftsversammlung entsprechend. Die Be-
teiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß 
Satz 1 Nummer 1. Näheres regelt die Sat-
zung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
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Genossenschaftsrates auf Antrag des Vor-
stands statt der Einberufung einer virtuellen 
Genossenschaftsversammlung auch eine 
Beschlussfassung der Genossenschaftsver-
sammlung oder Wahlen der Delegierten im 
Umlaufverfahren herbeiführen, wenn sich 
mindestens die Hälfte der Delegierten mit 
der schriftlichen oder elektronischen Abgabe 
der Stimmen einverstanden erklären. Die 
Stimmabgabe erfolgt auf schriftlichem oder 
elektronischem Wege. Für das Umlaufver-
fahren gelten die Bestimmungen in den Ab-
sätzen 4 bis 6 entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. § 16 Absatz 4 Nummer 2 wird durch die 

folgende Nummer 2 ersetzt:  
 

„2. die Bestellung von Beauftragten 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 

 § 16 
Aufgaben des Genossenschaftsrates 

 
(1) Der Genossenschaftsrat hat die ihm 
durch dieses Gesetz zugewiesenen Aufga-
ben. Er ist an die Beschlüsse der Genossen-
schaftsversammlung gebunden. Er über-
wacht die Führung der Geschäfte durch den 
Vorstand. 
 
(2) Der Genossenschaftsrat wählt den Vor-
stand und bestellt ein Vorstandsmitglied zur 
oder zum Vorsitzenden des Vorstandes. Das 
Vorstandsmitglied, das insbesondere für per-
sonelle und soziale Angelegenheiten der Ge-
nossenschaft zuständig ist, darf nicht gegen 
die Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmer-
Vertreterinnen oder -Vertreter gewählt wer-
den. Haben Emschergenossenschaft und 
Lippeverband eine gemeinsame Verwaltung, 
wählen der Genossenschaftsrat der Em-
schergenossenschaft und der Verbandsrat 
des Lippeverbandes insgesamt mindestens 
zwei Vorstandsmitglieder. 
 
(3) Für die Abberufung von Vorstandsmitglie-
dern aus einem wichtigen Grund ist 
§ 17 Abs. 5 entsprechend anzuwenden. Die 
Abberufung des gemäß Absatz 2 Satz 2 ge-
wählten Vorstandsmitgliedes ist nur mit den 
Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmer-
Vertreterinnen oder -Vertreter möglich. 
 
(4) Der Genossenschaftsrat beschließt über: 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
2. die Bestellung von Beauftragten nach 

dem Wasserhaushaltsgesetz, dem 
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das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 84) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
dem Kreislaufwirtschaftsgesetz 
vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 
212), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 56) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I 
Nr. 84) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung,“. 

 
 

Abfallgesetz und dem Bundes- Immissi-
onsschutzgesetz, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. den Abschluß von Dienstverträgen mit 

dem Vorstand, 
4. die Geschäftsordnung für die Genos-

senschaftsverwaltung, 
5. die übrigen Zuständigkeiten des gemäß 

Absatz 2 Satz 2 gewählten Vorstands-
mitgliedes innerhalb des Vorstandes, 

6. die Genehmigung von überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Ausgaben 
(§ 22 Abs. 2) oder erfolggefährdenden 
Mehraufwendungen. 

 
(5) Der Zustimmung des Genossenschafts-
rates bedarf der Vorstand in folgenden An-
gelegenheiten: 
 
1. Entwürfe der Übersichten gemäß 

§ 3 Absatz 2 und Entwurf des Abwas-
serbeseitigungskonzeptes nach § 53 
des Landeswassergesetzes, 

2. Bau- und Maßnahmepläne für die Ge-
nossenschaftsunternehmen, 

3. Anordnung der Inanspruchnahme von 
Grundstücken und Anlagen der Genos-
sen und von Dritten sowie Festsetzung 
des Geldausgleichs (§ 6 Abs. 5), 

4. Anträge auf Durchführung von Enteig-
nungsverfahren (§ 8), 

5. Gewährung von Darlehen an Stellen au-
ßerhalb der Genossenschaft, 

6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von 
Bürgschaften, Patronatserklärungen 
und Gewährverträgen, ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Verpflichtung, 
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7. Bildung von oder Eintritt in Handelsge-
sellschaften sowie in Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, die auf 
eine wirtschaftliche Betätigung ausge-
richtet sind, oder in kommunale Arbeits-
gemeinschaften oder Zweckverbände 
und Beteiligung als stiller Gesellschafter 
an einem Handelsgewerbe sowie bei 
Änderungen der diesen Geschäften zu-
grunde liegenden Verträgen, 

8. Abschluß und Kündigung von Tarifver-
trägen sowie Grundsätze für die Anstel-
lungsverhältnisse der Beschäftigten, 

9. Verfolgung von Rechtsbehelfen gegen 
aufsichtsrechtliche Verfügungen und 
Anordnungen, 

10. Festsetzung von Zwangsmitteln (§ 31), 
11. Geschäftsordnung für den Vorstand, 
12. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-

ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner 
Änderungen und der Finanzplanung 
(§ 21a). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 17 
Sitzungen des Genossenschaftsrates, 

Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates lädt die Mitglieder des Genos-
senschaftsrates unter Angabe der Tagesord-
nung mit mindestens zweiwöchiger Frist zu 
den Sitzungen und leitet sie. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Genossenschaftsrates abzuhalten. Die 
oder der Vorsitzende muß eine Sitzung an-
beraumen, wenn mindestens fünf Mitglieder 
des Genossenschaftsrates oder der Vor-
stand dies schriftlich oder elektronisch unter 
Angabe des Beratungsgegenstandes bei der 
oder bei dem Vorsitzenden beantragen oder 
die Aufsichtsbehörde dies verlangt. 
 
(3) Der Genossenschaftsrat ist beschlußfä-
hig, wenn alle Mitglieder rechtzeitig geladen 
und mindestens acht Mitglieder anwesend 
sind. Eine Stellvertreterin oder ein Stellver-
treter darf nur dann an den Sitzungen des 
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9. § 17 Absatz 8 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Unter den Voraussetzungen des 
§ 14 Absatz 11 kann die oder der Vorsit-
zende des Genossenschaftsrates auf 
Antrag des Vorstands eine virtuelle oder 
hybride Genossenschaftsratssitzung 
einberufen.“ 

 

Genossenschaftsrates teilnehmen, wenn 
das Mitglied verhindert ist. Bei Beschlußun-
fähigkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der der Ge-
nossenschaftsrat bei gleicher Tagesordnung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesen-
den beschlußfähig ist. Hierauf muß in der La-
dung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Genossenschaftsrates noch 
keine Ersatzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Genossenschaftsrat bildet seinen 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen, wobei jedes Mitglied des 
Genossenschaftsrates eine Stimme hat. Bei 
Beschlüssen und Wahlen zählen Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen zur Fest-
stellung der Beschlußfähigkeit, nicht aber zur 
Berechnung der Mehrheit mit. Stimmen-
gleichheit bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege ergangene Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie von allen Mitgliedern des Genos-
senschaftsrates einstimmig gefaßt worden 
sind. Das Ergebnis ist spätestens in der 
nächsten Sitzung des Genossenschaftsrates 
bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Genossen-
schaftsrates sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
von dem Vorsitzenden und von einem weite-
ren Mitglied des Genossenschaftsrates zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 14 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Genossenschaftsrates auf Antrag des Vor-
stands eine virtuelle Genossenschaftsratssit-
zung einberufen oder abweichend von Ab-
satz 6 mit einer Zweidrittel-Mehrheit des Ge-
nossenschaftsrates eine Beschlussfassung 
im Umlaufverfahren herbeiführen. Auf eine 
Bildübertragung kann dabei verzichtet wer-
den. Die Bestimmungen in den Absätzen 1 
und 3 bis 5 gelten entsprechend. 
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10. § 18 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 
 

 § 18 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus der oder dem 
Vorsitzenden des Vorstandes und mindes-
tens einem weiteren Vorstandsmitglied. Ein 
Vorstandsmitglied ist insbesondere für per-
sonelle und soziale Angelegenheiten zustän-
dig. Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates ist Dienstvorgesetzte oder 
Dienstvorgesetzter des Vorstandes. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende des Vorstandes 
und die weiteren Mitglieder des Vorstandes 
müssen die für ihr Amt erforderlichen Vo-
raussetzungen erfüllen. Die Amtszeit beträgt 
fünf Jahre. Wiederwahlen sind zulässig. Die 
Wahl ist frühestens neun Monate und spä-
testens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit 
durchzuführen. Die Amtszeit endet spätes-
tens mit Ablauf des Monats, in dem der Vor-
stand das 67. Lebensjahr vollendet. Für Vor-
stände, die am 1. Januar 2013 im Amt sind 
und deren Amtszeit bis längstens 2017 läuft, 
findet die Altersgrenze nach Satz 5 nur mit 
deren Zustimmung Anwendung. 
 
(3) Der Vorstand hat entsprechend den Re-
gelungen der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 
S. 15) in der jeweils geltenden Fassung 
seine Vergütung im Jahresabschluss indivi-
dualisiert offen zu legen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
11. § 20 Absatz 2 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die die Genossen-
schaft verpflichtet werden soll, bedürfen 
unbeschadet weitergehender Satzungs-
regelungen der Textform nach § 126b 
des Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 

 

 § 20 
Vertretung der Genossenschaft 

 
(1) Jedes Mitglied des Vorstandes vertritt im 
Rahmen seiner Aufgaben und Befugnisse 
die Genossenschaft gerichtlich und außerge-
richtlich. In allen übrigen Fällen vertritt die 
oder der Vorsitzende des Vorstandes die 
Genossenschaft. 
 
(2) Verpflichtende Erklärungen bedürfen der 
Schriftform. Die Vertretungs- und Unter-
schriftsbefugnisse werden durch die Ge-
schäftsordnung für die Genossenschaftsver-
waltung geregelt. 
 
(3) Eine Entscheidung des gesamten Vor-
standes ist neben den gemäß § 10 Abs. 3  
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Nr. 7 in der Satzung geregelten Fällen in al-
len Angelegenheiten herbeizuführen, die der 
Genossenschaftsversammlung oder dem 
Genossenschaftsrat zur Beschlußfassung 
vorzulegen sind. Darüber hinaus entscheidet 
der gesamte Vorstand über: 
 
1. die Anträge des Vorstandes auf Einbe-

rufung einer Sitzung der Genossen-
schaftsversammlung oder des Genos-
senschaftsrates, 

2. die Beanstandungen von Beschlüssen 
nach § 19 Abs. 4, § 35 Abs. 3, 

3. die Abhilfe von Widersprüchen nach 
§ 6 Abs. 5, § 7 Abs. 2, § 26 Abs. 3, § 27 
Abs. 3, § 31 Abs. 2 und Anträge nach § 
80 der Verwaltungsgerichtsordnung so-
wie 

4. in Fällen gemäß § 19 Abs. 3 Satz 1. 
 

 
 
 
 
 
 
 
12. In § 21a Absatz 1 Satz 2 wird nach der 

Angabe „Satz“ die Angabe „1“ eingefügt. 
 

 § 21a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

 
(1) Die Genossenschaft wirtschaftet nach 
den Grundsätzen des kaufmännischen 
Rechnungswesens. Für die Buchführung der 
Genossenschaft, die Kostenrechnung und 
den Jahresabschluss sind § 19 Absatz 
1 Satz, 2 erste Alternative, Absatz 2 und 3, 
§§ 21, 22 Absatz 1, §§ 23 und 24 der Eigen-
betriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen entsprechend anzuwenden. 
 
(2) Die Genossenschaftsversammlung stellt 
für jedes Wirtschaftsjahr vor seinem Beginn 
den Wirtschaftsplan fest und beschließt über 
den Gesamtbetrag der aufzunehmenden 
Kredite, den Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der 
Wirtschaftsplan muss ausgeglichen sein. 
Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Er-
folgsplan, dem Vermögensplan und der Stel-
lenübersicht. Dem Wirtschaftsplan sind als 
Anlagen der Nachweis der Rücklagen und 
die Finanzplanung beizufügen. Die §§ 15 bis 
18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entspre-
chend. 
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(4) Der von der Genossenschaftsversamm-
lung festgestellte Wirtschaftsplan ist unver-
züglich mit seinen Anlagen der Aufsichtsbe-
hörde anzuzeigen. 
 
(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu 
ändern, wenn 
 
1. das Jahresergebnis sich gegenüber 

dem Erfolgsplan erheblich verschlech-
tern wird und diese Verschlechterung 
eine Änderung des Vermögensplanes 
bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 
3. im Vermögensplan über- und außer-

planmäßige Ausgaben für Investitionen 
durch Einsparungen oder Mehreinnah-
men nicht gedeckt werden können, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflich-
tungsermächtigungen vorgesehen wer-
den sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder He-
bung der in der Stellenübersicht vorge-
sehenen Stellen erforderlich wird, es sei 
denn, dass es sich um eine vorüberge-
hende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 

 
(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind 
der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzei-
gen. 
 
(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Be-
triebsführung kann die Aufsichtsbehörde im 
Einzelfall zeitlich begrenzte Abweichungen 
und Ergänzungen unter Beachtung der 
Grundsätze des kaufmännischen Rech-
nungswesens von und zu den in Absatz 1 
und 3 genannten Regelungen der Eigenbe-
triebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen über den Wirtschaftsplan, den 
Jahresabschluss, die Buchführung, die De-
ckungsfähigkeit und die Übertragbarkeit zu-
lassen. 
 
(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn 
des Wirtschaftsjahres nicht festgestellt, gel-
ten die Ansätze und Kreditermächtigungen 
des Vorjahres vorläufig weiter. Sieht der 
Wirtschaftsplanentwurf für das betreffende 
Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die 
Beiträge sind nach der Beitragsliste des 
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Vorjahres vorbehaltlich einer späteren Ver-
rechnung zu zahlen. 
(9) Die Genossenschaftsversammlung stellt 
jährlich mit dem Wirtschaftsplan eine fünfjäh-
rige Finanzplanung auf, die mit den Über-
sichten gemäß § 3 Absatz 2 abzustimmen ist 
und Umfang sowie Zusammensetzung der 
voraussichtlichen Ausgaben und Deckungs-
möglichkeiten darstellt. Das erste Planungs-
jahr der Finanzplanung ist das laufende Wirt-
schaftsjahr. Die Finanzplanung muss in den 
einzelnen Jahren ausgeglichen sein. 
 
(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss 
in der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für 
das vergangene Wirtschaftsjahr auf. Die mit 
der Prüfung des Jahresabschlusses betraute 
Stelle soll alle fünf Jahre gewechselt werden. 
Der Jahresabschluss ist nach den Vorschrif-
ten der Satzung über die Regelung für die für 
die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
13. § 26 Absatz 2 Satz 3 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 

„Ein neuer Genosse ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Verweis auf 
Gesetz, Satzung und Veranlagungs-
richtlinien zu unterrichten.“ 

 

 § 26 
Veranlagung 

 
(1) Auf Grund des festgestellten Wirtschafts-
plans berechnet der Vorstand nach den Ver-
anlagungsgrundsätzen die Beiträge. Er führt 
die Beiträge - nach Beitragsgruppen getrennt 
- mit den zugehörigen Berechnungsgrundla-
gen in einer Beitragsliste auf und setzt die 
Beiträge fest. Der Vorstand teilt unverzüglich 
jedem Genossen seinen Beitrag für die je-
weilige Beitragsgruppe, die wesentlichen Be-
rechnungsgrundlagen hierzu, die Zahlstelle 
und die Zahlungsfrist mit (Beitragsbescheid) 
und zieht die Beiträge ein. 
 
(2) Im Beitragsbescheid ist der Veranlagte 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Beitragsliste und die dazugehörigen Unterla-
gen unter Angabe von Ort und Zeitraum hin-
zuweisen. Der Beitragsbescheid ist zuzustel-
len. Ein neuer Genosse ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende Rechte 
und Pflichten unter Beifügung von Gesetz, 
Satzung und Veranlagungsgrundsätzen zu 
unterrichten. 
 
(3) Gegen den Beitragsbescheid kann der 
Veranlagte innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung Widerspruch einlegen. 
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Hilft der Vorstand dem Widerspruch nicht ab, 
legt er ihn dem Widerspruchsausschuß vor. 
(4) Soweit es für die Verwaltung und die Ar-
beiten der Genossenschaft erforderlich ist, 
kann der Vorstand vor der Ermittlung und Be-
stimmung des Beitragsverhältnisses vorläu-
fige Beiträge nach dem voraussichtlichen 
Beitragsverhältnis festsetzen. 
 
(5) Ein durch Rechtsbehelf oder Entschei-
dung des Vorstandes entstandener Minder- 
oder Mehrbeitrag eines Genossen gegen-
über den nach Absatz 1 oder 4 festgesetzten 
Beiträgen ist unter den übrigen Genossen 
derselben Beitragsgruppe im Verhältnis der 
von ihnen im Veranlagungsjahr zu leistenden 
Beiträge aufzuteilen und bei der nächstmög-
lichen Veranlagung auszugleichen. Nicht 
einziehbare Beiträge sind anteilig von allen 
übrigen Genossen zu tragen und ihrem 
nächsten Jahresbeitrag zuzurechnen, soweit 
keine Deckung aus der Rücklage (§ 23 Abs. 
1) beschlossen wird. 
 
(6) Werden im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
Ausgaben erforderlich, die nur auf Grund ei-
ner Änderung des Wirtschaftsplans geleistet 
werden können, sind die dafür benötigten 
Beiträge spätestens im darauffolgenden Jahr 
in einen Nachtrag zur Beitragsliste aufzuneh-
men. Für die Aufstellung und Festsetzung 
der Nachtragsliste sowie für die Veranlagung 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
 
(7) Wer seinen Beitrag oder sonstige öffent-
lich-rechtliche Forderungen in Geld nicht 
rechtzeitig leistet, hat nach Maßgabe des § 
240 der Abgabenordnung einen Säumniszu-
schlag zu zahlen, den der Vorstand festsetzt 
und einzieht. 
 

 
 
 
 
14. In § 33 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„(Ministerium)“ gestrichen. 
 

 § 33 
Aufsicht 

 
(1) Die Genossenschaft steht unter der Auf-
sicht des Staates. Aufsichtsbehörde ist das 
für Umwelt zuständige Ministerium (Ministe-
rium). 
 
(2) Die Aufsicht stellt sicher, daß die Genos-
senschaft die ihr obliegenden Aufgaben und 
Pflichten nach geltendem Recht und im 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19696 

 
 

64 

Einklang mit den wasserwirtschaftlichen Ziel-
setzungen des Landes erfüllt. 
 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über den Erft-

verband 
 
Das Gesetz über den Erftverband in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Ja-
nuar 1986 (GV. NRW. S. 54), das zuletzt 
durch Artikel 28 des Gesetzes vom 1. Feb-
ruar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über den Erftverband (ErftVG) 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 Nummer 7 bis 11 wird 
durch die folgenden Nummern 7 bis 
13 ersetzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„7. Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes an oberirdischen Ge-
wässern, auch wenn dem Ver-
band nicht die Gewässerunter-
haltung, der Ausgleich der 
Wasserführung und der Ge-
wässerausbau obliegen; 

 § 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
(1) Der Verband hat im Verbandsgebiet fol-
gende Aufgaben: 
 
1. Erforschung und Beobachtung der was-

serwirtschaftlichen Verhältnisse im Zu-
sammenhang mit dem Braunkohlenab-
bau; 

2. Regelung des Wasserabflusses ein-
schließlich Ausgleich der Wasserfüh-
rung und Sicherung des Hochwasserab-
flusses der oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und in deren 
Einzugsgebieten; 

3. Unterhaltung oberirdischer Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und der mit 
ihnen in funktionellem Zusammenhang 
stehenden Anlagen; 

4. Rückführung ausgebauter oberirdischer 
Gewässer in einen naturnahen Zustand; 

5. Regelung des Grundwasserstandes; 
6. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 

und Ausgleich wasserwirtschaftlicher 
und damit in Zusammenhang stehender 
ökologischer, durch Einwirkungen auf 
den Grundwasserstand, insbesondere 
durch den Braunkohlenabbau hervorge-
rufener oder zu erwartender nachteiliger 
Veränderungen; 

7. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Sicherung der gegenwärti-
gen und künftigen Versorgung der Be-
völkerung und der Wirtschaft sowie För-
derung von Maßnahmen zur Minderung 
des Wasserverbrauchs; 
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8. Koordinierung der Zusammen-
arbeit im Bereich des Hochwas-
serschutzes; 

9. Beschaffung und Bereitstellung 
von Wasser zur Sicherung der 
gegenwärtigen und künftigen 
Versorgung der Bevölkerung 
und der Wirtschaft sowie För-
derung von Maßnahmen zur 
Minderung des Wasserver-
brauchs; 

10. Abwasserbeseitigung nach 
Maßgabe des Landeswasser-
gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW. S. 926), das 
zuletzt durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes] geändert 
worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung; 

11. Entsorgung der bei der Durch-
führung der Verbandsaufgaben 
anfallenden Abfälle; 

12. Vermeidung, Minderung, Be-
seitigung und Ausgleich einge-
tretener oder zu erwartender, 
auf Abwassereinleitungen oder 
sonstige Ursachen zurückzu-
führender nachteiliger Verän-
derungen des oberirdischen 
Wassers und 

13. Ermittlung der wasserwirt-
schaftlichen Verhältnisse, so-
weit es die Verbandsaufgaben 
nach Nummern 2 bis 13 erfor-
dern.“ 

 
 
 
 
 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe 
„Nrn. 8 und 9“ durch die Angabe 
„Nummer 10 und 11“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 

8. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe 
des Landeswassergesetzes; 

 
9. Entsorgung der bei der Durchführung 

der Verbandsaufgaben anfallenden Ab-
fälle; 

 
 
 
 
 
10. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 

und Ausgleich eingetretener oder zu er-
wartender, auf Abwassereinleitungen 
oder sonstige Ursachen zurückzufüh-
render nachteiliger Veränderungen des 
oberirdischen Wassers; 

 
 
 
 
 
11. Ermittlung der wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse, soweit es die Verbands-
aufgaben nach Nummern 2 bis 10 erfor-
dern. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Auf Beschluß der Delegiertenversamm-
lung kann der Verband im Einvernehmen mit 
Abwasserbeseitigungspflichtigen außerhalb 
des Verbandsgebietes und im Benehmen mit 
dem örtlich zuständigen Abwasserverband 
Aufgaben gemäß Absatz 1 Nrn. 8 und 9 au-
ßerhalb des Verbandsgebietes wahrnehmen 
oder Abwasser zur Behandlung in verbands-
eigene Abwasserbehandlungsanlagen über-
nehmen, anfallende Klärschlämme und 
sonstige feste Stoffe entsorgen sowie im Zu-
sammenhang damit weitere Maßnahmen der 
Abwasserbeseitigung auch außerhalb des 
Verbandsgebietes durchführen. Der 
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c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe 

„Nrn. 1, 5 bis 7 und 11“ durch die 
Angabe „Nummer 1, 5, 6, 9 und 12“ 
ersetzt. 

 

Beschluß der Delegiertenversammlung be-
darf der Genehmigung durch die Aufsichts-
behörde. Für die Rückübertragung gelten die 
Bestimmungen dieses Absatzes entspre-
chend. 
 
(3) Außerhalb des Verbandsgebietes hat der 
Verband in der Venloer Scholle, der 
Rurscholle und der Erftscholle sowie in der 
linken Rheintalscholle von der nördlichen 
Stadtgrenze Bonn bis zur Erftmündung und 
darüber hinaus zwischen Nordkanal, der 
Grenze des Kreises Viersen und Neuer Niers 
(Tätigkeitsbereich) die Aufgaben gemäß Ab-
satz 1 Nrn. 1, 5 bis 7 und 11. Wenn es das 
öffentliche Interesse erfordert, kann der Ver-
band die genannten Aufgaben auch außer-
halb dieser Bereiche in den Grenzen des 
Braunkohlenplangebietes durchführen. 
 
(4) Der Verband kann auf Beschluß der De-
legiertenversammlung Aufträge überneh-
men, die zur Erfüllung seiner Aufgaben zwar 
nicht erforderlich, aber dienlich sind und mit 
seinen Aufgaben im Zusammenhang stehen. 
Die Kosten trägt der Auftraggeber. Der Ver-
band darf die Aufträge nur übernehmen, 
wenn die Ausführung der ihm nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben nicht 
beeinträchtigt wird und nicht zu einer Interes-
senkollision führt. In Fällen besonderer Eil-
bedürftigkeit entscheidet der Verbandsrat 
über die Auftragsübernahme. Der Delegier-
tenversammlung ist die Auftragsübernahme 
in der nächsten Sitzung bekannt zu geben. 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Ab-

satz 1 ersetzt: 
 

„(1) Unternehmen des Verbandes sind 
Planung, Bau, Betrieb und Unterhaltung 
der für die Aufgabenerledigung notwen-
digen Anlagen sowie alle sonstigen für 
die Durchführung der Aufgaben erfor-
derlichen Ermittlungen und Arbeiten. Als 
Unternehmen gilt auch die Beteiligung 
des Verbandes an Anlagen Dritter, die 
der Durchführung seiner Aufgaben die-
nen. Bei Planung, Bau und Betrieb der 
Anlagen nach Satz 1 können die Mög-
lichkeiten der Anlagen zur 

 § 3 
Unternehmen des Verbandes,  

Übersichten 
 
 

(1) Unternehmen des Verbandes sind Pla-
nung, Bau, Betrieb und Unterhaltung der für 
die Aufgabenerledigung notwendigen Anla-
gen sowie alle sonstigen für die Durchfüh-
rung der Aufgaben erforderlichen Ermittlun-
gen und Arbeiten. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 können die 
Möglichkeiten der Anlage zur Energieerzeu-
gung genutzt werden, sofern dies mit der Er-
ledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeu-
gung, die in einem funktionalen 
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Energieerzeugung auch für Dritte ge-
nutzt werden. Dies gilt auch für Anlagen, 
die mit Anlagen nach Satz 1 in funktio-
nalem Zusammenhang stehen sowie für 
Anlagen zur Erzeugung oder Speiche-
rung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen, die innerhalb des Verbandsge-
bietes auf Grundstücken des Verbandes 
betrieben werden. Darüber hinaus kann 
der Verband zur Deckung seines Ener-
giebedarfs Anlagen zur Erzeugung und 
zur Speicherung von Energie aus erneu-
erbaren Quellen planen, bauen, betrei-
ben und unterhalten, wobei die Erzeu-
gung von Überschussmengen in einem 
angemessenen Umfang sowie die Spei-
cherung und Abgabe dieser Über-
schussmengen an Dritte zulässig ist. 
Dies gilt entsprechend für die Beteili-
gung des Verbandes an Anlagen Dritter 
zur Erzeugung oder Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen, 
auch wenn diese außerhalb des Ver-
bandsgebiets betrieben werden. Die 
Energieerzeugung und -speicherung 
nach den Sätzen 3 bis 6 muss mit der 
Erledigung der Aufgaben des Verbands 
nach § 2 vereinbar sein.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zusammenhang mit Anlagen nach Satz 1 
stehen, geplant, gebaut, betrieben und un-
terhalten werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Unternehmen, die der Verband zur Ver-
meidung oder zum Ausgleich nachteiliger 
Auswirkungen des Braunkohlenbergbaues 
durchzuführen beabsichtigt, hat er vorher mit 
den Bergwerksunternehmen, denen die Kos-
ten der Durchführung nach §§ 33, 37 zur Last 
fallen würden, anzuzeigen und ihnen eine 
Erörterung anzubieten. Der Verband kann 
die Durchführung den Bergwerksunterneh-
men auf deren Kosten überlassen; er muß 
dabei die Bedingungen für die Durchführung 
festlegen. Er setzt den Bergwerksunterneh-
men eine Frist, innerhalb der sie erklären 
müssen, ob sie bereit sind, die Durchführung 
unter den festgelegten Bedingungen zu 
übernehmen. Wird der Übernahme nicht in-
nerhalb der gesetzten Frist zugestimmt oder 
werden die festgelegten Bedingungen bei 
der Durchführung nicht eingehalten, führt der 
Verband die Unternehmen selbst durch. 
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b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „vom 

25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 133)“ ge-
strichen. 

 
 

(3) Der Verband stellt über die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben und übernommenen Pflich-
ten erforderlichen Unternehmen, die in ei-
nem Zeitraum von jeweils sechs Jahren 
durchzuführen sind, Übersichten auf (Sechs-
jahresübersichten). Satz 1 gilt nicht für die 
Aufgaben nach § 53 Absatz des Landeswas-
sergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133. 
 
 
(4) Der Verband hat solche Unternehmen zur 
Erfüllung der Verbandsaufgaben, die die 
oberirdischen Gewässer benachbarter Was-
serverbände oder Wasser- und Bodenver-
bände beeinflussen, mit diesen Verbänden 
vorher abzustimmen. Im Zweifel entscheidet 
auf Antrag die Aufsichtsbehörde des Erftver-
bandes. 
 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa) Nach Satz 1 wird der folgende 
Satz eingefügt: 

 
„Soweit eine Maßnahme nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 7 keinem 
der in Satz 1 genannten Träger 
obliegt, bedarf es des Einver-
nehmens mit den Gebietskör-
perschaften, auf deren Gebie-
ten die Maßnahme durchge-
führt wird.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 3 wird die 

Angabe „Beschluß“ durch die 
Angabe „Beschluss nach 
Satz 1“ ersetzt. 

 
 
 
 

 § 4 
Übernahme von Aufgaben und Anlagen 

 
(1) Aufgaben, die durch dieses Gesetz dem 
Verband übertragen sind, haben die bisher 
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der 
Verband sie übernimmt. 
 
(2) Der Verband kann Aufgaben im Sinne 
des § 2, die einer Gebietskörperschaft, ei-
nem Wasser- und Bodenverband oder öf-
fentlich-rechtlichen Zweckverband im Ver-
bandsgebiet obliegen, nur im Einvernehmen 
mit der betroffenen Gebietskörperschaft oder 
dem Verband durch Beschluß der Delegier-
tenversammlung ganz oder teilweise über-
nehmen. Der Beschluß bedarf der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Kommt das Ein-
vernehmen mit einem Wasser- und Boden-
verband nicht zustande, entscheidet auf An-
trag die Aufsichtsbehörde des Erftverban-
des. Liegt die Übernahme der Aufgabe durch 
den Erftverband im öffentlichen Interesse, 
kann die Aufsichtsbehörde des Erftverban-
des die Übernahme gegenüber dem be-
troffenen Wasser- und Bodenverband anord-
nen. 
 
 
 
(3) Für die Übertragung von Aufgaben des 
Erftverbandes auf eine Gebietskörperschaft, 
einen Wasser- und Bodenverband oder 
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b) Absatz 4 wird durch den folgenden 

Absatz 4 ersetzt: 
 

„(4) Die Bestimmungen der Absätze 
1 und 2 gelten nicht für die Aufgabe 
gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 11, 
soweit diese unter § 5 Absatz 8 des 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes 
vom 21. Juni 1988 
(GV. NRW. S. 250), das zuletzt 
durch Artikel 3 Absatz 11 des Ge-
setzes vom 11. März 2025 
(GV. NRW. S. 288) geändert wor-
den ist, fällt.“ 
 

 

einen öffentlich-rechtlichen Zweckverband 
im Verbandsgebiet gilt Absatz 2 entspre-
chend. 
 
(4) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für die Aufgabe gemäß § 2 Ab-
satz 1 Nummer 9, soweit diese unter 
§ 5 Abs. 8 des Landesabfallgesetzes fällt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Der Verband darf Anlagen, die der Erfül-
lung der in § 2 bezeichneten Aufgaben dien-
lich sind, nur im Einvernehmen mit dem bis-
herigen Eigentümer übernehmen und als 
Verbandsanlagen betreiben. Wenn die hier-
für zu gewährende Gegenleistung oder Ent-
schädigung die Kosten überschreitet, die 
dem Verband durch Herstellung und Betrieb 
eigener Anlagen mit gleicher Wirkung entste-
hen würden, soll er Anlagen nur überneh-
men, wenn das öffentliche Interesse es erfor-
dert. 
 
(6) Der Verband soll öffentliche Wasserver-
sorgungsbetriebe mit ihren Zuleitungs- und 
Versorgungsnetzen nicht ohne zwingenden 
Grund übernehmen. 
 
(7) Die bis zum 28. Februar 2007 beste-
hende Aufgabenwahrnehmung auf dem Ge-
biet der Abwasserbeseitigung durch den 
Verband und die in Absatz 2 genannten Auf-
gabenträger bleibt unberührt. 
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4. In § 5 Satz 2 wird die Angabe „Verbrau-

cherschutz“ durch die Angabe „Klima“ 
ersetzt. 

 
 
 

 § 5 
Verbandsgebiet 

 
Das Verbandsgebiet umfaßt das im Land 
Nordrhein-Westfalen gelegene oberirdische 
Einzugsgebiet der Erft sowie das des Nord-
kanals mit Jüchener Bach südlich des Nord-
kanals, der Nordkanalallee und des Schei-
bendammes in der Stadt Neuss. Die Gren-
zen des Verbandsgebietes ergeben sich aus 
einer Übersichtskarte, die dem Kartenwerk 
des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
,,Stationierung und Gebietsbezeichnung der 
Gewässer in Nordrhein-Westfalen" ent-
spricht. Für die Abgrenzung des Tätigkeits-
bereichs gemäß § 2 Abs. 3 ist die entspre-
chende Karte des Geologischen Dienstes 
Nordrhein-Westfalen - Landesbetrieb - maß-
gebend. Der Verband legt die Übersichts-
karte am Sitz der Verbandsverwaltung zur 
Einsichtnahme aus. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 15 Absatz 3 Satz 7 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Delegiertenversammlung 

 
(1) Die Delegiertenversammlung besteht aus 
insgesamt 102 Delegierten. 
 
(2) 100 Delegierte entfallen auf die Mitglie-
dergruppen gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 
bis 6, wobei jede dieser Mitgliedergruppen 
zunächst fünf Delegiertensitze erhält. Die 
verbleibenden 70 Sitze werden zusätzlich 
unter diesen Mitgliedergruppen im Verhältnis 
ihrer Beitragsleistungen nach dem 
d'Hondt'schen Höchstzahlverfahren verteilt, 
wobei eine Mitgliedergruppe insgesamt nicht 
mehr als 66 Delegierte haben darf. 
 
(3) Für jede der in Absatz 2 genannten Mit-
gliedergruppen sind Beitragseinheiten zu er-
mitteln. Die Beitragseinheit eines Mitgliedes 
ergibt sich aus dem Verhältnis seines Mit-
gliedsbeitrages zum Gesamtbeitrag der Mit-
gliedergruppe, multipliziert mit der auf die 
Mitgliedergruppe entfallende Zahl an Dele-
giertensitzen. Jede Beitragseinheit berech-
tigt zur Entsendung einer oder eines Dele-
gierten. Ein Mitglied entsendet in die Dele-
giertenversammlung so viele Delegierte mit 
je einer Stimme, wie es aufgrund seiner Jah-
resbeiträge an vollen Beitragseinheiten 
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„Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle dieses 
Gesetzes] geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, und das Was-
serentnahmeentgelt gemäß § 2 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, sowie die Beiträge gemäß 
§ 38 bleiben bei der Ermittlung der Bei-
tragseinheiten unberücksichtigt.“ 

 
 

erreicht. Bei der Ermittlung der Beitragsein-
heiten eines Mitgliedes ist sein durchschnitt-
licher Jahresbeitrag aus den letzten drei Jah-
ren vor der Neubildung der Delegiertenver-
sammlung zugrunde zu legen; bei einer Mit-
gliedschaft von weniger als drei Jahren gilt 
der letzte vor der Neubildung der Delegier-
tenversammlung vom Vorstand festgesetzte 
Jahresbeitrag. Solange Jahresbeiträge ein-
zelner Mitglieder noch nicht feststehen, gilt 
der vom Vorstand festgesetzte Beitrag. Die 
Abwasserabgabe gemäß § 2 Absatz 2 des 
Abwasserabgabengesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559) und das Wasserentnah-
meentgelt gemäß § 2 des Wasserentnahme-
entgeltgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Januar 2004 
(GV. NRW. S. 30), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 884) geändert worden ist, blei-
ben sowie die Beiträge gemäß § 38 des Erft-
verbandsgesetzes bleiben bei der Ermittlung 
der Beitragseinheiten unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
(4) Die Mitglieder einer Mitgliedergruppe mit 
Jahresbeiträgen, die eine volle Beitragsein-
heit nicht erreichen oder darüber hinausge-
hen (Beitragsteileinheiten), werden von der 
oder von dem Vorsitzenden des Verbandsra-
tes zu einer Wahlversammlung eingeladen, 
in der die Delegierten für die noch unbesetz-
ten Delegiertensitze der Mitgliedergruppe 
sowie eine erste oder zweite Nachfolgerin 
oder ein erster oder zweiter Nachfolger für 
den Fall des vorzeitigen Ausscheidens eines 
Delegierten zu wählen sind. Jedes wahlbe-
rechtigte Mitglied einer Mitgliedergruppe 
kann entsprechende Wahlvorschläge ma-
chen und sich mit seiner Beitragsteileinheit in 
der Versammlung vertreten lassen. Vertritt 
ein Mitglied die eigene Beitragsteileinheit 
oder mehrere Beitragsteileinheiten, können 
sie bei der Wahl nur einheitlich eingesetzt 
werden. Gewählt sind die Kandidatinnen 
oder Kandidaten, die die höchsten Summen 
an Beitragsteileinheiten auf sich vereinigen. 
Bleiben hiernach Delegierten- und Nachfol-
gesitze unbesetzt, ist ein weiterer Wahlgang 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s884
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durchzuführen; bei gleich hohen Summen an 
Beitragsteileinheiten entscheidet im Bedarfs-
fall das Los. 
 
(5) Der Delegiertenversammlung gehören 
ferner an eine Delegierte oder ein Delegier-
ter des Mitgliedes gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 7 und eine weitere Delegierte oder ein 
weiterer Delegierter, die oder der gewähltes 
Mitglied der Landwirtschaftskammer ist und 
von dieser entsandt wird. Die Delegierten ha-
ben in der Delegiertenversammlung je eine 
Stimme. 
 

6. § 16 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 
durch die Angabe „Absatz“ und die 
Angabe „Artikel 2 des Gesetzes 
vom 25. Juni 2015 
(GV. NRW. S. 496) geändert wor-
den ist,“ durch die Angabe „Artikel 1 
des Gesetzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 618) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
b) Nach Absatz 4 Satz 1 wird der fol-

gende Satz eingefügt: 
 

„Abweichend hiervon endet die 
Amtszeit der Delegiertenversamm-
lung, die am 1. Mai 2028 beginnt, 
am 28. Februar 2031.“ 

 

 § 16 
Delegierte in der Delegiertenversamm-

lung 
 

(1) Delegierte oder Delegierter gemäß 
§ 15 Abs. 3 und 4 kann nur sein, wer selbst 
Mitglied des Verbandes ist, wer bei dem Mit-
glied oder bei einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geändert 
worden ist, beruflich tätig ist, wer bei juristi-
schen Personen vertretungsberechtigt ist 
oder den Organen des Mitgliedes angehört. 
 
(2) Ein Mitglied darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Mitglied steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 15 Abs. 4. 
 
(3) Die oder der Delegierte der Landwirt-
schaftskammer (§ 15 Abs. 5) darf nicht Mit-
glied oder Pächter eines Mitgliedes sein. 
 
(4) Die Delegierten werden für fünf Jahre in 
die Delegiertenversammlung entsandt. In 
den letzten drei Monaten vor Beendigung der 
Amtszeit sind die Delegierten für die nächste 
Amtszeit zu benennen. Wiederwahl und Wie-
derberufung sind zulässig. 
 
(5) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglieder der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2015-28
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Mindestens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Dies gilt auch für Wahlen nach 
§ 15 Abs. 4. 
 
(6) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Ungültigkeit der Wahl aufgrund 
einer Entscheidung im Wahlprüfungsverfah-
ren, durch Niederlegung des Amtes, Wegfall 
der für die Entsendung jeweils maßgeben-
den Voraussetzungen, Wahl zum Mitglied 
des Verbandsrates, Eintritt der Geschäftsun-
fähigkeit oder der beschränkten Geschäfts-
fähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter oder Tod. Scheidet 
eine Delegierte oder ein Delegierter vorzeitig 
aus, ist eine Ersatzberufung für den Rest der 
Amtszeit vorzunehmen oder wird die ge-
wählte Nachfolgerin oder der gewählte 
Nachfolger Delegierte oder Delegierter. 
 
(7) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Mitglieder, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
aus der Liste den Mitgliedern mit der Auffor-
derung bekanntzugeben, innerhalb einer be-
stimmten Frist ihre Delegierten gegenüber 
der oder dem Vorsitzenden des Verbandsra-
tes für eine neue Amtsperiode zu benennen. 
Ferner lädt die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates mit mindestens zweiwöchiger 
Frist unter Angabe der Tagesordnung zu den 
Wahlversammlungen ein und leitet sie; 
§ 22 Abs. 4 und 7 gilt entsprechend. Wird für 
eine Mitgliedergruppe nur ein Wahlvorschlag 
für alleauf sie entfallenden Delegierten und 
Nachfolgerinnen oder Nachfolger gemacht 
und stimmen alle Mitglieder dieser Gruppe 
dem Vorschlag schriftlich oder elektronisch 
zu, so gelten die Vorgeschlagenen als ge-
wählt. Einer Einberufung der Versammlung 
dieser Mitgliedergruppe bedarf es nicht. Das 
Nähere regelt die Satzung. 
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7. § 22 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 22 
Sitzungen der Delegiertenversammlung, 

Beschlussfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten unter Angabe der 
Tagesordnung mit mindestens dreiwöchiger 
Frist zu den Sitzungen und unterrichtet die 
Mitglieder des Verbandsrates, den Vorstand 
und die Abteilungsleiterinnen und Abtei-
lungsleiter. 
 
(2) Die Delegiertenversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder bei dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
a) vom Vorstand oder 
b) von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich oder elektronisch unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Delegiertenver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates, der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter sollen 
an den Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder 
des Verbandsrates, der Vorstand und die 
Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleiter 
sind nicht stimmberechtigt. 
 
(4) Die Delegiertenversammlung ist be-
schlußfähig, wenn alle Delegierten rechtzei-
tig geladen sind und mindestens die Hälfte 
aller Delegierten anwesend ist. Bei Be-
schlussunfähigkeit kann die oder der Vorsit-
zende eine neue Sitzung anberaumen, in der 
die Delegiertenversammlung bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Delegierten beschlußfähig ist. 
Hierauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
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a) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 

„Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist,“ durch die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Absatz 11 wird durch den folgenden 

Absatz 11 ersetzt: 
 

„(11) Die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates kann auf Antrag des 
Vorstandes entscheiden, dass die 

(6) Die Delegiertenversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen, wobei jede oder jeder De-
legierte eine Stimme hat. Bei Beschlüssen 
und Wahlen zählen Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Delegiertenver-
sammmlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
von dem Vorsitzenden des Verbandsrates 
und von einer oder einem von der Delegier-
tenversammlung zu bestimmenden Dele-
gierten zu unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde und der im Verbandsgebiet zustän-
digen Bezirksregierungen können mit bera-
tender Stimme an den Sitzungen der Dele-
giertenversammlung teilnehmen. Eine ge-
meinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzverei-
nigungen, die im Sinne des § 63 des Bun-
desnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Arti-
kel 421 der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden 
ist, nach ihrer Satzung landesweit tätig sind, 
kann mit beratender Stimme an den öffentli-
chen Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder des Verbandes, die nicht 
selbst Delegierte stellen, können als Zuhörer 
an den Sitzungen der Delegiertenversamm-
lung teilnehmen. Ort, Zeitpunkt und Tages-
ordnung sind mindestens drei Wochen vor 
der Sitzung den Mitgliedern bekanntzuma-
chen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW 
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Verbandsversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Delegierten und 
der in Absatz 8 genannten Vertrete-
rinnen und Vertreter als virtuelle 
Verbandsversammlung abgehalten 
wird oder dass den Delegierten und 
den in Absatz 8 genannten Vertre-
terinnen und Vertretern freigestellt 
wird, physisch oder virtuell teilzu-
nehmen (hybride Verbandsver-
sammlung), sofern 

 
1. die Bild- und Tonübertragung 

der gesamten Versammlung 
erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der 
virtuell teilnehmenden Dele-
gierten über elektronische 
Kommunikation gesichert ist 
und 

3. den virtuell teilnehmenden De-
legierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt 
wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 
1 bis 10 gelten für die virtuelle und 
die hybride Verbandsversammlung 
entsprechend. Die Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 
Nummer 1. Näheres regelt die Sat-
zung.“ 

 
c) Absatz 12 wird gestrichen. 

 
 

festgestellt, kann die oder der Vorsitzende 
des Verbandsrates auf Antrag des Vorstan-
des entscheiden, dass die Delegiertenver-
sammlung ohne physische Präsenz der De-
legierten oder der in Absatz 8 genannten 
Vertreterinnen und Vertreter als virtuelle De-
legiertenversammlung abgehalten wird, so-
fern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Delegiertenver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Dele-
giertenversammlung auch eine Beschluss-
fassung der Delegiertenversammlung oder 
Wahlen der Delegierten im Umlaufverfahren 
herbeiführen, wenn sich mindestens die 
Hälfte der Delegierten mit der schriftlichen 
oder elektronischen Abgabe der Stimmen 
einverstanden erklärt. Die Stimmabgabe er-
folgt auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege. Für das Umlaufverfahren gelten die 
Bestimmungen in den Absätzen 4 bis 6 ent-
sprechend. 
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8. § 25 Absatz 4 Nummer 2 wird durch die 

folgende Nummer 2 ersetzt:  
 

„2. die Bestellung von Beauftragten 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, dem Kreislaufwirtschafts-
gesetz vom 24. Februar 2012 
(BGBl. I S. 212), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 2. März 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, und dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 
I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung“. 

 

 § 25 
Aufgaben des Verbandsrates 

 
(1) Der Verbandsrat hat die ihm durch dieses 
Gesetz zugewiesenen Aufgaben. Er ist an 
die Beschlüsse der Delegiertenversammlung 
gebunden. Er überwacht die Führung der 
Geschäfte durch den Vorstand. 
 
(2) Der Verbandsrat wählt den Vorstand. Er 
bestimmt die oder den insbesondere für per-
sonelle und soziale Angelegenheit des Ver-
bandes zuständige(n) Abteilungsleiterin oder 
Abteilungsleiter, die oder der nicht gegen die 
Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmer-
Vertreterinnen oder -Vertreter bestellt wer-
den darf. 
 
(3) Für die Abberufung des Vorstandes aus 
einem wichtigen Grund ist § 26 Abs. 5 ent-
sprechend anzuwenden. Die Abberufung der 
Abteilungsleiterin oder des Abteilungsleiters 
aus der ihr oder ihm gemäß Absatz 2 Satz 2 
übertragenen Funktion ist nur mit den Stim-
men der Mehrheit der Arbeitnehmer-Vertre-
terinnen oder -Vertreter möglich. 
 
(4) Der Verbandsrat beschließt über: 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
2. die Bestellung von Beauftragten nach 

dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Ab-
fallgesetz und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, 
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 3. den Abschluß eines Dienstvertrages mit 
dem Vorstand, 

4. die Geschäftsordnung für die Verbands-
verwaltung, 

5. die übrigen Zuständigkeiten der oder 
des gemäß Absatz 2 Satz 2 bestimmten 
Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiters 
innerhalb der Verbandsverwaltung und 
ihre oder seine Stellung gegenüber dem 
Vorstand in personellen und sozialen 
Angelegenheiten, 

6. die Genehmigung von überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Ausgaben 
(§ 31 Abs. 2) oder erfolggefährdenden 
Mehraufwendungen. 

 
(5) Der Zustimmung des Verbandsrates be-
darf der Vorstand in folgenden Angelegen-
heiten: 
 
1. Entwürfe der Übersichten gemäß 

§ 3 Absatz 3 und Entwurf des Abwas-
serbeseitigungskonzeptes nach 
§ 53 des Landeswassergesetzes, 

2. Bau- und Maßnahmepläne für die Ver-
bandsunternehmen, 

3. Anordnung der Inanspruchnahme von 
Grundstücken und Anlagen der Mitglie-
der und von Dritten sowie die Festset-
zung der Entschädigung (§ 8 Abs. 5, 
§ 9 Abs. 3), 

4. Anträge auf Durchführung von Enteig-
nungsverfahren (§ 10), 

5. Gewährung von Darlehen an Stellen au-
ßerhalb des Verbandes, 

6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von 
Bürgschaften, Patronatserklärungen 
und Gewährverträgen, ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Verpflichtung, 

7. Bildung von oder Eintritt in Handelsge-
sellschaften sowie in Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, die auf 
eine wirtschaftliche Betätigung ausge-
richtet sind, oder in kommunale Arbeits-
gemeinschaften oder Zweckverbände 
und Beteiligung als stiller Gesellschafter 
an einem Handelsgewerbe sowie bei 
Änderungen der diesen Geschäften zu-
grunde liegenden Verträgen, 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19696 

 
 

79 

8. Abschluß und Kündigung von Tarifver-
trägen sowie Grundsätze für die Anstel-
lungsverhältnisse der Beschäftigten, 

9. Verfolgung von Rechtsbehelfen gegen 
aufsichtsrechtliche Verfügungen und 
Anordnungen, 

10. Festsetzung von Zwangsmitteln (§ 47), 
11. Bestellung einer Abteilungsleiterin oder 

eines Abteilungsleiters zur ständigen 
Vertreterin oder zum ständigen Vertreter 
des Vorstandes, 

12. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-
ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner 
Änderungen und der Finanzplanung 
(§ 30a), 

14. Erklärung des Benehmens gegenüber 
dem Braunkohlenausschuss 
(§ 12 Abs. 1), 

15. Überlassung der Durchführung von Un-
ternehmen (§ 3 Abs. 2). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 24 
Zusammensetzung, Wahl und  
Amtszeit des Verbandsrates 

 
(1) Der Verbandsrat besteht aus fünfzehn 
Mitgliedern, die von der Delegiertenver-
sammlung gewählt werden. Zunächst entfal-
len auf die 
 

1. Mitgliedergruppe gemäß § 
6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
(Braunkohlenbergbau) 

1 Mitglied, 

2. Mitgliedergruppe gemäß § 
6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
(Elektrizitätswirtschaft) 

1 Mitglied, 

3. Mitgliedergruppe gemäß § 
6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
(kreisfreie Städte, kreisan-
gehörige Städte und Ge-
meinden) 

2 Mitglieder, 

4. Mitgliedergruppe gemäß § 
6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
(Kreise) 

1 Mitglied, 

5. Mitgliedergruppe gemäß § 
6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 (Un-
ternehmen und sonstige 

1 Mitglied, 
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Träger der öffentlichen 
Wasserversorgung) 

6. Mitgliedergruppe gemäß § 
6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 (ge-
werbliche Unternehmen, 
Grundstücke, Verkehrsan-
lagen und sonstige Anla-
gen) 

1 Mitglied, 

7. Vertreterinnen oder Ver-
treter der Arbeitnehmer 
des Verbandes 

5 Mitglieder. 

 
Die verbleibenden drei Sitze im Verbandsrat 
verteilen sich nach dem d'Hondt'schen 
Höchstzahlverfahren auf die Mitgliedergrup-
pen gemäß Satz 2 Nrn. 1 bis 6. Für die Ver-
treterinnen oder Vertreter der Kreise, Städte 
und Gemeinden gilt § 16 Abs. 5 Satz 2 ent-
sprechend. Grundlage ist das Beitragsver-
hältnis, das sich für diese Mitgliedergruppen 
aus den durchschnittlichen Beitragsleistun-
gen der letzten drei Jahre vor Bildung des 
Verbandsrates ergibt; § 15 Abs. 3 Satz 7 gilt 
entsprechend. 
 
(2) Die Mitglieder des Verbandsrates nach 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 7 werden von der Dele-
giertenversammlung aus je einem Vorschlag 
des Personalrates des Verbandes gemäß 
Satz 2 Nrn. 1 und 2 gewählt. Die Vorschläge 
müssen mindestens die doppelte Anzahl der 
zu wählenden Mitglieder des Verbandsrates 
enthalten, und zwar für: 
 
1. drei Arbeitnehmer-Vertreterinnen oder -

Vertreter, die in einem Beschäftigungs-
verhältnis zum Verband stehen; 

2. zwei weitere Arbeitnehmer-Vertreterin-
nen oder -Vertreter, die nicht Beschäf-
tigte des Verbandes sind. Diesem Wahl-
gang des Personalrates werden Vor-
schläge der im Verband vertretenen Ge-
werkschaften zugrundegelegt. 

 
Die Wahl ist eine Personenwahl. Das Nähere 
regelt die Satzung. 
 
(3) Mitglied des Verbandsrates kann nicht 
sein, wer Delegierte oder Delegierter in der 
Delegiertenversammlung ist. Im übrigen gilt 
§ 16 Abs. 1 und 2 entsprechend. 
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9. Nach § 24 Absatz 6 Satz 1 wird der fol-

gende Satz eingefügt: 
 

„Abweichend hiervon endet die Amtszeit 
des Verbandsrats, der von der Delegier-
tenversammlung gewählt wird, deren 
Amtszeit am 1. Mai 2028 beginnt, am 
15. März 2031.“ 

 

(4) In der Satzung kann bestimmt werden, 
daß für jedes Mitglied des Verbandsrates in 
gleicher Weise ein stellvertretendes Mitglied 
des Verbandsrates gewählt wird. 
 
(5) Der Verbandsrat wählt aus seiner Mitte 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und 
deren oder dessen Stellvertreterin oder Stell-
vertreter. Gehört die oder der Vorsitzende 
den Mitgliedern gemäß Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 3, 4 und 5 an, ist die Stell-
vertreterin oder der Stellvertreter von den 
Mitgliedern gemäß Absatz 1 Satz 2 Nr. 1, 2 
oder 6 zu stellen. Gehört die oder der Vorsit-
zende den Mitgliedern gemäß Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 1, 2 oder 6 an, ist die Stell-
vertreterin oder der Stellvertreter von den 
Mitgliedern gemäß Absatz 1 Satz 2 Nr. 3, 4 
oder 5 zu stellen. Gewählt ist, wer im ersten 
Wahlgang mehr als die Hälfte der gültigen 
Stimmen der anwesenden Mitglieder des 
Verbandsrates auf sich vereinigt. Kommt 
eine Wahl hiernach nicht zustande, ist ge-
wählt, wer in einem zweiten Wahlgang die 
meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los. 
 
 
 
(6) Die Amtszeit des Verbandsrates beträgt 
fünf Jahre. Die Mitglieder führen nach Been-
digung der Amtszeit ihr Amt weiter, bis der 
neue Verbandsrat gewählt ist. Wiederwahl 
ist zulässig. Im übrigen gilt § 16 Abs. 6 ent-
sprechend. 
 
(7) Die Delegiertenversammlung kann Mit-
glieder des Verbandsrates und deren Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter wegen gro-
ber Verletzung der ihnen dem Verband ge-
genüber obliegenden Pflichten abwählen. 
Der Beschluß bedarf der Mehrheit von zwei 
Dritteln aller Delegierten. In derselben Sit-
zung ist eine Ersatzwahl für den Rest der 
Amtszeit vorzunehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 § 26 
Sitzungen des Verbandsrates,  

Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit 
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mindestens zweiwöchiger Frist zu den Sit-
zungen und leitet sie. Der Vorstand und die 
Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleiter 
nehmen ohne Stimmrecht an den Sitzungen 
teil. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muss eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
oder elektronisch unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes bei der oder bei dem 
Vorsitzenden beantragen oder die Aufsichts-
behörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlussfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlussunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlussfähig ist. Hierauf 
muss in der Ladung hingewiesen werden. 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlussfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege ergangene Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie von allen Mitgliedern des Ver-
bandsrates einstimmig gefasst worden sind. 
Das Ergebnis ist spätestens in der nächsten 
Sitzung des Verbandsrates bekanntzuge-
ben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
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10. § 26 Absatz 8 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Unter den Voraussetzungen des 
§ 22 Absatz 11 kann die oder der Vorsit-
zende des Verbandsrates auf Antrag 
des Vorstands eine virtuelle oder hyb-
ride Verbandsratssitzung einberufen.“ 

 

sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 22 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11. § 27 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 
 

 § 27 
Vorstand 

 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvor-
gesetzter des Vorstandes. 
 
(2) Wer zum Vorstand gewählt wird, muß die 
für sein Amt erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen. Seine Amtszeit beträgt fünf Jahre. 
Wiederwahlen sind zulässig. Die Wahl ist frü-
hestens neun Monate und spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Amtszeit durchzufüh-
ren. Die Amtszeit endet spätestens mit Ab-
lauf des Monats, in dem der Vorstand das 
67. Lebensjahr vollendet. Für Vorstände, die 
am 1. Januar 2013 im Amt sind und deren 
Amtszeit bis längstens 2017 läuft, findet die 
Altersgrenze nach Satz 5 nur mit deren Zu-
stimmung Anwendung. 
 
(3) Für die Abteilungsleiterin oder den Abtei-
lungsleiter gemäß § 25 Abs. 2 Satz 2 gilt Ab-
satz 2 sinngemäß. 
 
(4) Der Vorstand hat entsprechend den Re-
gelungen der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 
S. 15) in der jeweils geltenden Fassung 
seine Vergütung im Jahresabschluss indivi-
dualisiert offen zu legen. 
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12. § 29 Absatz 3 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen unbe-
schadet weitergehender Satzungsrege-
lungen der Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 

 

 § 29 
Vertretung des Verbandes 

 
(1) Der Vorstand vertritt den Verband ge-
richtlich und außergerichtlich. 
 
(2) Der Vorstand bestellt mit Zustimmung 
des Verbandsrates eine Abteilungsleiterin 
oder einen Abteilungsleiter zu seinem stän-
digen Vertreter. 
 
(3) Verpflichtende Erklärungen des Verban-
des bedürfen der Schriftform. Die Vertre-
tungs- und Unterschriftsbefugnisse werden 
durch die Geschäftsordnung für die Ver-
bandsverwaltung geregelt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
13. § 35 Absatz 2 Satz 3 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 

„Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Verweis auf 
Gesetz, Satzung und Veranlagungs-
richtlinien zu unterrichten.“ 

 

 § 35 
Veranlagung 

 
(1) Aufgrund des festgestellten Wirtschafts-
plans berechnet der Vorstand nach den Ver-
anlagungsrichtlinien die Beiträge. Er führt die 
Beiträge - nach Beitragsgruppen getrennt - 
mit den zugehörigen Berechnungsgrundla-
gen in einer Beitragsliste auf und setzt die 
Beiträge fest. Der Vorstand teilt unverzüglich 
jedem Mitglied seinen Beitrag für die jewei-
lige Beitragsgruppe, die wesentlichen Be-
rechnungsgrundlagen hierzu, die Zahlstelle 
und die Zahlungsfrist mit (Beitragsbescheid) 
und zieht die Beiträge ein. 
 
(2) Im Beitragsbescheid ist der Veranlagte 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Beitragsliste und die dazugehörigen Unterla-
gen unter Angabe von Ort und Zeitraum hin-
zuweisen. Der Beitragsbescheid ist zuzustel-
len. Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende Rechte 
und Pflichten unter Beifügung von Gesetz, 
Satzung und Veranlagungsrichtlinien zu un-
terrichten. 
 
(3) Gegen den Beitragsbescheid kann der 
Veranlagte innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung Widerspruch einlegen. 
Hilft der Vorstand dem Widerspruch nicht ab, 
legt er ihn dem Spruchausschuss vor. 
 
(4) Soweit es für die Verwaltung und die Ar-
beiten des Verbandes erforderlich ist, kann 
der Vorstand vor der Ermittlung und 
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Bestimmung des Beitragsverhältnisses vor-
läufige Beiträge nach dem voraussichtlichen 
Beitragsverhältnis festsetzen. 
 
(5) Ein durch Rechtsbehelf oder Entschei-
dung des Vorstandes entstandener Minder- 
oder Mehrbeitrag eines Mitgliedes des Ver-
bandes gegenüber den nach Absatz 1 oder 
4 festgesetzten Beiträgen ist unter den übri-
gen Mitgliedern derselben Beitragsgruppe im 
Verhältnis der von ihnen im Veranlagungs-
jahr zu leistenden Beiträge aufzuteilen und 
bei der nächstmöglichen Veranlagung aus-
zugleichen, soweit sich aus den Veranla-
gungsrichtlinien nichts anderes ergibt. Nicht 
einziehbare Beiträge sind anteilig von allen 
übrigen Mitgliedern des Verbandes zu tragen 
und ihrem nächsten Jahresbeitrag zuzurech-
nen, soweit keine Deckung aus der Rücklage 
(§ 32 Abs. 1) beschlossen wird. 
 
(6) Werden im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
Ausgaben erforderlich, die nur aufgrund ei-
ner Änderung des Wirtschaftsplanes geleis-
tet werden können, sind die dafür benötigten 
Beiträge spätestens im darauffolgenden Jahr 
in einen Nachtrag zur Beitragsliste aufzuneh-
men. Für die Aufstellung und Festsetzung 
der Nachtragsliste sowie für die Veranlagung 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
(7) Wer seinen Beitrag oder sonstige öffent-
lich-rechtliche Forderungen in Geld nicht 
rechtzeitig leistet, hat nach Maßgabe des 
§ 240 der Abgabenordnung einen Säumnis-
zuschlag zu zahlen, den der Vorstand fest-
setzt und einzieht. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
14. § 41 Absatz 2 wird durch folgenden Ab-

satz 2 ersetzt: 
 

„(2) Die oder der Vorsitzende wird durch 
die Ministerpräsidentin oder den Minis-
terpräsidenten im Einvernehmen mit 
dem für Umwelt zuständigen Ministe-
rium, je eine oder einer der drei 

 § 41 
Spruchausschuss 

 
(1) Der Spruchausschuss besteht aus einer 
oder einem Vorsitzenden, die oder der im 
Hauptamt Richterin oder Richter ist, sowie 
aus drei im höheren Dienst des Landes ste-
henden Beamtinnen oder Beamten oder ver-
gleichbaren tarifbeschäftigten Personen und 
aus einer oder einem Sachverständigen. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende wird durch den 
Ministerpräsidenten im Einvernehmen mit 
dem Ministerium, je eine oder einer der drei 
beamteten Beisitzer oder tarifbeschäftigten 
Personen wird vom Ministerium, vom für 
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beamteten Beisitzer oder tarifbeschäf-
tigten Personen wird vom für Umwelt zu-
ständigen Ministerium, vom für Kommu-
nales zuständigen Ministerium und vom 
für Bergbau zuständigen Ministerium so-
wie die oder der Sachverständige wird 
von dem für Umwelt zuständigen Minis-
terium bestellt.“ 
 

 

Inneres zuständigen Ministerium und vom für 
Bergbau zuständigen Ministerium, die oder 
der Sachverständige durch das Ministerium 
bestellt. 
 
 
 
 
 
(3) Für jedes Mitglied wird in gleicher Weise 
eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter 
bestellt. 
 
(4) Die Mitglieder und ihre Stellvertreterinnen 
oder Stellvertreter werden für die Dauer von 
fünf Jahren bestellt. Scheidet ein Mitglied 
aus seinem Hauptamte aus, so ist seine Ab-
berufung zulässig. Fällt ein Mitglied oder 
eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter 
vorzeitig aus, so ist eine Ersatzbestellung für 
den Rest der Amtszeit vorzunehmen. 
 
(5) Die Mitglieder des Spruchausschusses 
sind an Weisungen nicht gebunden. 
 
(6) Die allgemeinen, persönlichen und säch-
lichen Kosten des Spruchausschusses trägt 
der Verband. 
 

 
 
 
 
15. In § 51 wird die Angabe „Das Ministe-

rium“ durch die Angabe „Das für Umwelt 
zuständige Ministerium“ ersetzt. 

 

 § 51 
Verordnungen zum Schutze des Unter-

nehmens 
 
Das Ministerium und die Ordnungsbehörden 
können durch Verordnungen zum Schutz 
von Unternehmen des Verbandes die Benut-
zung seiner Anlagen und seiner Gewässer 
regeln und ganz oder teilweise untersagen. 
 

 
 
 
 
16. In § 54 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„(Ministerium)“ gestrichen. 
 

 § 54 
Aufsicht 

 
(1) Der Verband steht unter der Aufsicht des 
Staates. Aufsichtsbehörde ist das für Umwelt 
zuständige Ministerium (Ministerium). 
 
(2) Die Aufsicht stellt sicher, daß der Ver-
band die ihm obliegenden Aufgaben und 
Pflichten nach geltendem Recht und im Ein-
klang mit den wasserwirtschaftlichen Zielset-
zungen des Landes erfüllt. 
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Artikel 5 
Änderung des Linksniederrheinischen 

Entwässerungs-Genossenschafts- 
Gesetzes 

 
Das Linksniederrheinische Entwässerungs-
Genossenschafts-Gesetz vom 7. Feb-
ruar 1990 (GV. NRW. S. 210), das zuletzt 
durch Artikel 29 des Gesetzes vom 1. Feb-
ruar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über die Linksniederrheinische 

Entwässerungs-Genossenschaft  
(Linksniederrheinisches Entwässerungs- 

Genossenschafts-Gesetz - LINEGG -) 
 

 
 
 
1. § 2 Absatz 1 Nummer 6 bis 10 wird 

durch die folgenden Nummern 6 bis 12 
ersetzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„6. Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes an oberirdischen Gewäs-
sern, auch wenn dem Verband nicht 
die Gewässerunterhaltung, der 
Ausgleich der Wasserführung und 
der Gewässerausbau obliegen; 

7. Koordinierung der Zusammenarbeit 
im Bereich des Hochwasserschut-
zes; 

8. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Trink- und Betriebswas-
serversorgung im Zusammenhang 
mit der Regelung des Grundwas-
serstandes (Nummer 4); 

 § 2 
Aufgaben der Genossenschaft 

 
(1) Die Genossenschaft hat im Genossen-
schaftsgebiet folgende Aufgaben: 
 
1. Regelung des Wasserabflusses ein-

schließlich Ausgleich der Wasserfüh-
rung und Sicherung des Hochwasserab-
flusses der oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und in deren 
Einzugsgebieten; 

2. Unterhaltung oberirdischer Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und der mit 
ihnen in funktionellem Zusammenhang 
stehenden Anlagen; 

3. Rückführung ausgebauter oberirdischer 
Gewässer in einen naturnahen Zustand; 

4. Regelung des Grundwasserstandes; 
5. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 

und Ausgleich wasserwirtschaftlicher 
und damit in Zusammenhang stehender 
ökologischer, durch Einwirkungen auf 
den Grundwasserstand, insbesondere 
durch den Steinkohlen- und Salzabbau, 
hervorgerufener oder zu erwartender 
nachteiliger Veränderungen; 

6. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Trink- und Betriebswasser-
versorgung im Zusammenhang mit der 
Regelung des Grundwasserstandes 
(Nr. 4); 

 
7. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe 

des Landeswassergesetzes; 
 
8. Entsorgung der bei der Durchführung 

der genossenschaftlichen Aufgaben an-
fallenden Abfälle; 
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9. Abwasserbeseitigung nach Maß-
gabe des Landeswassergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 
926), das zuletzt durch Artikel 11 
des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung; 

10. Entsorgung der bei der Durchfüh-
rung der genossenschaftlichen Auf-
gaben anfallenden Abfälle; 

11. Vermeidung, Minderung, Beseiti-
gung und Ausgleich eingetretener 
oder zu erwartender, auf Abwas-
sereinleitungen oder sonstige Ursa-
chen zurückzuführender nachteili-
ger Veränderungen des oberirdi-
schen Wassers und 

12. Ermittlung der wasserwirtschaftli-
chen Verhältnisse, soweit es die 
Aufgaben der Genossenschaft er-
fordern.“ 

 
 

9. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich eingetretener oder zu er-
wartender, auf Abwassereinleitungen 
oder sonstige Ursachen zurückzufüh-
render nachteiliger Veränderungen des 
oberirdischen Wassers; 

 
 
 
10. Ermittlung der wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse, soweit es die Aufgaben 
der Genossenschaft erfordern. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Auf Beschluß der Genossenschaftsver-
sammlung kann die Genossenschaft im Ein-
vernehmen mit Abwasserbeseitigungspflich-
tigen außerhalb des Genossenschaftsgebie-
tes und im Benehmen mit dem örtlich zustän-
digen Abwasserverband deren Abwasser zur 
Behandlung in genossenschaftliche Abwas-
serbehandlungsanlagen übernehmen, anfal-
lende Klärschlämme und sonstige feste 
Stoffe entsorgen sowie im Zusammenhang 
damit weitere Maßnahmen der Abwasserbe-
seitigung auch außerhalb des Genossen-
schaftsgebietes durchführen. Der Beschluß 
der Genossenschaftsversammlung bedarf 
der Genehmigung durch die Aufsichtsbe-
hörde. Für die Rückübertragung gelten die 
Bestimmungen dieses Absatzes entspre-
chend. 
 
(3) Aufgaben, die nach Absatz 1 der Genos-
senschaft zugewiesen sind, haben die bisher 
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis die 
Genossenschaft sie übernimmt. 
 
(4) Die Genossenschaft kann auf Beschluß 
der Genossenschaftsversammlung Aufträge 
übernehmen, die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben zwar nicht erforderlich, aber dienlich 
sind und mit ihren Aufgaben im 
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Zusammenhang stehen. Die Kosten trägt der 
Auftraggeber. Die Genossenschaft darf die 
Aufträge nur übernehmen, wenn die Ausfüh-
rung der ihr nach Gesetz und Satzung oblie-
genden Aufgaben nicht beeinträchtigt wird 
und nicht zu einer Interessenkollision führt. 
In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit ent-
scheidet der Genossenschaftsrat über die 
Auftragsübernahme. Der Genossenschafts-
versammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben. 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Ab-

satz 1 ersetzt: 
 

„(1) Unternehmen der Genossenschaft 
sind Planung, Bau, Betrieb und Unter-
haltung der für die Aufgabenerledigung 
notwendigen Anlagen sowie alle sonsti-
gen für die Durchführung der Aufgaben 
erforderlichen Ermittlungen und Arbei-
ten. Als Unternehmen gilt auch die Be-
teiligung der Genossenschaft an Anla-
gen Dritter, die der Durchführung ihrer 
Aufgaben dienen. Bei Planung, Bau und 
Betrieb der Anlagen nach Satz 1 können 
die Möglichkeiten der Anlagen zur Ener-
gieerzeugung auch für Dritte genutzt 
werden. Dies gilt auch für Anlagen, die 
mit Anlagen nach Satz 1 in funktionalem 
Zusammenhang stehen sowie für Anla-
gen zur Erzeugung oder Speicherung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen, 
die innerhalb des Genossenschaftsge-
bietes auf Grundstücken der Genossen-
schaft betrieben werden. Darüber hin-
aus kann die Genossenschaft zur De-
ckung ihres Energiebedarfs Anlagen zur 
Erzeugung und zur Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen pla-
nen, bauen, betreiben und unterhalten, 
wobei die Erzeugung von Überschuss-
mengen in einem angemessenen Um-
fang sowie die Speicherung und Abgabe 
dieser Überschussmengen an Dritte zu-
lässig ist. Dies gilt entsprechend für die 
Beteiligung der Genossenschaft an An-
lagen Dritter zur Erzeugung oder Spei-
cherung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen, auch wenn diese außerhalb 
des Genossenschaftsgebiets betrieben 

 § 3 
Unternehmen der Genossenschaft,  

Übersichten 
 
 
(1) Unternehmen der Genossenschaft sind 
Planung, Bau, Betrieb und Unterhaltung der 
für die Aufgabenerledigung notwendigen An-
lagen sowie alle sonstigen für die Durchfüh-
rung der Aufgaben erforderlichen Ermittlun-
gen und Arbeiten. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 können die 
Möglichkeiten der Anlage zur Energieerzeu-
gung genutzt werden, sofern dies mit der Er-
ledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeu-
gung, die in einem funktionalen Zusammen-
hang mit Anlagen nach Satz 1 stehen, ge-
plant, gebaut, betrieben und unterhalten wer-
den. 
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werden. Die Energieerzeugung und -
speicherung nach den Sätzen 3 bis 6 
muss mit der Erledigung der Aufgaben 
der Genossenschaft nach § 2 vereinbar 
sein.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „vom 

25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 133)“ ge-
strichen. 

 

 
 
 
 
 
 
(2) Die Genossenschaft stellt über die zur Er-
füllung ihrer Aufgaben und übernommenen 
Pflichten erforderlichen Unternehmen, die in 
einem Zeitraum von jeweils sechs Jahren 
durchzuführen sind, Übersichten auf (Sechs-
jahresübersichten). Satz 1 gilt nicht für die 
Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des Lan-
deswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133). 
 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa) Nach Satz 1 wird der folgende 
Satz eingefügt: 

 
„Soweit eine Maßnahme nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 6 keinem 
der in Satz 1 genannten Träger 
obliegt, bedarf es des Einver-
nehmens mit den Gebietskör-
perschaften, auf deren Gebie-
ten die Maßnahme durchge-
führt wird.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 3 wird die 

Angabe „Beschluß“ durch die 
Angabe „Beschluss nach Satz 
1“ ersetzt. 

 
 
 
 
 

b) Absatz 3 wird durch den folgenden 
Absatz 3 ersetzt: 

 
„(3) Die Bestimmungen der Absätze 
1 und 2 gelten nicht für die Aufgabe 
gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 10, 
soweit diese unter § 5 Absatz 8 des 

 § 4 
Übernahme von Aufgaben 

 
(1) Die Genossenschaft kann Aufgaben nach 
§ 2 Abs. 1, die einer Gebietskörperschaft, ei-
nem Wasser- und Bodenverband oder einem 
öffentlich-rechtlichen Zweckverband im Ge-
nossenschaftsgebiet obliegen, nur im Ein-
vernehmen mit der betroffenen Gebietskör-
perschaft oder dem betroffenen Verband auf 
Beschluß der Genossenschaftsversamm-
lung ganz oder teilweise übernehmen. Der 
Beschluß bedarf der Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde der Genossenschaft. 
Kommt das Einvernehmen mit einem Was-
ser- und Bodenverband nicht zustande, ent-
scheidet auf Antrag die Aufsichtsbehörde der 
Genossenschaft. Liegt die Übernahme der 
Aufgabe durch die Genossenschaft im öf-
fentlichen Interesse, kann die Aufsichtsbe-
hörde der Genossenschaft die Übernahme 
gegenüber dem betroffenen Wasser- und 
Bodenverband anordnen. 
 
 
(2) Für die Übertragung von Aufgaben der 
Genossenschaft auf eine Gebietskörper-
schaft, einen Wasser- und Bodenverband 
oder einen öffentlich-rechtlichen Zweckver-
band im Genossenschaftsgebiet gilt Absatz 
1 entsprechend. 
 
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für die Aufgabe gemäß § 2 Ab-
satz 1 Nummer 8, soweit diese unter 
§ 5 Abs. 8 des Landesabfallgesetzes fällt. 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1995-19
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Landeskreislaufwirtschaftsgesetz-
tes vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. 
S. 250), das zuletzt durch Artikel 3 
Absatz 11 des Gesetzes vom 11. 
März 2025 (GV. NRW. S. 288) ge-
ändert worden ist, fällt.“ 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
(4) Die bis zum 28. Februar 2007 beste-
hende Aufgabenwahrnehmung auf dem Ge-
biet der Abwasserbeseitigung durch den 
Verband und die in Absatz 1 genannten Auf-
gabenträger bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 6 
Mitglieder der Genossenschaft 

 
(1) Mitglieder der Genossenschaft (Genos-
sen) sind: 
 
1. kreisfreie Städte, kreisangehörige 

Städte, Gemeinden und 
2. Kreise, 
 soweit sie ganz oder teilweise im Genos-

senschaftsgebiet liegen; 
3. die jeweiligen Eigentümer der ganz oder 

teilweise im Genossenschaftsgebiet lie-
genden Bergwerke; 

4. Unternehmen und sonstige Träger der 
öffentlichen Wasserversorgung sowie 
andere gewerbliche Unternehmen und 
die jeweiligen Eigentümer von Grund-
stücken oder Anlagen, die im Genos-
senschaftsgebiet zum Zweck der Nut-
zung Wasser als Grundwasser fördern 
oder aus oberirdischen Gewässern ent-
nehmen; 

5. gewerbliche Unternehmen und die je-
weiligen Eigentümer von Grundstücken, 
Verkehrsanlagen und sonstigen Anla-
gen, die Unternehmen der Genossen-
schaft verursachen, erschweren, zu er-
warten haben oder von ihnen Vorteile 
haben oder zu erwarten haben; soweit 
ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt der Erb-
bauberechtigte an die Stelle des Eigen-
tümers; soweit für Verkehrsanlagen eine 
Baulast besteht, tritt deren Träger an die 
Stelle des Eigentümers oder des Erb-
bauberechtigten. 

 
Mitglieder der Genossenschaft sind auch 
Gebietskörperschaften, Unternehmen oder 
Eigentümer im Sinne von Satz 1 Nrn. 1 bis 5 
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4. In § 6 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe 

„Verbandes“ durch die Angabe „Genos-
senschaft“ ersetzt. 

 

außerhalb des Genossenschaftsgebietes, 
die unmittelbar Wasser aus dem Genossen-
schaftsgebiet beziehen oder aufgrund einge-
leiteter Verfahren sicher beziehen werden 
oder deren Aufgaben und Pflichten die Ge-
nossenschaft gemäß § 2 Abs. 2 übernom-
men hat. Bergwerke gemäß Satz 1 Nr. 3 sind 
auch das Bergwerkseigentum und die Bewil-
ligung im Sinne des Bundesberggesetzes, 
ferner Bergwerke, Bergwerkseigentum und 
Bewilligungen, die aufgehoben oder widerru-
fen werden oder erlöschen. Mitglied des Ver-
bandes ist ferner jedes Unternehmen oder 
sein Rechtsnachfolger gleich welcher 
Rechtsform, das ein anderes Unternehmen 
zu einer Verrichtung bestellt hat, welches 
Unternehmen der Genossenschaft verur-
sacht oder erschwert hat, oder weiter verur-
sacht, erschwert oder erwarten lässt. Ein Un-
ternehmen, das von einem anderen Unter-
nehmen abhängig ist, gilt als von diesem Un-
ternehmen zur Verrichtung bestellt. 
 
(2) Die Mitgliedschaft in den Fällen des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nrn. 4 und 5 und Satz 2 setzt 
voraus, daß in der Satzung festzusetzende 
Mindestbeiträge erreicht werden und der 
Beitragsbescheid dem Veranlagten zuge-
stellt ist (§ 27 Abs. 1 und 2). Unterschreitet 
ein Mitglied in einer Beitragsgruppe den Min-
destbeitrag, erlischt insoweit seine Mitglied-
schaft mit dem Zeitpunkt, zu dem ihm die un-
verzüglich getroffene Entscheidung des Vor-
standes hierüber zugestellt ist. Zwischen die-
ser Entscheidung und der Zustellung entste-
hen insoweit keine neuen Rechte oder 
Pflichten des Mitgliedes. 
 
(3) Die Genossen sind in einem Verzeichnis 
zu führen. Das Nähere regelt die Satzung. 
 

5. § 12 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 Satz 7 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 § 12 
Genossenschaftsversammlung 

 
(1) Die Genossenschaftsversammlung be-
steht aus den Delegierten der Genossen ge-
mäß Absatz 2 und 3 und einer oder einem 
Delegierten gemäß Absatz 4. Die Gesamt-
zahl der Delegierten wird durch die Satzung 
bestimmt. 
 
(2) Jede in der Satzung festzusetzende Ein-
heit an Jahresbeiträgen (Beitragseinheit) 
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„Die Abwasserabgabe gemäß 
§ 2 Absatz 2 des Abwasserabga-
bengesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559), das zuletzt 
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes] 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, und das Was-
serentnahmeentgelt gemäß § 2 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 27. Januar 2004 
(GV. NRW. S. 30), das zuletzt 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung, bleiben bei der Er-
mittlung der Beitragseinheiten un-
berücksichtigt.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

berechtigt zur Entsendung einer oder eines 
Delegierten. Ein Genosse entsendet in die 
Genossenschaftsversammlung so viele De-
legierte mit je einer Stimme, wie er auf Grund 
seiner Jahresbeiträge an vollen Beitragsein-
heiten erreicht. Kein Genosse darf mehr als 
zwei Fünftel aller Delegierten stellen. Die 
nach Satz 3 über zwei Fünftel aller Beitrags-
einheiten hinausgehenden Beiträge eines 
Genossen berechtigen nicht zur Entsendung 
von Delegierten oder zur Bildung von und 
zum Eintritt in Stimmgruppen (Absatz 3). Bei 
der Ermittlung der Beitragseinheiten eines 
Genossen ist sein durchschnittlicher Jahres-
beitrag aus den letzten drei Jahren vor der 
Neubildung der Genossenschaftsversamm-
lung zugrunde zu legen; bei einer Mitglied-
schaft von weniger als drei Jahren gilt der 
letzte vor der Neubildung der Genossen-
schaftsversammlung vom Vorstand festge-
setzte Jahresbeitrag. Solange Jahresbei-
träge einzelner Genossen noch nicht festste-
hen, gilt der vom Vorstand festgesetzte Bei-
trag. Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt ge-
mäß § 2 des Wasserentnahmeentgeltgeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2014 (GV. NRW. S. 884) geändert 
worden ist, bleiben bei der Ermittlung der 
Beitragseinheiten unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Mit den Jahresbeiträgen, die eine volle 
Beitragseinheit nicht erreichen oder darüber 
hinausgehen (Beitragsteileinheiten), können 
sich die Genossen zu Stimmgruppen zusam-
menschließen. Jede Stimmgruppe hat so 
viele Delegierte mit je einer Stimme, wie sie 
mit den zusammengelegten Beiträgen oder 
Beitragsteilen volle Beitragseinheiten auf 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s884
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b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe 
„Verbandsversammlung“ durch die 
Angabe „Genossenschaftsver-
sammlung“ ersetzt. 

 

sich vereinigt. Jeder Genosse kann sich nur 
an einer Stimmgruppe beteiligen. Jede 
Stimmgruppe wählt ihre Delegierten und ent-
sendet sie in die Genossenschaftsversamm-
lung. Das Nähere über die Bildung von 
Stimmgruppen und die Wahl ihrer Delegier-
ten regelt die Satzung. 
 
(4) Der Genossenschaftsversammlung ge-
hört ferner eine Delegierte oder ein Delegier-
ter an, die oder der gewähltes Mitglied der 
Landwirtschaftskammer ist und von dieser 
entsandt wird. Die oder der Delegierte hat in 
der Verbandsversammlung eine Stimme. 
 

 
 
 
 
 
6. In § 13 Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 

durch die Angabe „Absatz“ und die An-
gabe „Gesetz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 208) geändert worden 
ist,“ durch die Angabe „Artikel 1 des Ge-
setzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 618) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung,“ er-
setzt. 

 

 § 13 
Delegierte in der Genossenschaftsver-

sammlung 
 
(1) Delegierte oder Delegierter gemäß 
§ 12 Abs. 2 und 3 kann nur sein, wer selbst 
Genosse ist, wer bei dem Genossen oder bei 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts des 
Genossen nach § 114a der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt 
durch Gesetz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 208) geändert worden ist, be-
ruflich tätig ist, wer vertretungsberechtigt ist 
oder den Organen des Genossen angehört. 
 
(2) Ein Genosse darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Genossen steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(3) Die oder der Delegierte gemäß 
§ 12 Abs. 4 darf nicht Genosse oder Pächter 
eines Genossen sein. 
 
(4) Die Delegierten gemäß § 12 Abs. 1 wer-
den für fünf Jahre in die Genossenschafts-
versammlung entsandt. In den letzten drei 
Monaten vor Beendigung der Amtszeit sind 
die Delegierten für die nächste Amtsperiode 
zu benennen. Wiederwahl oder Wiederberu-
fung sind zulässig. 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2015-s208
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(5) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglied der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. Min-
destens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Das gilt auch für die Bildung von 
Stimmgruppen gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(6) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Niederlegung des Amtes, Weg-
fall der für die Entsendung jeweils maßgebli-
chen Voraussetzungen, Wahl zum Mitglied 
des Genossenschaftsrates, Eintritt der Ge-
schäftsunfähigkeit oder der beschränkten 
Geschäftsfähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter oder Tod. 
Scheidet eine Delegierte oder ein Delegierter 
vorzeitig aus, ist eine Ersatzwahl oder Er-
satzberufung für den Rest der Amtszeit vor-
zunehmen. 
 
(7) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Genossen, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
der Liste den Genossen mit der Aufforderung 
bekanntzumachen, innerhalb einer bestimm-
ten Frist ihre Delegierten gegenüber der Vor-
sitzenden oder dem Vorsitzenden des Ge-
nossenschaftsrates für eine neue Amtsperi-
ode zu benennen. Auf die Möglichkeit, sich 
zu Stimmgruppen zusammenzuschließen 
und deren Delegierte zu benennen, ist hinzu-
weisen. Das Nähere regelt die Satzung. 
 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 
durch die Angabe „Absatz“ und die 
Angabe „Dezernentinnen und De-
zernenten“ durch die Angabe „Ge-
schäftsbereichsleiterinnen und Ge-
schäftsbereichsleiter“ ersetzt. 

 

 § 15 
Sitzungen der Genossenschaftsver-

sammlung, Beschlussfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates lädt die Delegierten 
(§ 12 Abs. 1) unter Angabe der Tagesord-
nung mit mindestens dreiwöchiger Frist zu 
den Sitzungen und unterrichtet die Mitglieder 
des Genossenschaftsrates, den Vorstand 
und die Dezernentinnen und Dezernenten. 
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b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

 
aa) In Satz 2 und 3 wird jeweils die 

Angabe „Dezernentinnen oder 
Dezernenten“ durch die An-
gabe „Geschäftsbereichsleite-
rinnen oder Geschäftsbereichs-
leiter“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 4 wird die Angabe „De-

zernentin oder bestimmten De-
zernenten“ durch die Angabe 
„Geschäftsbereichsleiterin oder 
bestimmten Geschäftsbe-
reichsleiter“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Die Genossenschaftsversammlung ist 
jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie 
ist grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Genossenschaftsrates 
 
a) vom Vorstand oder 
b) von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich oder elektronisch unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates leitet die Sitzungen der Genos-
senschaftsversammlung. Die weiteren Mit-
glieder des Genossenschaftsrates, der Vor-
stand und die Dezernentinnen oder Dezer-
nenten sollen an den Sitzungen teilnehmen. 
Die Mitglieder des Genossenschaftsrates, 
der Vorstand und die Dezernentinnen oder 
Dezernenten sind nicht stimmberechtigt. 
Entsprechendes gilt für die oder den gemäß 
§ 17 Abs. 1 Satz 2 bestimmte Dezernentin 
oder bestimmten Dezernenten. 
 
 
 
 
 
(4) Die Genossenschaftsversammlung ist 
beschlußfähig, wenn alle Delegierten recht-
zeitig geladen sind und mindestens die 
Hälfte aller Delegierten anwesend ist. Bei 
Beschlußunfähigkeit kann die oder der Vor-
sitzende eine neue Sitzung anberaumen, in 
der die Genossenschaftsversammlung bei 
gleicher Tagesordnung ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Delegierten be-
schlußfähig ist. Hierauf muß in der Ladung 
hingewiesen werden. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Genossenschaftsversammlung bildet 
ihren Willen mit der Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der 
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c) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist,“ durch die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ und die An-
gabe „Verbandsversammlung“ 
durch die Angabe „Genossen-
schaftsversammlung“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

d) Absatz 11 wird durch den folgenden 
Absatz 11 ersetzt: 

 
„(11) Die oder der Vorsitzende des 
Genossenschaftsrates kann auf An-
trag des Vorstandes entscheiden, 
dass die Genossenschaftsver-
sammlung ohne physische Präsenz 

Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Genossen-
schaftsversammlung sind Niederschriften zu 
fertigen. Beschlüsse sind besonders zu 
kennzeichnen. Die Niederschriften sind von 
der oder dem Vorsitzenden des Genossen-
schaftsrates und von einer oder einem von 
der Genossenschaftsversammlung zu be-
stimmenden Delegierten zu unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde und der Bezirksregierung kann mit 
beratender Stimme an den Sitzungen der 
Genossenschaftsversammlung teilnehmen. 
Eine gemeinsame Vertreterin oder ein ge-
meinsamer Vertreter der anerkannten Natur-
schutzvereinigungen, die im Sinne des 
§ 63 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert 
worden ist, nach ihrer Satzung landesweit tä-
tig sind, kann mit beratender Stimme an den 
öffentlichen Sitzungen der Verbandsver-
sammlung teilnehmen. 
 
 
 
 
 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Genossen, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Genossenschaftsversammlung teilneh-
men. Ort, Zeitpunkt und Tagesordnung sind 
mindestens drei Wochen vor der Sitzung den 
Genossen bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes 
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der Delegierten und der in Absatz 8 
genannten Vertreterinnen und Ver-
treter als virtuelle Genossenschafts-
versammlung abgehalten wird oder 
dass den Delegierten und den in 
Absatz 8 genannten Vertreterinnen 
und Vertretern freigestellt wird, phy-
sisch oder virtuell teilzunehmen 
(hybride Genossenschaftsver-
sammlung), sofern 

 
1. die Bild- und Tonübertragung 

der gesamten Versammlung 
erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der 
virtuell teilnehmenden Dele-
gierten über elektronische 
Kommunikation gesichert ist 
und 

3. den virtuell teilnehmenden De-
legierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt 
wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 
1 bis 10 gelten für die virtuelle und 
die hybride Genossenschaftsver-
sammlung entsprechend. Die Betei-
ligung der Öffentlichkeit erfolgt ge-
mäß Satz 1 Nummer 1. Näheres re-
gelt die Satzung.“ 

 
e) Absatz 12 wird gestrichen. 

 
 

entscheiden, dass die Genossenschaftsver-
sammlung ohne physische Präsenz der De-
legierten oder der in Absatz 8 genannten 
Vertreterinnen und Vertreter als virtuelle Ge-
nossenschaftsversammlung abgehalten 
wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Genossen-
schaftsversammlung entsprechend. Die Be-
teiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß 
Satz 1 Nummer 1. Näheres regelt die Sat-
zung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Genossenschaftsrates auf Antrag des Vor-
stands statt der Einberufung einer virtuellen 
Genossenschaftsversammlung auch eine 
Beschlussfassung der Genossenschaftsver-
sammlung oder Wahlen der Delegierten im 
Umlaufverfahren herbeiführen, wenn sich 
mindestens die Hälfte der Delegierten mit 
der schriftlichen oder elektronischen Abgabe 
der Stimmen einverstanden erklärt. Die 
Stimmabgabe erfolgt auf schriftlichem oder 
elektronischem Wege. Für das Umlaufver-
fahren gelten die Bestimmungen in den Ab-
sätzen 4 bis 6 entsprechend. 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19696 

 
 

99 

8. § 17 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „De-
zernentin“ durch die Angabe 
„Geschäftsbereichsleiterin“ und 
die Angabe „Dezernent“ durch 
die Angabe „Geschäftsbe-
reichsleiter“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 3 wird die Angabe „De-

zernentin“ durch die Angabe 
„Geschäftsbereichsleiterin“ und 
die Angabe „Dezernent“ durch 
die Angabe „Geschäftsbe-
reichsleiter“ ersetzt. 

 
 
 
 

cc) In Absatz 3 Satz 2 wird die An-
gabe „Dezernentin“ durch die 
Angabe „Geschäftsbereichslei-
terin“ und die Angabe „Dezer-
nent“ durch die Angabe „Ge-
schäftsbereichsleiters“ ersetzt. 

 
b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
 

aa) Nummer 2 wird durch die fol-
gende Nummer 2 ersetzt:  

 
„2. die Bestellung von Beauf-

tragten nach dem Wasser-
haushaltsgesetz vom 
31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), das zu-
letzt durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 29. März 
2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) 
geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden 

 § 17 
Aufgaben des Genossenschaftsrates 

 
(1) Der Genossenschaftsrat hat die ihm 
durch dieses Gesetz zugewiesenen Aufga-
ben. Er ist an die Beschlüsse der Genossen-
schaftsversammlung gebunden. Er über-
wacht die Führung der Geschäfte durch den 
Vorstand. 
 
(2) Der Genossenschaftsrat wählt den Vor-
stand. Er bestimmt die oder den insbeson-
dere für personelle und soziale Angelegen-
heiten der Genossenschaft zuständige De-
zernentin oder zuständigen Dezernenten. 
Diese Dezernentin oder dieser Dezernent 
darf nicht gegen die Stimmen der Mehrheit 
der Arbeitnehmer-Vertreterinnen oder -Ver-
treter bestellt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Für die Abberufung des Vorstandes aus 
einem wichtigen Grund ist § 18 Abs. 5 ent-
sprechend anzuwenden. Die Abberufung der 
oder des gemäß Absatz 2 Satz 2 bestellten 
Dezernentin oder Dezernenten aus einem 
wichtigen Grund ist nur mit den Stimmen der 
Mehrheit der Arbeitnehmer-Vertreterinnen 
oder -Vertreter möglich. 
 
 
(4) Der Genossenschaftsrat beschließt über: 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
 
 
 
2. die Bestellung von Beauftragten nach 

dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Ab-
fallgesetz und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, 
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Fassung, dem Kreislauf-
wirtschaftsgesetz vom 24. 
Februar 2012 
(BGBl. I S. 212), das zu-
letzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 2. März 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) 
geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fas-
sung, und dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz in 
der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1274; 
2021 I S. 123), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geän-
dert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung,“. 

 
 
 
 
 

 
bb) In Nummer 5 wird die Angabe 

„Dezernentin oder Dezernent“ 
durch die Angabe „Geschäfts-
bereichsleiterin oder Ge-
schäftsbereichsleiters“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. den Abschluß eines Dienstvertrages mit 

dem Vorstand, 
4. die Geschäftsordnung für die Genos-

senschaftsverwaltung, 
5. die übrigen Zuständigkeiten der oder 

des gemäß Absatz 2 Satz 2 bestimmten 
Dezernentin oder Dezernenten inner-
halb der Genossenschaftsverwaltung 
und ihre oder seine Stellung gegenüber 
dem Vorstand in personellen und sozia-
len Angelegenheiten, 

6. die Genehmigung von überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Ausgaben 
(§ 23 Abs. 2) oder erfolggefährdenden 
Mehraufwendungen. 

 
(5) Der Zustimmung des Genossenschafts-
rates bedarf der Vorstand in folgenden An-
gelegenheiten: 
 
1. Entwürfe der Übersichten gemäß 

§ 3 Absatz 2 und Entwurf des Abwas-
serbeseitigungskonzeptes nach § 53 
des Landeswassergesetzes, 

2. Bau- und Maßnahmepläne für die Ge-
nossenschaftsunternehmen, 

3. Anordnung der Inanspruchnahme von 
Grundstücken und Anlagen der Genos-
sen und von Dritten sowie Festsetzung 
des Geldausgleichs (§ 7 Abs. 5), 

4. Anträge auf Durchführung von Enteig-
nungsverfahren (§ 9), 
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c) In Absatz 5 Nummer 11 wird die An-
gabe „Dezernentin“ durch die An-
gabe „Geschäftsbereichsleiterin“ 
und die Angabe „Dezernent“ durch 
die Angabe „Geschäftsbereichslei-
ters“ ersetzt. 

 

5. Gewährung von Darlehen an Stellen au-
ßerhalb der Genossenschaft, 

6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von 
Bürgschaften, Patronatserklärungen 
und Gewährverträgen, ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Verpflichtung, 

7. Bildung von oder Eintritt in Handelsge-
sellschaften sowie in Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, die auf 
eine wirtschaftliche Betätigung ausge-
richtet sind, oder in kommunale Arbeits-
gemeinschaften oder Zweckverbände 
und die Beteiligung als stiller Gesell-
schafter an einem Handelsgewerbe so-
wie bei Änderungen der diesen Ge-
schäften zugrunde liegenden Verträgen, 

8. Abschluß und Kündigung von Tarifver-
trägen sowie Grundsätze für die Anstel-
lungsverhältnisse der Beschäftigten, 

9. Verfolgung von Rechtsbehelfen gegen 
aufsichtsrechtliche Verfügungen und 
Anordnungen, 

10. Festsetzung von Zwangsmitteln (§ 32), 
11. Bestellung einer Dezernentin oder eines 

Dezernenten zur ständigen Vertreterin 
oder zum ständigen Vertreter des Vor-
standes, 

12. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-
ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner 
Änderungen und der Finanzplanung 
(§ 22a). 

 
9. § 18 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Die oder der Vorsitzende des 
Genossenschaftsrates lädt die Mit-
glieder des Genossenschaftsrates 
unter Angabe der Tagesordnung 
mit mindestens zweiwöchiger Frist 
zu den Sitzungen und leitet sie. Der 
Vorstand und die Geschäftsbe-
reichsleiterinnen und Geschäftsbe-
reichsleiter nehmen ohne Stimm-
recht an den Sitzungen teil.“ 

 § 18 
Sitzungen des Genossenschaftsrates, 

Beschlußfassung 
 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates lädt die Mitglieder des Genos-
senschaftsrates unter Angabe der Tagesord-
nung mit mindestens zweiwöchiger Frist zu 
den Sitzungen und leitet sie. 
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(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Genossenschaftsrates abzuhalten. Die 
oder der Vorsitzende muß eine Sitzung an-
beraumen, wenn mindestens fünf Mitglieder 
des Genossenschaftsrates oder der Vor-
stand dies schriftlich oder elektronisch unter 
Angabe des Beratungsgegenstandes bei der 
oder bei dem Vorsitzenden beantragen oder 
die Aufsichtsbehörde dies verlangt. 
 
(3) Der Genossenschaftsrat ist beschlußfä-
hig, wenn alle Mitglieder rechtzeitig geladen 
und mindestens acht Mitglieder anwesend 
sind. Eine Stellvertreterin oder ein Stellver-
treter darf nur dann an den Sitzungen des 
Genossenschaftsrates teilnehmen, wenn 
das Mitglied verhindert ist. Bei Beschlußun-
fähigkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der der Ge-
nossenschaftsrat bei gleicher Tagesordnung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesen-
den beschlußfähig ist. Hierauf muß in der La-
dung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Genossenschaftsrates noch 
keine Ersatzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Genossenschaftsrat bildet seinen 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen, wobei jedes Mitglied des 
Genossenschaftsrates eine Stimme hat. Bei 
Beschlüssen und Wahlen zählen Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen zur Fest-
stellung der Beschlußfähigkeit, nicht aber zur 
Berechnung der Mehrheit mit. Stimmen-
gleichheit bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege ergangene Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie von allen Mitgliedern des Genos-
senschaftsrates einstimmig gefaßt worden 
sind. Das Ergebnis ist spätestens in der 
nächsten Sitzung des Genossenschaftsrates 
bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Genossen-
schaftsrates sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
von dem Vorsitzenden und von einem 
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b) Absatz 8 Satz 1 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
„Unter den Voraussetzungen des 
§ 15 Absatz 11 kann die oder der 
Vorsitzende des Genossenschafts-
rates auf Antrag des Vorstands eine 
virtuelle oder hybride Genossen-
schaftsratssitzung einberufen.“ 

 

weiteren Mitglied des Genossenschaftsrates 
zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Genossenschaftsratssitzung 
einberufen oder abweichend von Absatz 6 
mit einer Zweidrittel-Mehrheit des Genos-
senschaftsrates eine Beschlussfassung im 
Umlaufverfahren herbeiführen.  Auf eine 
Bildübertragung kann dabei verzichtet wer-
den. Die Bestimmungen in den Absätzen 1 
und 3 bis 5 gelten entsprechend. 
 

10. § 19 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 3 wird die Angabe „Dezer-

nentin oder den Dezernenten“ 
durch die Angabe „Geschäftsbe-
reichsleiterin oder den Geschäfts-
bereichsleiter“ und die Angabe 
„Abs.“ durch die Angabe „Absatz“ 
ersetzt. 

 
 

 § 19 
Vorstand 

 
(1) Die oder der Vorsitzende des Genossen-
schaftsrates ist Dienstvorgesetzte oder 
Dienstvorgesetzter des Vorstandes. 
 
(2) Wer zum Vorstand gewählt wird, muß die 
für sein Amt erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen. Seine Amtszeit beträgt fünf Jahre. 
Wiederwahlen sind zulässig. Die Wahl ist frü-
hestens neun Monate und spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Amtszeit durchzufüh-
ren. Die Amtszeit endet spätestens mit Ab-
lauf des Monats, in dem der Vorstand das 
67. Lebensjahr vollendet. Für Vorstände, die 
am 1. Januar 2013 im Amt sind und deren 
Amtszeit bis längstens 2017 läuft, findet die 
Altersgrenze nach Satz 5 nur mit deren Zu-
stimmung Anwendung. 
 
(3) Für die Dezernentin oder den Dezernen-
ten gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 gilt Absatz 2 
sinngemäß. 
 
 
 
 
 
(4) Der Vorstand hat entsprechend den Re-
gelungen der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 
S. 15) in der jeweils geltenden Fassung 
seine Vergütung im Jahresabschluss indivi-
dualisiert offen zu legen. 
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11. § 21 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „Dezer-
nentin oder einen Dezernenten“ 
durch die Angabe „Geschäftsbe-
reichsleiterin oder einen Geschäfts-
bereichsleiter“ ersetzt. 

 
b) Absatz 3 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die die Genos-
senschaft verpflichtet werden soll, 
bedürfen unbeschadet weiterge-
hender Satzungsregelungen der 
Textform nach § 126b des Bürgerli-
chen Gesetzbuches.“ 

 

 § 21 
Vertretung der Genossenschaft 

 
(1) Der Vorstand vertritt die Genossenschaft 
gerichtlich und außergerichtlich. 
 
(2) Der Vorstand bestellt mit Zustimmung 
des Genossenschaftsrates eine Dezernentin 
oder einen Dezernenten zu seinem ständi-
gen Vertreter. 
 
 
 
 
 
 
(3) Verpflichtende Erklärungen der Genos-
senschaft bedürfen der Schriftform. Die Ver-
tretungs- und Unterschriftsbefugnisse wer-
den durch eine Geschäftsordnung für die 
Genossenschaftsverwaltung geregelt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
12. § 27 Absatz 2 Satz 3 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Ein neuer Genosse ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Verweis auf 
Gesetz, Satzung und Veranlagungs-
richtlinien zu unterrichten.“ 
 

 

 § 27 
Veranlagung 

 
(1) Auf Grund des festgestellten Wirtschafts-
plans berechnet der Vorstand nach den Ver-
anlagungsrichtlinien die Beiträge. Er führt die 
Beiträge - nach Beitragsgruppen getrennt - 
mit den zugehörigen Berechnungsgrundla-
gen in einer Beitragsliste auf und setzt die 
Beiträge fest. Der Vorstand teilt jedem Ge-
nossen seinen Beitrag für die jeweilige Bei-
tragsgruppe, die wesentlichen Berechnungs-
grundlagen hierzu, die Zahlstelle und die 
Zahlungsfrist mit (Beitragsbescheid) und 
zieht die Beiträge ein. 
 
(2) Im Beitragsbescheid ist der Veranlagte 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Beitragsliste und die dazugehörigen Unterla-
gen unter Angabe von Ort und Zeitraum hin-
zuweisen. Der Beitragsbescheid ist zuzustel-
len. Ein neuer Genosse ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende Rechte 
und Pflichten unter Beifügung von Gesetz, 
Satzung und Veranlagungsrichtlinien zu un-
terrichten. 
 
(3) Gegen den Beitragsbescheid kann der 
Veranlagte innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung schriftlich oder zur 
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Niederschrift Widerspruch einlegen. Hilft der 
Vorstand dem Widerspruch nicht ab, legt er 
ihn dem Widerspruchsausschuß vor. 
 
(4) Soweit es für die Verwaltung und die Ar-
beiten der Genossenschaft erforderlich ist, 
kann der Vorstand vor der Ermittlung und Be-
stimmung des Beitragsverhältnisses vorläu-
fige Beiträge nach dem voraussichtlichen 
Beitragsverhältnis festsetzen. 
 
(5) Ein durch Rechtsbehelf oder Entschei-
dung des Vorstandes entstandener Minder- 
oder Mehrbeitrag eines Genossen gegen-
über den nach Absatz 1 oder 4 festgesetzten 
Beiträgen ist unter den übrigen Genossen 
derselben Beitragsgruppe im Verhältnis der 
von ihnen im Veranlagungsjahr zu leistenden 
Beiträge aufzuteilen und bei der nächstmög-
lichen Veranlagung auszugleichen, soweit 
sich aus den Veranlagungsrichtlinien nichts 
anderes ergibt. Nicht einziehbare Beiträge 
sind anteilig von allen übrigen Genossen zu 
tragen und ihrem nächsten Jahresbeitrag zu-
zurechnen, soweit keine Deckung aus der 
Rücklage (§ 24 Abs. 1) beschlossen wird. 
 
(6) Werden im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
Ausgaben erforderlich, die nur auf Grund ei-
ner Änderung des Wirtschaftsplanes geleis-
tet werden können, sind die dafür benötigten 
Beiträge spätestens im darauffolgenden Jahr 
in einen Nachtrag zur Beitragsliste aufzuneh-
men. Für die Aufstellung und Festsetzung 
der Nachtragsliste sowie für die Veranlagung 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
 
(7) Wer seinen Beitrag oder sonstige öffent-
lich-rechtliche Forderungen in Geld nicht 
rechtzeitig leistet, hat nach Maßgabe des 
§ 240 der Abgabenordnung einen Säumnis-
zuschlag zu zahlen, den der Vorstand fest-
setzt und einzieht. 
 

 
 
 
 
13. In § 34 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„(Ministerium)“ gestrichen. 
 

 § 34 
Aufsicht 

 
(1) Die Genossenschaft steht unter der Auf-
sicht des Staates. Aufsichtsbehörde ist das 
für Umwelt zuständige Ministerium (Ministe-
rium). 
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(2) Die Aufsicht stellt sicher, daß die Genos-
senschaft die ihr obliegenden Aufgaben und 
Pflichten nach geltendem Recht und im Ein-
klang mit den wasserwirtschaftlichen Zielset-
zungen des Landes erfüllt. 
 
(3) Der zuständige Minister kann seine Auf-
sichtsbefugnisse durch Rechtsverordnung 
ganz oder teilweise auf die Bezirksregierung 
übertragen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
14. In § 38 Absatz 1 Nummer 2 wird nach 

der Angabe „entgeltlichen Veräußerung 
von“ die Angabe „Vermögensgegen-
ständen, wenn der Erlös nicht dem“ ein-
gefügt. 

 
 

 § 38 
Genehmigung von Geschäften 

 
(1) Die Genossenschaft bedarf der Geneh-
migung durch die Aufsichtsbehörde 
 
1. für Geschäfte im Sinne von § 17 Abs. 5 

Nr. 7, 
2. zur unentgeltlichen Veräußerung von 

Vermögensgegenständen mit erhebli-
chem Wert, zur unentgeltlichen Überlas-
sung der Nutzung von Vermögensge-
genständen auf Dauer, soweit die Nut-
zung einen erheblichen Wert darstellt, 
sowie zur entgeltlichen Veräußerung 
von Vermögenshaushalt oder Vermö-
gensplan der Genossenschaft zugeführt 
wird, 

3. zur Gewährung von Darlehen über 
10 000 Euro an Beschäftigte der Genos-
senschaft, auch soweit diese ausge-
schieden sind, sowie für alle sonstigen 
Darlehen an Stellen außerhalb der Ge-
nossenschaft, 

4. zu Verträgen mit den in § 16 Abs. 1 und 
4, § 19 Abs. 2 und § 29 Abs. 1 und 2 
aufgeführten Personen, soweit es sich 
nicht um Dienstverträge oder um Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung han-
delt, 

5. zur Bestellung von Sicherheiten aller 
Art, insbesondere über das Eingehen 
von Bürgschaften, Patronatserklärun-
gen und Gewährverträgen ohne Rück-
sicht auf die Höhe der Verpflichtung. 

 
(2) Der Beschluss nach § 17 Absatz 5 Num-
mer 7 ist unter folgenden Maßgaben geneh-
migungsfähig: 
 
1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt 

ist zur Erfüllung der verbandseigenen 
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Aufgaben zwar nicht erforderlich, aber 
dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den 
hoheitlichen Aufgaben der Genossen-
schaft, die selbst bei der Genossen-
schaft verbleiben, 

3. die Ausführung der der Genossenschaft 
nach Gesetz und Satzung obliegenden 
Aufgaben wird nicht beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit 
der Genossenschaft und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenle-
gungsgesetzes vom 17. Dezember 2009 
(GV. NRW. S. 950) in der jeweils gelten-
den Fassung findet Anwendung. 

 
(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 
5 regelt die Satzung. 
 
(4) Geschäfte nach Absatz 1, die die Genos-
senschaft ohne die erforderliche Genehmi-
gung vornimmt, sind unwirksam. Die Gewäh-
rung von Darlehen an Mitglieder der Genos-
senschaftsorgane und des Widerspruchs-
ausschusses ist unzulässig. 
 

Artikel 6 
Änderung des Lippeverbandsgesetzes 

 
Das Lippeverbandsgesetz vom 7. Feb-
ruar 1990 (GV. NRW. S. 162), das zuletzt 
durch Artikel 30 des Gesetzes vom 1. Feb-
ruar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über den Lippeverband  

(Lippeverbandsgesetz - LippeVG -) 
 

 
 
 
1. § 2 Absatz 1 Nummer 6 bis 10 wird 

durch die folgenden Nummern 6 bis 12 
ersetzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
(1) Der Verband hat im Verbandsgebiet fol-
gende Aufgaben: 
1. Regelung des Wasserabflusses ein-

schließlich Ausgleich der Wasserfüh-
rung und Sicherung des Hochwasserab-
flusses der oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und in deren 
Einzugsgebieten; 

2. Unterhaltung oberirdischer Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und der mit 
ihnen in funktionellem Zusammenhang 
stehenden Anlagen; 

3. Rückführung ausgebauter oberirdischer 
Gewässer in einen naturnahen Zustand; 

4. Regelung des Grundwasserstandes; 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2009-s950
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„6. Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes an oberirdischen Gewäs-
sern, auch wenn dem Verband nicht 
die Gewässerunterhaltung, der 
Ausgleich der Wasserführung und 
der Gewässerausbau obliegen; 

7. Koordinierung der Zusammenarbeit 
im Bereich des Hochwasserschut-
zes; 

8. Abwasserbeseitigung nach Maß-
gabe des Landeswassergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 
926), das zuletzt durch Artikel 11 
des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung;  

9. Entsorgung der bei der Durchfüh-
rung der Verbandsaufgaben anfal-
lenden Abfälle; 

10. Vermeidung, Minderung, Beseiti-
gung und Ausgleich eingetretener 
oder zu erwartender, auf Abwas-
sereinleitungen oder sonstige Ursa-
chen zurückzuführender nachteili-
ger Veränderungen des oberirdi-
schen Wassers; 

11. Ermittlung der wasserwirtschaftli-
chen Verhältnisse, soweit es die  

 Verbandsaufgaben erfordern, und 
12. Beschaffung und Bereitstellung von 

Wasser zur Trinkwasser- und  
 Betriebswasserversorgung sowie 

zur Ausnutzung der Wasserkraft.“ 
 
 

5. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich wasserwirtschaftlicher 
und damit in Zusammenhang stehender 
ökologischer, durch Einwirkungen auf 
den Grundwasserstand, insbesondere 
durch den Steinkohlenabbau hervorge-
rufener oder zu erwartender nachteiliger 
Veränderungen; 

6. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe 
des Landeswassergesetzes; 

 
 
 
 
7. Entsorgung der bei der Durchführung 

der Verbandsaufgaben anfallenden Ab-
fälle; 

8. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich eingetretener oder zu er-
wartender, auf Abwassereinleitungen 
oder sonstige Ursachen zurückzufüh-
render nachteiliger Veränderungen des 
oberirdischen Wassers; 

 
 
 
9. Ermittlung der wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse, soweit es die Verbands-
aufgaben erfordern. 

10. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Trinkwasser- und Be-
triebswasserversorgung sowie zur Aus-
nutzung der Wasserkraft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) AufBeschluß der Verbandsversammlung 
kann der Verband im Einvernehmen mit Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen außerhalb 
des Verbandsgebietes und im Benehmen mit 
dem örtlich zuständigen Abwasserverband 
deren Abwasser zur Behandlung in ver-
bandseigene Abwasserbehandlungsanlagen 
übernehmen, anfallende Klärschlämme und 
sonstige feste Stoffe entsorgen sowie im 
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Zusammenhang damit weitere Maßnahmen 
der Abwasserbeseitigung auch außerhalb 
des Verbandsgebietes durchführen. Ent-
sprechendes gilt für die Überleitung von Gru-
benwässern in das Verbandsgebiet. Der Be-
schluß der Verbandsversammlung bedarf 
der Genehmigung durch die Aufsichtsbe-
hörde. Für die Rückübertragung gelten die 
Bestimmungen dieses Absatzes entspre-
chend. 
 
(3) Aufgaben, die nach Absatz 1 dem Ver-
band zugewiesen sind, haben die bisher 
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der 
Verband sie übernimmt. 
 
(4) Der Verband kann auf Beschluß der Ver-
bandsversammlung Aufträge übernehmen, 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben zwar nicht 
erforderlich, aber dienlich sind und mit sei-
nen Aufgaben im Zusammenhang stehen. 
Die Kosten trägt der Auftraggeber. Der Ver-
band darf die Aufträge nur übernehmen, 
wenn die Ausführung der ihm nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben nicht 
beeinträchtigt wird und nicht zu einer Interes-
senkollision führt. In Fällen besonderer Eil-
bedürftigkeit entscheidet der Verbandsrat 
über die Auftragsübernahme. Der Verbands-
versammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben. 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Unternehmen des Verbandes 
sind Planung, Bau, Betrieb und Un-
terhaltung der für die Aufgabenerle-
digung notwendigen Anlagen sowie 
alle sonstigen für die Durchführung 
der Aufgaben erforderlichen Ermitt-
lungen und Arbeiten. Als Unterneh-
men gilt auch die Beteiligung des 
Verbandes an Anlagen Dritter, die 
der Durchführung seiner Aufgaben 
dienen. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 kön-
nen die Möglichkeiten der Anlagen 
zur Energieerzeugung auch für 
Dritte genutzt werden. Dies gilt auch 
für Anlagen, die mit Anlagen nach 

 § 3 
Unternehmen des Verbandes,  

Übersichten 
 
 

(1) Unternehmen des Verbandes sind Pla-
nung, Bau, Betrieb und Unterhaltung der für 
die Aufgabenerledigung notwendigen Anla-
gen sowie alle sonstigen für die Durchfüh-
rung der Aufgaben erforderlichen Ermittlun-
gen und Arbeiten. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 können die 
Möglichkeiten der Anlage zur Energieerzeu-
gung genutzt werden, sofern dies mit der Er-
ledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeu-
gung, die in einem funktionalen Zusammen-
hang mit Anlagen nach Satz 1 stehen, ge-
plant, gebaut, betrieben und unterhalten wer-
den. 
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Satz 1 in funktionalem Zusammen-
hang stehen sowie für Anlagen zur 
Erzeugung oder Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen, 
die innerhalb des Verbandsgebietes 
auf Grundstücken des Verbandes 
betrieben werden. Darüber hinaus 
kann der Verband zur Deckung sei-
nes Energiebedarfs Anlagen zur Er-
zeugung und zur Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen 
planen, bauen, betreiben und unter-
halten, wobei die Erzeugung von 
Überschussmengen in einem ange-
messenen Umfang sowie die Spei-
cherung und Abgabe dieser Über-
schussmengen an Dritte zulässig 
ist. Dies gilt entsprechend für die 
Beteiligung des Verbandes an Anla-
gen Dritter zur Erzeugung oder 
Speicherung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen, auch wenn 
diese außerhalb des Verbandsge-
biets betrieben werden. Die Ener-
gieerzeugung und -speicherung 
nach den Sätzen 3 bis 6 muss mit 
der Erledigung der Aufgaben des 
Verbands nach § 2 vereinbar sein.“ 

 
 

 
 
 

 
 
b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 

„vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133)“ gestrichen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Verband stellt über die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben und übernommenen Pflich-
ten erforderlichen Unternehmen, die in ei-
nem Zeitraum von jeweils sechs Jahren 
durchzuführen sind, Übersichten auf (Sechs-
jahresübersichten). Satz 1 gilt nicht für die 
Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des Lan-
deswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133). 
 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa) Nach Satz 1 wird der folgende 
Satz eingefügt: 

 
„Soweit eine Maßnahme nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 6 keinem 
der in Satz 1 genannten Träger 

 § 4 
Übernahme von Aufgaben 

 
(1) Der Verband kann Aufgaben nach 
§ 2 Abs. 1, die einer Gebietskörperschaft, ei-
nem Wasser- und Bodenverband oder einem 
öffentlich-rechtlichen Zweckverband im Ver-
bandsgebiet obliegen, nur im Einvernehmen 
mit der betroffenen Gebietskörperschaft oder 
dem betroffenen Verband auf Beschluß der 
Verbandsversammlung ganz oder teilweise 
übernehmen. Der Beschluß bedarf der Ge-
nehmigung durch die Aufsichtsbehörde des 
Lippeverbandes. Kommt das Einvernehmen 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1995-19
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obliegt, bedarf es des Einver-
nehmens mit den Gebietskör-
perschaften, auf deren Gebie-
ten die Maßnahme durchge-
führt wird.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 3 wird 

die Angabe „Beschluß“ 
durch die Angabe „Be-
schluss nach Satz 1“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 

b) Absatz 3 wird durch den folgenden 
Absatz 3 ersetzt: 

 
„(3) Die Bestimmungen der Absätze 
1 und 2 gelten nicht für die Aufgabe 
gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 9, so-
weit diese unter § 5 Absatz 8 des 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes 
vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. 
S. 250), das zuletzt durch Artikel 
3 Absatz 11 des Gesetzes vom 
11. März 2025 (GV. NRW. S. 288) 
geändert worden ist, fällt.“ 
 

 

mit einem Wasser- und Bodenverband nicht 
zustande, entscheidet auf Antrag die Auf-
sichtsbehörde des Lippeverbandes. Liegt die 
Übernahme der Aufgabe durch den Lippe-
verband im öffentlichen Interesse, kann die 
Aufsichtsbehörde des Lippeverbandes die 
Übernahme gegenüber dem betroffenen 
Wasser- und Bodenverband anordnen. 
 
 
 
 
(2) Für die Übertragung von Aufgaben des 
Lippeverbandes auf eine Gebietskörper-
schaft, einen Wasser- und Bodenverband 
oder einen öffentlich-rechtlichen Zweckver-
band im Verbandsgebiet gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 
 
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für die Aufgabe gemäß § 2 
Abs. 1 Nr. 7, soweit diese unter § 5 Abs. 8 
des Landesabfallgesetzes fällt. 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die bis zum 28. Februar 2007 beste-
hende Aufgabenwahrnehmung auf dem Ge-
biet der Abwasserbeseitigung durch den 
Verband und die in Absatz 1 genannten Auf-
gabenträger bleibt unberührt. 
 

4. § 5 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 5 
Verbandsgebiet 

 
(1) Das Verbandsgebiet umfaßt das oberirdi-
sche Einzugsgebiet der Lippe unterhalb Lip-
pborg (Lippe-km 142,44) bis zur Mündung 
sowie die oberirdischen Einzugsgebiete 
- des Mommbaches (Stollbach, Langhorster 
Leitgraben), 
- des Lohberger Entwässerungsgrabens ein-
schließlich des Bruckhauser Mühlenbaches 
und 
- des Rotbaches. 
Zum Verbandsgebiet gehören außerdem die 
Teilgebiete der Gemeinden Ahlen und 
Beckum, die Felder von Steinkohlenberg-
werken überdecken. Zum Verbandsgebiet 
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a) In Nummer 1 wird die Angabe „Ver-
braucherschutz“ durch die Angabe 
„Klima“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
b) In Nummer 3 wird die Angabe „des 

Ministeriums für Umwelt, Raumord-
nung und Landwirtschaft“ durch die 
Angabe „des für Umwelt zuständi-
gen Ministeriums“ ersetzt. 

 
 
 

gehören ferner die Planungs- und Reserve-
räume für die Nordwanderung des Ruhrberg-
baus in den Gemeinden Beckum, Enniger-
loh, Ahlen, Sendenhorst, Drensteinfurt, 
Ascheberg und Raesfeld. 
 
(2) Die Grenzen des Verbandsgebietes erge-
ben sich aus einer Übersichtskarte, der zu-
grunde zu legen sind 
 
1. für die oberirdischen Einzugsgebiete ge-

mäß Absatz 1 Satz 1 das Kartenwerk 
des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfa-
len ,,Stationierung und Gebietsbezeich-
nung der Gewässer in Nordrhein-West-
falen", 

2. für die Teilgebiete gemäß Absatz 1 Satz 
2 die in der bei der Bezirksregierung 
Arnsberg als obere Bergbehörde nach 
§ 75 Abs. 3 des Bundesberggesetzes 
eingetragenen Bergbauberechtigungen, 

3. für die Planungs- und Reserveräume 
gemäß Absatz 1 Satz 3 die Karten des 
Ministeriums für Umwelt, Raumordnung 
und Landwirtschaft aus dem ,,Gesamt-
konzept zur Nordwanderung des Stein-
kohlenbergbaus an der Ruhr, Düssel-
dorf, Januar 1986". 

 
Der Verband legt die Übersichtskarte am Sitz 
der Verbandsverwaltung zur Einsichtnahme 
aus. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 12 Absatz 2 Satz 7 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus 
den Delegierten der Mitglieder gemäß Ab-
satz 2 und 3 und einer oder einem Delegier-
ten gemäß Absatz 4. Die Gesamtzahl der 
Delegierten wird durch die Satzung be-
stimmt. 
 
(2) Jede in der Satzung festzusetzende Ein-
heit an Jahresbeiträgen (Beitragseinheit) be-
rechtigt zur Entsendung einer oder eines De-
legierten. Ein Mitglied entsendet in die Ver-
bandsversammlung so viele Delegierte mit je 
einer Stimme, wie es auf Grund seiner Jah-
resbeiträge an vollen Beitragseinheiten er-
reicht. Kein Mitglied darf mehr als zwei Fünf-
tel aller Delegierten stellen. Die nach Satz 3 
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„Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, und das 
Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, bleiben bei der Ermittlung 
der Beitragseinheiten unberücksichtigt.“ 

 
 

über zwei Fünftel aller Beitragseinheiten hin-
ausgehenden Beiträge eines Mitgliedes be-
rechtigen nicht zur Entsendung von Dele-
gierten oder zur Bildung von und zum Eintritt 
in Stimmgruppen (Absatz 3). Bei der Ermitt-
lung der Beitragseinheiten eines Mitgliedes 
ist sein durchschnittlicher Jahresbeitrag aus 
den letzten drei Jahren vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung zugrunde zu le-
gen; bei einer Mitgliedschaft von weniger als 
drei Jahren gilt der letzte vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung vom Vorstand 
festgesetzte Jahresbeitrag. Solange Jahres-
beiträge einzelner Mitglieder noch nicht fest-
stehen, gilt der vom Vorstand festgesetzte 
Beitrag. Die Abwasserabgabe gemäß 
§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559) und das Wasserentnah-
meentgelt gemäß § 2 des Wasserentnahme-
entgeltgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 9. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 884) geändert worden ist, 
bleiben bei der Ermittlung der Beitragsein-
heiten unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
(3) Mit den Jahresbeiträgen, die eine volle 
Beitragseinheit nicht erreichen oder darüber 
hinausgehen (Beitragsteileinheiten), können 
sich die Mitglieder zu Stimmgruppen zusam-
menschließen. Jede Stimmgruppe hat so 
viele Delegierte mit je einer Stimme, wie sie 
mit den zusammengelegten Beiträgen oder 
Beitragsteilen volle Beitragseinheiten auf 
sich vereinigt. Jedes Mitglied kann sich nur 
an einer Stimmgruppe beteiligen. Jede 
Stimmgruppe wählt ihre Delegierten und ent-
sendet sie in die Verbandsversammlung. 
Das Nähere über die Bildung von Stimm-
gruppen und die Wahl ihrer Delegierten re-
gelt die Satzung. 
 
(4) Der Verbandsversammlung gehört ferner 
eine Delegierte oder ein Delegierter an, die 
oder der gewähltes Mitglied der Landwirt-
schaftskammer ist und von dieser entsandt 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s884
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wird. Die oder der Delegierte hat in der Ver-
bandsversammlung eine Stimme. 
 

 
 
 
 
6. In § 13 Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 

durch die Angabe „Absatz“ und die An-
gabe „Gesetz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 208) geändert worden 
ist,“ durch die Angabe „Artikel 1 des Ge-
setzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 618) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung,“ er-
setzt. 

 

 § 13 
Delegierte in der Verbandsversammlung 

 
(1) Delegierte oder Delegierter gemäß 
§ 12 Abs. 2 und 3 kann nur sein, wer selbst 
Mitglied des Verbandes ist, wer bei dem Mit-
glied oder bei einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Gesetz vom 3. Februar 
2015 (GV. NRW. S. 208) geändert worden 
ist, beruflich tätig ist, wer vertretungsberech-
tigt ist oder den Organen des Mitgliedes an-
gehört. 
 
(2) Ein Mitglied darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Mitglied steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(3) Die oder der Delegierte gemäß 
§ 12 Abs. 4 darf nicht Mitglied oder Pächter 
eines Mitgliedes sein. 
(4) Die Delegierten gemäß § 12 Abs. 1 wer-
den für fünf Jahre in die Verbandsversamm-
lung entsandt. In den letzten drei Monaten 
vor Beendigung der Amtszeit sind die Dele-
gierten für die nächste Amtsperiode zu be-
nennen. Wiederwahl oder Wiederberufung 
sind zulässig. 
 
(5) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglieder der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. Min-
destens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Das gilt auch für die Bildung von 
Stimmgruppen gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(6) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Niederlegung des Amtes, Weg-
fall der für die Entsendung jeweils maßge-
benden Voraussetzungen, Wahl zum Mit-
glied des Verbandsrates, Eintritt der 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2015-s208
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Geschäftsunfähigkeit oder der beschränkten 
Geschäftsfähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter oder Tod. 
Scheidet eine Delegierte oder ein Delegierter 
vorzeitig aus, ist eine Ersatzwahl oder Er-
satzberufung für den Rest der Amtszeit vor-
zunehmen. 
 
(7) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Mitglieder, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
der Liste den Mitgliedern mit der Aufforde-
rung bekanntzugeben, innerhalb einer be-
stimmten Frist ihre Delegierten gegenüber 
der oder dem Vorsitzenden des Verbandsra-
tes für eine neue Amtsperiode zu benennen. 
Auf die Möglichkeit, sich zu Stimmgruppen 
zusammenzuschließen und deren Delegierte 
zu benennen, ist hinzuweisen. Das Nähere 
regelt die Satzung. 
 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 

Sitzungen der Verbandsversammlung, Be-
schlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a) vom Vorstand oder 
b) von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich oder elektronisch unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der 
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Verbandsversammlung. Die weiteren Mit-
glieder des Verbandsrates und der Vorstand 
sollen an den Sitzungen teilnehmen. Die Mit-
glieder des Verbandsrates und der Vorstand 
sind nicht stimmberechtigt. 
 
(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde der im Verbandsgebiet zuständigen 
Bezirksregierungen und der Wasser- und 
Schifffahrtsdirektion West kann mit beraten-
der Stimme an den Sitzungen der Verbands-
versammlung teilnehmen. Eine gemeinsame 
Vertreterin oder ein gemeinsamer Vertreter 
der anerkannten Naturschutzvereinigungen, 
die im Sinne des § 63 des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
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a) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist,“ durch die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 11 wird durch den folgenden 
Absatz 11 ersetzt 

 
„(11) Die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates kann auf Antrag des 
Vorstandes entscheiden, dass die 
Verbandsversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Delegierten und 
der in Absatz 8 genannten Vertrete-
rinnen und Vertreter als virtuelle 
Verbandsversammlung abgehalten 
wird oder dass den Delegierten und 
den in Absatz 8 genannten Vertre-
terinnen und Vertretern freigestellt 
wird, physisch oder virtuell teilzu-
nehmen (hybride Verbandsver-
sammlung), sofern 

 
1. die Bild- und Tonübertragung 

der gesamten Versammlung 
erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der 
virtuell teilnehmenden Dele-
gierten über elektronische 
Kommunikation gesichert ist 
und 

3. den virtuell teilnehmenden De-
legierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt 
wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 bis 10 
gelten für die virtuelle und die hybride 

Artikel 421 der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert wor-
den ist, nach ihrer Satzung landesweit tätig 
sind, kann mit beratender Stimme an den öf-
fentlichen Sitzungen der Verbandsversamm-
lung teilnehmen. 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
ohne physische Präsenz der Delegierten 
oder der in Absatz 8 genannten Vertreterin-
nen und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
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Verbandsversammlung entsprechend. Die 
Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß 
Satz 1 Nummer 1. Näheres regelt die Sat-
zung.“ 
 
c) Absatz 12 wird gestrichen. 
 

 
 
 
 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschlussfas-
sung der Verbandsversammlung oder Wah-
len der Delegierten im Umlaufverfahren her-
beiführen, wenn sich mindestens die Hälfte 
der Delegierten mit der schriftlichen oder 
elektronischen Abgabe der Stimmen einver-
standen erklären. Die Stimmabgabe erfolgt 
auf schriftlichem oder elektronischem Wege. 
Für das Umlaufverfahren gelten die Bestim-
mungen in den Absätzen 4 bis 6 entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 17 
Aufgaben des Verbandsrates 

 
(1) Der Verbandsrat hat die ihm durch dieses 
Gesetz zugewiesenen Aufgaben. Er ist an 
die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
gebunden. Er überwacht die Führung der 
Geschäfte durch den Vorstand. 
 
(2) Der Verbandsrat wählt den Vorstand und 
bestellt ein Vorstandsmitglied zur oder zum 
Vorsitzenden des Vorstandes. Das Vor-
standsmitglied, das insbesondere für perso-
nelle und soziale Angelegenheiten des Ver-
bandes zuständig ist, darf nicht gegen die 
Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmer-
Vertreterinnen oder -Vertreter gewählt wer-
den. Haben Lippeverband und Emscherge-
nossenschaft eine gemeinsame Verwaltung, 
wählen der Verbandsrat des Lippeverbandes 
und der Genossenschaftsrat der Emscher-
genossenschaft insgesamt mindestens zwei 
Vorstandsmitglieder. 
 
(3) Für die Abberufung von Vorstandsmitglie-
dern aus einem wichtigen Grund ist § 18 
Abs. 5 entsprechend anzuwenden. Die Ab-
berufung des gemäß Absatz 2 Satz 2 ge-
wählten Vorstandsmitgliedes ist nur mit den 
Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmer-
Vertreterinnen oder -Vertreter möglich. 
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8. § 17 Absatz 4 Nummer 2 wird durch die 
folgende Nummer 2 ersetzt:  

 
„2. die Bestellung von Beauftragten 

nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 84) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
dem Kreislaufwirtschaftsgesetz 
vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 
212), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 56) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I 
Nr. 84) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung,“. 

 
 

(4) Der Verbandsrat beschließt über: 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
2. die Bestellung von Beauftragten nach 

dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Ab-
fallgesetz und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. den Abschluß von Dienstverträgen mit 

dem Vorstand, 
4. die Geschäftsordnung für die Verbands-

verwaltung, 
5. die übrigen Zuständigkeiten des gemäß 

Absatz 2 Satz 2 gewählten Vorstands-
mitgliedes innerhalb des Vorstandes, 

6. die Genehmigung von überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Ausgaben 
(§ 23 Abs. 2) oder erfolggefährdenden 
Mehraufwendungen. 

 
(5) Der Zustimmung des Verbandsrates be-
darf der Vorstand in folgenden Angelegen-
heiten: 
 
1. Entwürfe der Übersichten gemäß 

§ 3 Absatz 2 und Entwurf des Abwas-
serbeseitigungskonzeptes nach § 53 
des Landeswassergesetzes, 

2. Bau- und Maßnahmepläne für die Ver-
bandsunternehmen, 

3. Anordnung der Inanspruchnahme von 
Grundstücken und Anlagen der Mitglie-
der und von Dritten sowie Festsetzung 
des Geldausgleichs (§ 7 Abs. 5), 

4. Anträge auf Durchführung von Enteig-
nungsverfahren (§ 9), 
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5. Gewährung von Darlehen an Stellen au-
ßerhalb des Verbandes, 

6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von 
Bürgschaften, Patronatserklärungen 
und Gewährverträgen, ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Verpflichtung, 

7. Bildung von oder Eintritt in Handelsge-
sellschaften sowie in Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, die auf 
eine wirtschaftliche Betätigung ausge-
richtet sind, oder in kommunale Arbeits-
gemeinschaften oder Zweckverbände 
und Beteiligung als stiller Gesellschafter 
an einem Handelsgewerbe sowie bei 
Änderungen der diesen Geschäften zu-
grunde liegenden Verträgen, 

8. Abschluß und Kündigung von Tarifver-
trägen sowie Grundsätze für die Anstel-
lungsverhältnisse der Beschäftigten, 

9. Verfolgung von Rechtsbehelfen gegen 
aufsichtsrechtliche Verfügungen und 
Anordnungen, 

10. Festsetzung von Zwangsmitteln (§ 32), 
11. Geschäftsordnung für den Vorstand, 
12. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-

ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner 
Änderungen und der Finanzplanung 
(§ 22a). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Sitzungen des Verbandsrates,  

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
oder elektronisch  unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes bei der oder bei dem 
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9. § 18 Absatz 8 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Unter den Voraussetzungen des 
§ 15 Absatz 11 kann die oder der Vorsit-
zende des Verbandsrates auf Antrag 
des Vorstands eine virtuelle oder hyb-
ride Verbandsratssitzung einberufen.“ 

 

Vorsitzenden beantragen oder die Aufsichts-
behörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlußfähig ist. Hierauf muß 
in der Ladung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl oder Ersatzberufung vorgenom-
men wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege ergangene Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie von allen Mitgliedern des Ver-
bandsrates einstimmig gefaßt worden sind. 
Das Ergebnis ist spätestens in der nächsten 
Sitzung des Verbandsrates bekanntzuge-
ben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
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Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10. § 19 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 
 

 § 19 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus der oder dem 
Vorsitzenden des Vorstandes und mindes-
tens einem weiteren Vorstandsmitglied. Ein 
Vorstandsmitglied ist insbesondere für per-
sonelle und soziale Angelegenheiten zustän-
dig. Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvor-
gesetzter des Vorstandes. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende des Vorstandes 
und die weiteren Mitglieder des Vorstandes 
müssen die für ihr Amt erforderlichen Vo-
raussetzungen erfüllen. Die Amtszeit beträgt 
fünf Jahre. Wiederwahlen sind zulässig. Die 
Wahl ist frühestens neun Monate und spä-
testens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit 
durchzuführen. Die Amtszeit endet spätes-
tens mit Ablauf des Monats, in dem der Vor-
stand das 67. Lebensjahr vollendet. Für Vor-
stände, die am 1. Januar 2013 im Amt sind 
und deren Amtszeit bis längstens 2017 läuft, 
findet die Altersgrenze nach Satz 5 nur mit 
deren Zustimmung Anwendung. 
 
(3) Der Vorstand hat entsprechend den Re-
gelungen der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 
S. 15) in der jeweils geltenden Fassung 
seine Vergütung im Jahresabschluss indivi-
dualisiert offen zu legen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
11. § 21 Absatz 2 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen 

 § 21 
Vertretung des Verbandes 

 
(1) Jedes Mitglied des Vorstandes vertritt im 
Rahmen seiner Aufgaben und Befugnisse 
den Verband gerichtlich und außergericht-
lich. In allen übrigen Fällen vertritt die oder 
der Vorsitzende des Vorstandes den Ver-
band. 
 
(2) Verpflichtende Erklärungen des Verban-
des bedürfen der Schriftform. Die 
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unbeschadet weitergehender Satzungs-
regelungen der Textform nach § 126b 
des Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 
 

 

Vertretungs- und Unterschriftsbefugnisse 
werden durch die Geschäftsordnung für die 
Verbandsverwaltung geregelt. 
 
(3) Eine Entscheidung des gesamten Vor-
standes ist neben den gemäß 
§ 11 Abs. 3 Nr. 7 in der Satzung geregelten 
Fällen in allen Angelegenheiten herbeizufüh-
ren, die der Verbandsversammlung oder 
dem Verbandsrat zur Beschlußfassung vor-
zulegen sind. Darüber hinaus entscheidet 
der gesamte Vorstand über: 
 
1. die Anträge des Vorstandes auf Einbe-

rufung einer Sitzung der Verbandsver-
sammlung oder des Verbandsrates, 

2. die Beanstandungen von Beschlüssen 
nach § 20 Abs. 4 und § 36 Abs. 3, 

3. die Abhilfe von Widersprüchen nach 
§ 7 Abs. 5, § 8 Abs. 2, § 27 Abs. 3, 
§ 28 Abs. 3, § 32 Abs. 2 und Anträge 
nach § 80 der Verwaltungsgerichtsord-
nung sowie 

4. in Fällen gemäß § 20 Abs. 3 Satz 1. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
12. § 27 Absatz 2 Satz 3 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
„Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Verweis auf 
Gesetz, Satzung und Veranlagungs-
grundsätze zu unterrichten.“ 

 

 § 27 
Veranlagung 

 
(1) Auf Grund des festgestellten Wirtschafts-
planes berechnet der Vorstand nach den 
Veranlagungsgrundsätzen die Beiträge. Er 
führt die Beiträge - nach Beitragsgruppen ge-
trennt - mit den zugehörigen Berechnungs-
grundlagen in einer Beitragsliste auf und 
setzt die Beiträge fest. Der Vorstand teilt un-
verzüglich jedem Mitglied seinen Beitrag für 
die jeweilige Beitragsgruppe, die wesentli-
chen Berechnungsgrundlagen hierzu, die 
Zahlstelle und die Zahlungsfrist mit (Bei-
tragsbescheid) und zieht die Beiträge ein. 
 
(2) Im Beitragsbescheid ist der Veranlagte 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Beitragsliste und die dazugehörigen Unterla-
gen unter Angabe von Ort und Zeitraum hin-
zuweisen. Der Beitragsbescheid ist zuzustel-
len. Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende Rechte 
und Pflichten unter Beifügung von Gesetz, 
Satzung und Veranlagungsgrundsätzen zu 
unterrichten. 
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(3) Gegen den Beitragsbescheid kann der 
Veranlagte innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung Widerspruch einlegen. 
Hilft der Vorstand dem Widerspruch nicht ab, 
legt er ihn dem Widerspruchsausschuß vor. 
 
(4) Soweit es für die Verwaltung und die Ar-
beiten des Verbandes erforderlich ist, kann 
der Vorstand vor der Ermittlung und Bestim-
mung des Beitragsverhältnisses vorläufige 
Beiträge nach dem voraussichtlichen Bei-
tragsverhältnis festsetzen. 
 
(5) Ein durch Rechtsbehelf oder Entschei-
dung des Vorstandes entstandener Minder- 
oder Mehrbeitrag eines Mitgliedes des Ver-
bandes gegenüber den nach Absatz 1 oder 
4 festgesetzten Beiträgen ist unter den übri-
gen Mitgliedern derselben Beitragsgruppe im 
Verhältnis der von ihnen im Veranlagungs-
jahr zu leistenden Beiträge aufzuteilen und 
bei der nächstmöglichen Veranlagung aus-
zugleichen. Nicht einziehbare Beiträge sind 
anteilig von allen übrigen Mitgliedern des 
Verbandes zu tragen und ihrem nächsten 
Jahresbeitrag zuzurechnen, soweit keine 
Deckung aus der Rücklage (§ 24 Abs. 1) be-
schlossen wird. 
 
(6) Werden im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
Ausgaben erforderlich, die nur auf Grund ei-
ner Änderung des Wirtschaftsplanes geleis-
tet werden können, sind die dafür benötigten 
Beiträge spätestens im darauffolgenden Jahr 
in einen Nachtrag zur Beitragsliste aufzuneh-
men. Für die Aufstellung und Festsetzung 
der Nachtragsliste sowie für die Veranlagung 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
 
(7) Wer seinen Beitrag oder sonstige öffent-
lich-rechtliche Forderungen in Geld nicht 
rechtzeitig leistet, hat nach Maßgabe des 
§ 240 der Abgabenordnung einen Säumnis-
zuschlag zu zahlen, den der Vorstand fest-
setzt und einzieht. 
 

 
 
 
 
13. In § 34 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„(Ministerium)“ gestrichen. 
 

 § 34 
Aufsicht 

 
(1) Der Verband steht unter der Aufsicht des 
Staates. Aufsichtsbehörde ist das für Umwelt 
zuständige Ministerium (Ministerium). 
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(2) Die Aufsicht stellt sicher, daß der Ver-
band die ihm obliegenden Aufgaben und 
Pflichten nach geltendem Recht und im Ein-
klang mit den wasserwirtschaftlichen Zielset-
zungen des Landes erfüllt. 
 

Artikel 7 
Änderung des Niersverbandsgesetzes 

 
Das Niersverbandsgesetz vom 15. Dezem-
ber 1992 (GV. NRW. 1993 S. 8), das zuletzt 
durch Artikel 31 des Gesetzes vom 1. Feb-
ruar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über den Niersverband  

(Niersverbandsgesetz - NiersVG -) 
 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 Nummer 6 bis 11 wird 
durch die folgenden Nummern 6 bis 
13 ersetzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„6. Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes an oberirdischen Ge-
wässern, auch wenn dem Ver-
band nicht die Gewässerunter-
haltung, der Ausgleich der 
Wasserführung und der Ge-
wässerausbau obliegen; 

7. Koordinierung der Zusammen-
arbeit im Bereich des Hochwas-
serschutzes; 

 § 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
(1) Der Verband hat im Verbandsgebiet fol-
gende Aufgaben: 
 
1. Regelung des Wasserabflusses ein-

schließlich Ausgleich der Wasserfüh-
rung und Sicherung des Hochwasserab-
flusses der oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und in deren 
Einzugsgebieten; 

2. Unterhaltung oberirdischer Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und der mit 
ihnen in funktionellem Zusammenhang 
stehenden Anlagen; 

3. Rückführung ausgebauter oberirdischer 
Gewässer in einen naturnahen Zustand; 

4. Regelung des Grundwasserstandes, so-
weit nicht der Erftverband zuständig ist; 

5. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich wasserwirtschaftlicher 
und damit in Zusammenhang stehender 
ökologischer, durch Einwirkungen auf 
den Grundwasserstand hervorgerufener 
oder zu erwartender nachteiliger Verän-
derungen, soweit nicht der Erftverband 
zuständig ist; 

6. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Trink- und Betriebswasser-
versorgung, soweit nicht der Erftverband 
zuständig ist; 

 
 
 
7. Bewässerung und Entwässerung von 

Grundstücken; 
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8. Beschaffung und Bereitstellung 
von Wasser zur Trink- und Be-
triebswasserversorgung, so-
weit nicht der Erftverband zu-
ständig ist; 

9. Bewässerung und Entwässe-
rung von Grundstücken; 

 
10. Abwasserbeseitigung nach 

Maßgabe des Landeswasser-
gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 
25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 926), das zuletzt 
durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses 
Gesetzes] geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fas-
sung; 

11. Entsorgung der bei der Durch-
führung der Verbandsaufgaben 
anfallenden Abfälle, 

12. Vermeidung, Minderung, Be-
seitigung und Ausgleich einge-
tretener oder zu erwartender, 
auf Abwassereinleitungen oder 
sonstige Ursachen zurückzu-
führender nachteiliger Verän-
derungen des oberirdischen 
Wassers und 

13. Ermittlung der wasserwirt-
schaftlichen Verhältnisse, so-
weit es die Verbandsaufgaben 
erfordern.“. 

 
 
 
 
 
b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe 

„Nrn. 8 und 9“ durch die Angabe 
„Nummer 10 und 11“ ersetzt. 

 
 
 

8. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe 
des Landeswassergesetzes; 

 
 
 
9. Entsorgung der bei der Durchführung 

der Verbandsaufgaben anfallenden Ab-
fälle; 

10. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich eingetretener oder zu er-
wartender, auf Abwassereinleitungen 
oder sonstige Ursachen zurückzufüh-
render nachteiliger Veränderungen des 
oberirdischen Wassers; 

 
 
 
 
 
 
11. Ermittlung der wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse, soweit es die Verbands-
aufgaben erfordern. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Auf Beschluß der Verbandsversammlung 
kann der Verband im Einvernehmen mit Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen außerhalb 
des Verbandsgebietes und im Benehmen mit 
dem örtlich zuständigen Abwasserverband 
Aufgaben gemäß Absatz 1 Nrn. 8 und 9 au-
ßerhalb des Verbandsgebietes wahrnehmen 
oder deren Abwasser zur Behandlung in ver-
bandseigene Abwasserbehandlungsanlagen 
übernehmen, anfallende Klärschlämme und 
sonstige feste Stoffe entsorgen sowie im Zu-
sammenhang damit weitere Maßnahmen der 
Abwasserbeseitigung auch außerhalb des 
Verbandsgebietes durchführen. Der Be-
schluß der Verbandsversammlung bedarf 
der Genehmigung durch die Aufsichtsbe-
hörde. Für die Rückübertragung gelten die 
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Bestimmungen dieses Absatzes entspre-
chend. 
 
(3) Aufgaben, die nach Absatz 1 dem Ver-
band zugewiesen sind, haben die bisher 
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der 
Verband sie übernimmt. 
 
(4) Der Verband kann auf Beschluß der Ver-
bandsversammlung Aufträge übernehmen, 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben zwar nicht 
erforderlich, aber dienlich sind und mit sei-
nen Aufgaben im Zusammenhang stehen. 
Die Kosten trägt der Auftraggeber. DerVer-
band darf die Aufträge nur übernehmen, 
wenn die Ausführung der ihm nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben nicht 
beeinträchtigt wird und nicht zu einer Interes-
senkollision führt. In Fällen besonderer Eil-
bedürftigkeit entscheidet der Verbandsrat 
über die Auftragsübernahme. Der Verbands-
versammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben. 
 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Unternehmen des Verbandes 
sind Planung, Bau, Betrieb und Un-
terhaltung der für die Aufgabenerle-
digung notwendigen Anlagen sowie 
alle sonstigen für die Durchführung 
der Aufgaben erforderlichen Ermitt-
lungen und Arbeiten. Als Unterneh-
men gilt auch die Beteiligung des 
Verbandes an Anlagen Dritter, die 
der Durchführung seiner Aufgaben 
dienen. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 kön-
nen die Möglichkeiten der Anlagen 
zur Energieerzeugung auch für 
Dritte genutzt werden. Dies gilt auch 
für Anlagen, die mit Anlagen nach 
Satz 1 in funktionalem Zusammen-
hang stehen sowie für Anlagen zur 
Erzeugung oder Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen, 
die innerhalb des Verbandsgebietes 
auf Grundstücken des Verbandes 
betrieben werden. Darüber hinaus 

 § 3 
Unternehmen des Verbandes,  

Übersichten 
 
 
(1) Unternehmen des Verbandes sind Pla-
nung, Bau, Betrieb und Unterhaltung der für 
die Aufgabenerledigung notwendigen Anla-
gen sowie alle sonstigen für die Durchfüh-
rung der Aufgaben erforderlichen Ermittlun-
gen und Arbeiten. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 können die 
Möglichkeiten der Anlage zur Energieerzeu-
gung genutzt werden, sofern dies mit der Er-
ledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeu-
gung, die in einem funktionalen Zusammen-
hang mit Anlagen nach Satz 1 stehen, ge-
plant, gebaut, betrieben und unterhalten wer-
den. 
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kann der Verband zur Deckung sei-
nes Energiebedarfs Anlagen zur Er-
zeugung und zur Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen 
planen, bauen, betreiben und unter-
halten, wobei die Erzeugung von 
Überschussmengen in einem ange-
messenen Umfang sowie die Spei-
cherung und Abgabe dieser Über-
schussmengen an Dritte zulässig 
ist. Dies gilt entsprechend für die 
Beteiligung des Verbandes an Anla-
gen Dritter zur Erzeugung oder 
Speicherung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen, auch wenn 
diese außerhalb des Verbandsge-
biets betrieben werden. Die Ener-
gieerzeugung und -speicherung 
nach den Sätzen 3 bis 6 muss mit 
der Erledigung der Aufgaben des 
Verbands nach § 2 vereinbar sein.“ 

 
 
 
 
 
 
 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133) gestrichen.  

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Verband stellt über die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben und übernommenen Pflich-
ten erforderlichen Unternehmen, die in ei-
nem Zeitraum von jeweils sechs Jahren 
durchzuführen sind, Übersichten auf (Sechs-
jahresübersichten). Satz 1 gilt nicht für die 
Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des Lan-
deswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133). 
 
(3) Der Verband hat solche Unternehmen zur 
Erfüllung der Verbandsaufgaben, die das 
Grundwasser im Zuständigkeitsbereich des 
Erftverbandes unmittelbar beeinflussen, mit 
dem Erftverband vorher abzustimmen. Im 
Zweifel entscheidet auf Antrag die Aufsichts-
behörde. 
 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa) Nach Satz 1 wird der folgende 
Satz eingefügt: 

 
„Soweit eine Maßnahme nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 6 keinem 

 § 4 
Übernahme von Aufgaben 

 
(1) Der Verband kann Aufgaben nach 
§ 2 Abs. 1, die einer Gebietskörperschaft, ei-
nem Wasser- und Bodenverband oder einem 
öffentlich-rechtlichen Zweckverband im Ver-
bandsgebiet obliegen, nur im Einvernehmen 
mit der betroffenen Gebietskörperschaft oder 
dem betroffenen Verband auf Beschluß der 
Verbandsversammlung ganz oder teilweise 
übernehmen. Der Beschluß bedarf der Ge-
nehmigung durch die Aufsichtsbehörde des 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1995-19
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der in Satz 1 genannten Träger 
obliegt, bedarf es des Einver-
nehmens mit den Gebietskör-
perschaften, auf deren Gebie-
ten die Maßnahme durchge-
führt wird.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 3 wird die 

Angabe „Beschluß“ durch die 
Angabe „Beschluss nach Satz 
1“ ersetzt. 

 
 
 
 

 
b) Absatz 3 wird durch den folgenden 

Absatz 3 ersetzt: 
 

„(3) Die Bestimmungen der Absätze 
1 und 2 gelten nicht für die Aufgabe 
gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 11, 
soweit diese unter § 5 Absatz 8 des 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes 
vom 21. Juni 1988 
(GV. NRW. S. 250), das zuletzt 
durch Artikel 3 Absatz 11 des Ge-
setzes vom 11. März 2025 
(GV. NRW. S. 288) geändert wor-
den ist, fällt.“ 

 

Niersverbandes. Kommt das Einvernehmen 
mit einem Wasser- und Bodenverband nicht 
zustande, entscheidet auf Antrag die Auf-
sichtsbehörde des Niersverbandes. Liegt die 
Übernahme der Aufgabe durch den Niers-
verband im öffentlichen Interesse, kann die 
Aufsichtsbehörde des Niersverbandes die 
Übernahme gegenüber dem betroffenen 
Wasser- und Bodenverband anordnen. 
 
 
 
(2) Für die Übertragung von Aufgaben des 
Niersverbandes auf eine Gebietskörper-
schaft, einen Wasser- und Bodenverband 
oder einen öffentlich-rechtlichen Zweckver-
band im Verbandsgebiet gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 
 
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für die Aufgabe gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 9, soweit diese unter 
§ 5 Abs. 8 des Landesabfallgesetzes fällt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die bis zum 28. Februar 2007 beste-
hende Aufgabenwahrnehmung auf dem Ge-
biet der Abwasserbeseitigung durch den 
Verband und die in Absatz 1 genannten Auf-
gabenträger bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 5 Satz 2 wird die Angabe „Verbrau-

cherschutz“ durch die Angabe „Klima“ 
ersetzt. 

 

 § 5 
Verbandsgebiet 

 
Das Verbandsgebiet umfaßt das im Land 
Nordrhein-Westfalen gelegene oberirdische 
Einzugsgebiet der Niers und des Nierskanals 
mit Ausnahme der Gebiete, die zum Genos-
senschaftsgebiet der Linksniederrheinischen 
Entwässerungs-Genossenschaft gehören. 
Die Grenzen des Verbandsgebietes ergeben 
sich aus einer Übersichtskarte, die dem Kar-
tenwerk des Landesamtes für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfa-
len ,,Stationierung und Gebietsbezeichnung 
der Gewässer in Nordrhein-Westfalen" ent-
spricht und mit der Übersichtskarte der 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19696 

 
 

130 

Linksniederrheinischen Entwässerungs-Ge-
nossenschaft abgestimmt ist. Der Verband 
legt die Übersichtskarte am Sitz der Ver-
bandsverwaltung zur Einsichtnahme aus. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 12 Absatz 2 Satz 7 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, und das 
Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) 

 § 12 
Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus 
den Delegierten der Mitglieder gemäß Ab-
satz 2 und 3 und einer oder einem Delegier-
ten gemäß Absatz 4. Die Gesamtzahl der 
Delegierten wird durch die Satzung be-
stimmt. 
 
(2) Jede in der Satzung festzusetzende Ein-
heit an Jahresbeiträgen (Beitragseinheit) be-
rechtigt zur Entsendung einer oder eines De-
legierten. Ein Mitglied entsendet in die Ver-
bandsversammlung so viele Delegierte mit je 
einer Stimme, wie es aufgrund seiner Jah-
resbeiträge an vollen Beitragseinheiten er-
reicht. Kein Mitglied darf mehr als zwei Fünf-
tel aller Delegierten stellen. Die nach Satz 3 
über zwei Fünftel aller Beitragseinheiten hin-
ausgehenden Beiträge eines Mitgliedes be-
rechtigen nicht zur Entsendung von Dele-
gierten oder zur Bildung von und zum Eintritt 
in Stimmgruppen (Absatz 3). Bei der Ermitt-
lung der Beitragseinheiten eines Mitgliedes 
ist sein durchschnittlicher Jahresbeitrag aus 
den letzten drei Jahren vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung zugrunde zu le-
gen; bei einer Mitgliedschaft von weniger als 
drei Jahren gilt der letzte vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung vom Vorstand 
festgesetzte Jahresbeitrag. Solange Jahres-
beiträge einzelner Mitglieder noch nicht fest-
stehen, gilt der vom Vorstand festgesetzte 
Beitrag. Die Abwasserabgabe gemäß 
§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559) und das Wasserentnah-
meentgelt gemäß § 2 des Wasserentnahme-
entgeltgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Januar 2004 
(GV. NRW. S. 30), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 884) geändert worden ist, blei-
ben bei der Ermittlung der Beitragseinheiten 
unberücksichtigt. 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s884
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geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung, bleiben bei der Ermitt-
lung der Beitragseinheiten unberück-
sichtigt.“ 

 
 

 
 
 
 
(3) Mit den Jahresbeiträgen, die eine volle 
Beitragseinheit nicht erreichen oder darüber 
hinausgehen (Beitragsteileinheiten), können 
sich die Mitglieder zu Stimmgruppen zusam-
menschließen. Jede Stimmgruppe hat so 
viele Delegierte mit je einer Stimme, wie sie 
mit den zusammengelegten Beiträgen oder 
Beitragsteilen volle Beitragseinheiten auf 
sich vereinigt. Jedes Mitglied kann sich nur 
an einer Stimmgruppe beteiligen. Jede 
Stimmgruppe wählt ihre Delegierten und ent-
sendet sie in die Verbandsversammlung. 
Das Nähere über die Bildung von Stimm-
gruppen und die Wahl ihrer Delegierten re-
gelt die Satzung. 
 
(4) Der Verbandsversammlung gehört ferner 
eine Delegierte oder ein Delegierter an, die 
oder der gewähltes Mitglied der Landwirt-
schaftskammer ist und von dieser entsandt 
wird. Die oder der Delegierte hat in der Ver-
bandsversammlung eine Stimme. 
 

 
 
 
 
6. In § 13 Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 

durch die Angabe „Absatz“ und die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geän-
dert worden ist,“ durch die Angabe „Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 618) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung,“ er-
setzt. 

 

 § 13 
Delegierte in der Verbandsversammlung 

 
(1) Delegierte oder Delegierter gemäß 
§ 12 Abs. 2 und 3 kann nur sein, wer selbst 
Mitglied des Verbandes ist, wer bei dem Mit-
glied oder bei einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geändert 
worden ist, beruflich tätig ist, wer bei juristi-
schen Personen vertretungsberechtigt ist 
oder den Organen des Mitgliedes angehört. 
 
(2) Ein Mitglied darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Mitglied steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(3) Die oder der Delegierte gemäß 
§ 12 Abs. 4 darf nicht Mitglied oder Pächter 
eines Mitgliedes sein. 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2015-28
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(4) Die Delegierten werden für fünf Jahre in 
die Verbandsversammlung entsandt. In den 
letzten drei Monaten vor Beendigung der 
Amtszeit sind die Delegierten für die nächste 
Amtszeit zu benennen. Wiederwahl und Wie-
derberufung sind zulässig. 
 
(5) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglieder der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. Min-
destens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Das gilt auch für die Bildung von 
Stimmgruppen gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(6) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Ungültigkeit der Wahl aufgrund 
einer Entscheidung im Wahlprüfungsverfah-
ren, durch Niederlegung des Amtes, Wegfall 
der für die Entsendung jeweils maßgeben-
den Voraussetzungen, Wahl zum Mitglied 
des Verbandsrates, Eintritt der Geschäftsun-
fähigkeit oder der beschränkten Geschäfts-
fähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter oder Tod. Scheidet 
eine Delegierte oder ein Delegierter vorzeitig 
aus, ist eine Ersatzwahl oder Ersatzberufung 
für den Rest der Amtszeit vorzunehmen. 
 
(7) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Mitglieder, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
der Liste den Mitgliedern mit der Aufforde-
rung bekanntzugeben, innerhalb einer be-
stimmten Frist ihre Delegierten gegenüber 
der oder dem Vorsitzenden des Verbands-
rats für eine neue Amtsperiode zu benennen. 
Auf die Möglichkeit, sich zu Stimmgruppen 
zusammenzuschließen und deren Delegierte 
zu benennen, ist hinzuweisen. Das Nähere 
regelt die Satzung. 
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7. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 

(1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates lädt die Delegierten 
(§ 12 Abs. 1) unter Angabe der Tagesord-
nung mit mindestens dreiwöchiger Frist zu 
den Sitzungen und unterrichtet die Mitglieder 
des Verbandsrates, den Vorstand und die 
Abteilungsleiterinnen und -leiter. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder bei dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a) vom Vorstand oder 
b) von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich oder elektronisch unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates, der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter sollen 
an den Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder 
des Verbandsrates, der Vorstand und die 
Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleiter 
sind nicht stimmberechtigt. 
 
(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
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a) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist,“ durch die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 11 wird durch den folgenden 
Absatz 11 ersetzt: 

 
„(11) Die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates kann auf Antrag des 
Vorstandes entscheiden, dass die 
Verbandsversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Delegierten und 

(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
im Verbandsgebiet zuständigen Bezirksre-
gierungen kann mit beratender Stimme an 
den Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. Eine gemeinsame Vertreterin 
oder ein gemeinsamer Vertreter der aner-
kannten Naturschutzvereinigungen, die im 
Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
das zuletzt durch Artikel 421 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) ge-
ändert worden ist, nach ihrer Satzung lan-
desweit tätig sind, kann mit beratender 
Stimme an den öffentlichen Sitzungen der 
Verbandsversammlung teilnehmen. 
 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes 
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der in Absatz 8 genannten Vertrete-
rinnen und Vertreter als virtuelle 
Verbandsversammlung abgehalten 
wird oder dass den Delegierten und 
den in Absatz 8 genannten Vertre-
terinnen und Vertretern freigestellt 
wird, physisch oder virtuell teilzu-
nehmen (hybride Verbandsver-
sammlung), sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung 

der gesamten Versammlung 
erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der 
virtuell teilnehmenden Dele-
gierten über elektronische 
Kommunikation gesichert ist 
und 

3. den virtuell teilnehmenden De-
legierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt 
wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 
1 bis 10 gelten für die virtuelle und 
die hybride Verbandsversammlung 
entsprechend. Die Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 
Nummer 1. Näheres regelt die Sat-
zung.“ 

 
c) Absatz 12 wird gestrichen. 

 

entscheiden, dass die Verbandsversamm-
lung ohne physische Präsenz der Delegier-
ten oder der in Absatz 8 genannten Vertrete-
rinnen und Vertreter als virtuelle Verbands-
versammlung abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschlussfas-
sung der Verbandsversammlung oder Wah-
len der Delegierten im Umlaufverfahren her-
beiführen, wenn sich mindestens die Hälfte 
der Delegierten mit der schriftlichen oder 
elektronischen Abgabe der Stimmen einver-
standen erklärt. Die Stimmabgabe erfolgt auf 
schriftlichem oder elektronischem Wege. Für 
das Umlaufverfahren gelten die Bestimmun-
gen in den Absätzen 4 bis 6 entsprechend. 
 

 
 
 
 
 

 § 17 
Aufgaben des Verbandsrates 

 
(1) Der Verbandsrat hat die ihm durch dieses 
Gesetz zugewiesenen Aufgaben. Er ist an 
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8. § 17 Absatz 4 Nummer 2 wird durch die 

folgende Nummer 2 ersetzt:  
 

„2. die Bestellung von Beauftragten 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, dem Kreislaufwirtschafts-
gesetz vom 24. Februar 2012 
(BGBl. I S. 212), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 
2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, und dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 
I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,“. 

 
 

die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
gebunden. Er überwacht die Führung der 
Geschäfte durch den Vorstand. 
 
(2) Der Verbandsrat wählt den Vorstand. Er 
bestimmt die oder den insbesondere für per-
sonelle und soziale Angelegenheiten des 
Verbandes zuständige Abteilungsleiterin 
oder zuständigen Abteilungsleiter, die oder 
der nicht gegen die Stimmen der Mehrheit 
der Arbeitnehmer-Vertreterinnen oder -Ver-
treter bestellt werden darf. 
 
(3) Für die Abberufung des Vorstandes aus 
einem wichtigen Grund ist § 18 Abs. 5 ent-
sprechend anzuwenden. Die Abberufung der 
Abteilungsleiterin oder des Abteilungsleiters 
aus der ihr oder ihm gemäß Absatz 2 Satz 2 
übertragenen Funktion ist nur mit den Stim-
men der Mehrheit der Arbeitnehmer-Vertre-
terinnen oder -Vertreter möglich. 
 
(4) Der Verbandsrat beschließt über: 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
2. die Bestellung von Beauftragten nach 

dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Ab-
fallgesetz und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. den Abschluß eines Dienstvertrages mit 

dem Vorstand, 
4. die Geschäftsordnung für die Verbands-

verwaltung, 
5. die übrigen Zuständigkeiten der oder 

des gemäß Absatz 2 Satz 2 bestimmten 
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Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter 
innerhalb der Verbandsverwaltung und 
ihre oder seine Stellung gegenüber dem 
Vorstand in personellen und sozialen 
Angelegenheiten, 

6. die Genehmigung von überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Ausgaben 
(§ 23 Abs. 2) oder erfolggefährdenden 
Mehraufwendungen. 

 
(5) Der Zustimmung des Verbandsrates be-
darf der Vorstand in folgenden Angelegen-
heiten: 
 
1. Entwürfe der Übersichten gemäß 

§ 3 Absatz 2 und Entwurf des Abwas-
serbeseitigungskonzeptes nach § 53 
des Landeswassergesetzes, 

2. Bau- und Maßnahmepläne für die Ver-
bandsunternehmen, 

3. Anordnung der Inanspruchnahme von 
Grundstücken und Anlagen der Mitglie-
der und von Dritten sowie die Festset-
zung des Geldausgleichs (§ 7 Abs. 5, 
§ 8 Abs. 2), 

4. Anträge auf Durchführung von Enteig-
nungsverfahren (§ 9), 

5. Gewährung von Darlehen an Stellen au-
ßerhalb des Verbandes, 

6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von 
Bürgschaften, Patronatserklärungen 
und Gewährverträgen, ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Verpflichtung, 

7. Bildung von oder Eintritt in Handelsge-
sellschaften sowie in Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, die auf 
eine wirtschaftliche Betätigung ausge-
richtet sind, oder in kommunale Arbeits-
gemeinschaften oder Zweckverbände 
und Beteiligung als stiller Gesellschafter 
an einem Handelsgewerbe sowie bei 
Änderungen der diesen Geschäften zu-
grunde liegenden Verträgen, 

8. Abschluß und Kündigung von Tarifver-
trägen sowie Grundsätze für die Anstel-
lungsverhältnisse der Beschäftigten, 

9. Verfolgung von Rechtsbehelfen gegen 
aufsichtsrechtliche Verfügungen und 
Anordnungen, 

10. Festsetzung von Zwangsmitteln (§ 32), 
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11. Bestellung einer Abteilungsleiterin oder 
eines Abteilungsleiters zur ständigen 
Vertreterin oder zum ständigen Vertreter 
des Vorstandes, 

12. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-
ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner 
Änderungen und der Finanzplanung 
(§ 22a). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Sitzungen des Verbandsrates,  

Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. Der Vorstand und die Abtei-
lungsleiterinnen oder Abteilungsleiter neh-
men ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
oder elektronisch unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes bei der oder bei dem 
Vorsitzenden beantragen oder die Aufsichts-
behörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Anwesenden beschlußfähig ist. Hierauf muß 
in der Ladung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
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9. § 18 Absatz 8 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Unter den Voraussetzungen des 
§ 15 Absatz 11 kann die oder der Vorsit-
zende des Verbandsrates auf Antrag 
des Vorstands eine virtuelle oder hyb-
ride Verbandsratssitzung einberufen.“ 

 

(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege ergangene Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie von allen Mitgliedern des Ver-
bandsrates einstimmig gefaßt worden sind. 
Das Ergebnis ist spätestens in der nächsten 
Sitzung des Verbandsrates bekanntzuge-
ben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
10. § 19 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19 
Vorstand 

 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvor-
gesetzter des Vorstandes. 
 
(2) Wer zum Vorstand gewählt wird, muß die 
für sein Amt erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen. Seine Amtszeit beträgt fünf Jahre. 
Wiederwahlen sind zulässig. Die Wahl ist frü-
hestens neun Monate und spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Amtszeit durchzufüh-
ren. Die Amtszeit endet spätestens mit Ab-
lauf des Monats, in dem der Vorstand das 
67. Lebensjahr vollendet. Für Vorstände, die 
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 am 1. Januar 2013 im Amt sind und deren 
Amtszeit bis längstens 2017 läuft, findet die 
Altersgrenze nach Satz 5 nur mit deren Zu-
stimmung Anwendung. 
 
(3) Für die Abteilungsleiterin oder den Abtei-
lungsleiter gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 gilt Ab-
satz 2 sinngemäß. 
 
(4) Der Vorstand hat entsprechend den Re-
gelungen der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 
S. 15) in der jeweils geltenden Fassung 
seine Vergütung im Jahresabschluss indivi-
dualisiert offen zu legen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
11. § 21 Absatz 3 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen unbe-
schadet weitergehender Satzungsrege-
lungen der Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 

 

 § 21 
Vertretung des Verbandes 

 
(1) Der Vorstand vertritt den Verband ge-
richtlich und außergerichtlich. 
 
(2) Der Vorstand bestellt mit Zustimmung 
des Verbandsrates eine Abteilungsleiterin 
oder einen Abteilungsleiter zu seinem stän-
digen Vertreter. 
 
(3) Verpflichtende Erklärungen des Verban-
des bedürfen der Schriftform. Die Vertre-
tungs- und Unterschriftsbefugnisse werden 
durch die Geschäftsordnung für die Ver-
bandsverwaltung geregelt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 27 
Veranlagung 

 
(1) Auf Grund des festgestellten Wirtschafts-
planes berechnet der Vorstand nach den 
Veranlagungsgrundsätzen die Beiträge. Er 
führt die Beiträge - nach Beitragsgruppen ge-
trennt - mit den zugehörigen Berechnungs-
grundlagen in einer Beitragsliste auf und 
setzt die Beiträge fest. Der Vorstand teilt un-
verzüglich jedem Mitglied seinen Beitrag für 
die jeweilige Beitragsgruppe, die wesentli-
chen Berechnungsgrundlagen hierzu, die 
Zahlstelle und die Zahlungsfrist mit (Bei-
tragsbescheid) und zieht die Beiträge ein. 
 
(2) Im Beitragsbescheid ist der Veranlagte 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Beitragsliste und die dazugehörigen 
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12. § 27 Absatz 2 Satz 3 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
„Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Verweis auf 
Gesetz, Satzung und Veranlagungsre-
geln zu unterrichten.“ 

 

Unterlagen unter Angabe von Ort und Zeit-
raum hinzuweisen. Der Beitragsbescheid ist 
zuzustellen. Ein neues Mitglied ist mit dem 
ersten Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Beifügung von 
Gesetz, Satzung und Veranlagungsregeln zu 
unterrichten. 
 
(3) Gegen den Beitragsbescheid kann der 
Veranlagte innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung Widerspruch einlegen. 
Hilft der Vorstand dem Widerspruch nicht ab, 
legt er ihn dem Widerspruchsausschuß vor. 
 
(4) Soweit es für die Verwaltung und die Ar-
beiten des Verbandes erforderlich ist, kann 
der Vorstand vor der Ermittlung und Bestim-
mung des Beitragsverhältnisses vorläufige 
Beiträge nach dem voraussichtlichen Bei-
tragsverhältnis festsetzen. 
 
(5) Ein durch Rechtsbehelf oder Entschei-
dung des Vorstandes entstandener Minder- 
oder Mehrbeitrag eines Mitgliedes des Ver-
bandes gegenüber den nach Absatz 1 oder 
4 festgesetzten Beiträgen ist unter den übri-
gen Mitgliedern derselben Beitragsgruppe im 
Verhältnis der von ihnen im Veranlagungs-
jahr zu leistenden Beiträge aufzuteilen und 
bei der nächstmöglichen Veranlagung aus-
zugleichen, soweit sich aus den Veranla-
gungsregeln nichts anderes ergibt. Nicht ein-
ziehbare Beiträge sind anteilig von allen üb-
rigen Mitgliedern des Verbandes zu tragen 
und ihrem nächsten Jahresbeitrag zuzurech-
nen, soweit keine Deckung aus der Rücklage 
(§ 24 Abs. 1) beschlossen wird. 
 
(6) Werden im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
Ausgaben erforderlich, die nur aufgrund ei-
ner Änderung des Wirtschaftsplanes geleis-
tet werden können, sind die dafür benötigten 
Beiträge spätestens im darauffolgenden Jahr 
in einen Nachtrag zur Beitragsliste aufzuneh-
men. Für die Aufstellung und Festsetzung 
der Nachtragsliste sowie für die Veranlagung 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
(7) Wer seinen Beitrag oder sonstige öffent-
lich-rechtliche Forderungen in Geld nicht 
rechtzeitig leistet, hat nach Maßgabe des 
§ 240 der Abgabenordnung einen Säumnis-
zuschlag zu zahlen, den der Vorstand fest-
setzt und einzieht. 
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13. In § 34 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„(Ministerium)“ gestrichen. 
 

 § 34 
Aufsicht 

 
(1) Der Verband steht unter der Aufsicht des 
Staates. Aufsichtsbehörde ist das für Umwelt 
zuständige Ministerium (Ministerium). 
 
(2) Die Aufsicht stellt sicher, daß der Ver-
band die ihm obliegenden Aufgaben und 
Pflichten nach geltendem Recht und im Ein-
klang mit den wasserwirtschaftlichen Zielset-
zungen des Landes erfüllt. 
 

Artikel 8 
Änderung des Ruhrverbandsgesetzes 

 
Das Ruhrverbandsgesetz vom 7. Feb-
ruar 1990 (GV. NRW. S. 178), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. De-
zember 2024 (GV. NRW. S. 1218) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über den Ruhrverband (Ruhrver-

bandsgesetz - RuhrVG -) 
 

 
 
 
1. § 2 Absatz 1 Nummer 5 bis 9 wird durch 

die folgenden Nummern 5 bis 11 ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„5. Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes an oberirdischen Gewäs-
sern, auch wenn dem Verband nicht 
die Gewässerunterhaltung, der 

 § 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
(1) Der Verband hat im Verbandsgebiet fol-
gende Aufgaben: 
 
1. Regelung des Wasserabflusses ein-

schließlich Ausgleich der Wasserfüh-
rung und Sicherung des Hochwasserab-
flusses der oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und in deren 
Einzugsgebieten; 

2. Unterhaltung oberirdischer Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und der mit 
ihnen in funktionellem Zusammenhang 
stehenden Anlagen; 

3. Rückführung ausgebauter oberirdischer 
Gewässer in einen naturnahen Zustand; 

4. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich wasserwirtschaftlicher 
und damit in Zusammenhang stehender 
ökologischer, durch Einwirkungen auf 
den Grundwasserstand hervorgerufener 
oder zu erwartender nachteiliger Verän-
derungen; 

 
5. Beschaffung und Bereitstellung von 

Wasser zur Trink- und Betriebswasser-
versorgung sowie zur Ausnutzung der 
Wasserkraft; 
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Ausgleich der Wasserführung und 
der Gewässerausbau obliegen; 

6. Koordinierung der Zusammenarbeit 
im Bereich des Hochwasserschut-
zes; 

7. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Trink- und Betriebswas-
serversorgung sowie zur Ausnut-
zung der Wasserkraft; 

8. Abwasserbeseitigung nach Maß-
gabe des Landeswassergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 
926), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle dieses 
Gesetzes] geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung;  

9. Entsorgung der bei der Durchfüh-
rung der Verbandsaufgaben anfal-
lenden Abfälle; 

10. Vermeidung, Minderung, Beseiti-
gung und Ausgleich eingetretener 
oder zu erwartender, auf Abwas-
sereinleitungen oder sonstige Ursa-
chen zurückzuführender nachteili-
ger Veränderungen des oberirdi-
schen Wassers und 

11. Ermittlung der wasserwirtschaftli-
chen Verhältnisse, soweit es die 
Verbandsaufgaben erfordern.“ 

 
 

6. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe 
des Landeswassergesetzes; 

 
7. Entsorgung der bei der Durchführung 

der Verbandsaufgaben anfallenden Ab-
fälle; 

 
8. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 

und Ausgleich eingetretener oder zu er-
wartender, auf Abwassereinleitungen 
oder sonstige Ursachen zurückzufüh-
render nachteiliger Veränderungen des 
oberirdischen Wassers; 

 
 
9. Ermittlung der wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse, soweit es die Verbands-
aufgaben erfordern. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) In der Ruhr ist der Abfluß gemäß Absatz 
1 Nr. 1 so zu regeln, daß das täglich fort-
schreitende arithmetische Mittel aus fünf auf-
einander folgenden Tageswerten des Abflus-
ses an jedem Querschnitt der Ruhr unterhalb 
des Pegels Hattingen einen Wert von 
15 m3/s und am Pegel Villigst einen Wert von 
8,4 m3/s nicht unterschreitet. Der niedrigste 
Tageswert des Abflusses soll unterhalb des 
Pegels Hattingen 13 m3/s und am Pegel Vil-
ligst 7,5 m3/s nicht unterschreiten. Die Auf-
sichtsbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen 
zulassen. Diese Abflußregelung gilt auch als 
erfüllt, wenn die festgesetzten Werte aus 
Gründen nicht eingehalten werden konnten, 
die der Verband nicht zu vertreten hat, und 
dieser die zuständige obere Wasserbehörde 
sowie die Aufsichtsbehörde hierüber unver-
züglich unterrichtet. Die Aufsichtsbehörde 
teilt dem Verband mit, ob die Voraussetzun-
gen für die Nichteinhaltung vorlagen. 
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(2a) Im Zeitraum vom 24. Dezember 2024 
bis zum 24. Dezember 2034 gelten abwei-
chend von Absatz 2 Satz 1 und 2 die Rege-
lungen der Sätze 2 bis 5. 
In der Ruhr ist der Abfluss gemäß Absatz 1 
Nummer 1 vom 1. Juli eines jeden Jahres bis 
31. März des folgenden Jahres so zu regeln, 
dass das täglich fortschreitende arithmeti-
sche Mittel aus fünf aufeinander folgenden 
Tageswerten des Abflusses an jedem Quer-
schnitt der Ruhr unterhalb des Pegels Hattin-
gen einen Wert von 12 m³/s und am Pegel 
Villigst einen Wert von 5,4 m³/s nicht unter-
schreitet. Der niedrigste Tageswert des Ab-
flusses soll unterhalb des Pegels Hattingen 
10 m³/s und am Pegel Villigst 4,5 m³/s nicht 
unterschreiten. Vom 1. April bis zum 30. Juni 
eines jeden Jahres ist der Abfluss in der Ruhr 
gemäß Absatz 1 Nummer 1 so zu regeln, 
dass das täglich fortschreitende arithmeti-
sche Mittel aus fünf aufeinander folgenden 
Tageswerten des Abflusses an jedem Quer-
schnitt der Ruhr unterhalb des Pegels Hattin-
gen einen Wert von 15 m³/s und am Pegel 
Villigst einen Wert von 8,4 m³/s nicht unter-
schreitet. Der niedrigste Tageswert des Ab-
flusses soll unterhalb des Pegels Hattingen 
13 m³/s und am Pegel Villigst 7,5 m³/s nicht 
unterschreiten. 
 
(3) Auf Beschluß der Verbandsversammlung 
kann der Verband im Einvernehmen mit Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen außerhalb 
des Verbandsgebietes und im Benehmen mit 
dem örtlich zuständigen Abwasserverband 
deren Abwasser zur Behandlung in ver-
bandseigene Abwasserbehandlungsanlagen 
übernehmen, anfallende Klärschlämme und 
sonstige feste Stoffe entsorgen sowie im Zu-
sammenhang damit weitere Maßnahmen der 
Abwasserbeseitigung auch außerhalb des 
Verbandsgebietes durchführen. Der Be-
schluß der Verbandsversammlung bedarf 
der Genehmigung durch die Aufsichtsbe-
hörde. Für die Rückübertragung gelten die 
Bestimmungen dieses Absatzes entspre-
chend. 
 
(4) Aufgaben, die nach Absatz 1 dem Ver-
band zugewiesen sind, haben die bisher 
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der 
Verband sie übernimmt. 
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(5) Der Verband kann auf Beschluß der Ver-
bandsversammlung Aufträge übernehmen, 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben zwar nicht 
erforderlich, aber dienlich sind und mit sei-
nen Aufgaben im Zusammenhang stehen. 
Die Kosten trägt der Auftraggeber. Der Ver-
band darf die Aufträge nur übernehmen, 
wenn die Ausführung der ihm nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben nicht 
beeinträchtigt wird und nicht zu einer Interes-
senkollision führt. In Fällen besonderer Eil-
bedürftigkeit entscheidet der Verbandsrat 
über die Auftragsübernahme. Der Verbands-
versammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben. 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Unternehmen des Verbandes 
sind Planung, Bau, Betrieb und Un-
terhaltung der für die Aufgabenerle-
digung notwendigen Anlagen sowie 
alle sonstigen für die Durchführung 
der Aufgaben erforderlichen Ermitt-
lungen und Arbeiten. Als Unterneh-
men gilt auch die Beteiligung des 
Verbandes an Anlagen Dritter, die 
der Durchführung seiner Aufgaben 
dienen. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 kön-
nen die Möglichkeiten der Anlagen 
zur Energieerzeugung auch für 
Dritte genutzt werden. Dies gilt auch 
für Anlagen, die mit Anlagen nach 
Satz 1 in funktionalem Zusammen-
hang stehen sowie für Anlagen zur 
Erzeugung oder Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen, 
die innerhalb des Verbandsgebietes 
auf Grundstücken des Verbandes 
betrieben werden. Darüber hinaus 
kann der Verband zur Deckung sei-
nes Energiebedarfs Anlagen zur Er-
zeugung und zur Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen 
planen, bauen, betreiben und unter-
halten, wobei die Erzeugung von 
Überschussmengen in einem ange-
messenen Umfang sowie die Spei-
cherung und Abgabe dieser 

 § 3 
Unternehmen des Verbandes,  

Übersichten 
 
 

(1) Unternehmen des Verbandes sind Pla-
nung, Bau, Betrieb und Unterhaltung der für 
die Aufgabenerledigung notwendigen Anla-
gen sowie alle sonstigen für die Durchfüh-
rung der Aufgaben erforderlichen Ermittlun-
gen und Arbeiten. Als Unternehmen gilt auch 
die Beteiligung des Verbandes an Anlagen 
Dritter, die der Durchführung seiner Aufga-
ben dienen. Bei Planung, Bau und Betrieb 
der Anlagen nach Satz 1 können die Mög-
lichkeiten der Anlage zur Energieerzeugung 
genutzt werden, sofern dies mit der Erledi-
gung der Aufgaben nach § 2 vereinbar ist. 
Dabei können Anlagen zur Energieerzeu-
gung, die in einem funktionalen Zusammen-
hang mit Anlagen nach Satz 1 stehen, ge-
plant, gebaut, betrieben und unterhalten wer-
den. 
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Überschussmengen an Dritte zuläs-
sig ist. Dies gilt entsprechend für die 
Beteiligung des Verbandes an Anla-
gen Dritter zur Erzeugung oder 
Speicherung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen, auch wenn 
diese außerhalb des Verbandsge-
biets betrieben werden. Die Ener-
gieerzeugung und -speicherung 
nach den Sätzen 3 bis 6 muss mit 
der Erledigung der Aufgaben des 
Verbands nach § 2 vereinbar sein.“ 

 
 
 
 
 
 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133)“ gestrichen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Verband stellt über die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben und übernommenen Pflich-
ten erforderlichen Unternehmen, die in ei-
nem Zeitraum von jeweils sechs Jahren 
durchzuführen sind, Übersichten auf (Sechs-
jahresübersichten). Satz 1 gilt nicht für die 
Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des Lan-
deswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133). 
 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa) Nach Satz 1 wird der folgende 
Satz eingefügt: 

 
„Soweit eine Maßnahme nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 5 keinem 
der in Satz 1 genannten Träger 
obliegt, bedarf es des Einver-
nehmens mit den Gebietskör-
perschaften, auf deren Gebie-
ten die Maßnahme durchge-
führt wird.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 3 wird die 

Angabe „Beschluß“ durch die 
Angabe „Beschluss nach Satz 
1“ ersetzt. 

 
 
 
 

b) Absatz 3 wird durch den folgenden 
Absatz 3 ersetzt: 

 

 § 4 
Übernahme von Aufgaben 

 
(1) Der Verband kann Aufgaben nach 
§ 2 Abs. 1, die einer Gebietskörperschaft, ei-
nem Wasser- und Bodenverband oder einem 
öffentlich-rechtlichen Zweckverband im Ver-
bandsgebiet obliegen, nur im Einvernehmen 
mit der betroffenen Gebietskörperschaft oder 
dem betroffenen Verband auf Beschluß der 
Verbandsversammlung ganz oder teilweise 
übernehmen. Der Beschluß bedarf der Ge-
nehmigung durch die Aufsichtsbehörde des 
Verbandes; kommt das Einvernehmen mit 
einem Wasser- und Bodenverband nicht zu-
stande, entscheidet auf Antrag ebenfalls die 
Aufsichtsbehörde. Liegt die Übernahme der 
Aufgabe durch den Verband im öffentlichen 
Interesse, kann die Aufsichtsbehörde die 
Übernahme gegenüber dem betroffenen 
Wasser- und Bodenverband anordnen. 
 
 
 
 
(2) Für die Übertragung von Aufgaben des 
Verbandes auf eine Gebietskörperschaft, ei-
nen Wasser- und Bodenverband oder einen 
öffentlich-rechtlichen Zweckverband im Ver-
bandsgebiet gilt Absatz 1 entsprechend. 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1995-19
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„(3) Die Bestimmungen der Absätze 
1 und 2 gelten nicht für die Aufga-
ben gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 9, 
soweit diese unter § 5 Absatz 8 des 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes 
vom 21. Juni 1988 
(GV. NRW. S. 250), das zuletzt 
durch Artikel 3 Absatz 11 des Ge-
setzes vom 11. März 2025 
(GV. NRW. S. 288) geändert wor-
den ist, fällt.“ 
 

 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für die Aufgabe gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 7, soweit diese unter 
§ 5 Abs. 8 des Landesabfallgesetzes fällt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die bis zum 28. Februar 2007 beste-
hende Aufgabenwahrnehmung auf dem Ge-
biet der Abwasserbeseitigung durch den 
Verband und die in Absatz 1 genannten Auf-
gabenträger bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
4.  In § 5 Satz 2 wird die Angabe „Verbrau-

cherschutz“ durch die Angabe „Klima“ 
ersetzt. 

 
 

 § 5 
Verbandsgebiet 

 
Der Verband hat sein Gebiet im oberirdi-
schen Einzugsgebiet der Ruhr. Die Grenzen 
des Verbandsgebietes ergeben sich aus ei-
ner Übersichtskarte, die dem Kartenwerk 
des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
,,Stationierung und Gebietsbezeichnung der 
Gewässer in Nordrhein-Westfalen" ent-
spricht. Der Verband legt die Übersichtskarte 
am Sitz der Verbandsverwaltung zur Ein-
sichtnahme aus. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 12 Absatz 2 Satz 7 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus 
den Delegierten der Mitglieder gemäß Ab-
satz 2 und 3 und zwei Delegierten gemäß 
Absatz 4. Die Gesamtzahl der Delegierten 
wird durch die Satzung bestimmt. 
 
(2) Jede in der Satzung festzusetzende Ein-
heit an Jahresbeiträgen (Beitragseinheit) be-
rechtigt zur Entsendung einer oder eines De-
legierten. Ein Mitglied entsendet in die Ver-
bandsversammlung so viele Delegierte mit je 
einer Stimme, wie es auf Grund seiner Jah-
resbeiträge an vollen Beitragseinheiten er-
reicht. Kein Mitglied darf mehr als zwei Fünf-
tel aller Delegierten stellen. Die nach Satz 3 
über zwei Fünftel aller Beitragseinheiten hin-
ausgehenden Beiträge eines Mitgliedes 
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„Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, und das 
Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, bleiben bei der Ermittlung 
der Beitragseinheiten unberücksichtigt.“ 

 
 

berechtigen nicht zur Entsendung von Dele-
gierten oder zur Bildung von und zum Eintritt 
in Stimmgruppen (Absatz 3). Bei der Ermitt-
lung der Beitragseinheiten eines Mitgliedes 
ist sein durchschnittlicher Jahresbeitrag aus 
den letzten drei Jahren vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung zugrunde zu le-
gen; bei einer Mitgliedschaft von weniger als 
drei Jahren gilt der letzte vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung vom Vorstand 
festgesetzte Jahresbeitrag. Solange Jahres-
beiträge einzelner Mitglieder noch nicht fest-
stehen, gilt der vom Vorstand festgesetzte 
Beitrag. Die Abwasserabgabe gemäß § 2 
Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. 
NRW. S. 559) und das Wasserentnahmeent-
gelt gemäß § 2 des Wasserentnahmeent-
geltgesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (GV. NRW. S.  884) ge-
ändert worden ist, bleiben bei der Ermittlung 
der Beitragseinheiten unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Mit den Jahresbeiträgen, die eine volle 
Beitragseinheit nicht erreichen oder darüber 
hinausgehen (Beitragsteileinheiten), können 
sich die Mitglieder zu Stimmgruppen zusam-
menschließen. Jede Stimmgruppe hat so 
viele Delegierte mit je einer Stimme, wie sie 
mit den zusammengelegten Beiträgen oder 
Beitragsteilen volle Beitragseinheiten auf 
sich vereinigt. Jedes Mitglied kann sich nur 
an einer Stimmgruppe beteiligen. Jede 
Stimmgruppe wählt ihre Delegierten und ent-
sendet sie in die Verbandsversammlung. 
Das Nähere über die Bildung von Stimm-
gruppen und die Wahl ihrer Delegierten re-
gelt die Satzung. 
 
(4) Der Verbandsversammlung gehören fer-
ner zwei Delegierte an, die gewähltes Mit-
glied der Landwirtschaftskammer sind und 
von diesen entsandt werden. Jede oder jeder 
Delegierte hat in der Verbandsversammlung 
eine Stimme. 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30


LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19696 

 
 

149 

 
 
 
 
6. In § 13 Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 

durch die Angabe „Absatz“ und die An-
gabe „Gesetz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 208) geändert worden 
ist,“ durch die Angabe „Artikel 1 des Ge-
setzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 618) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung,“ er-
setzt. 

 

 § 13 
Delegierte in der Verbandsversammlung 

 
(1) Delegierte oder Delegierter gemäß 
§ 12 Abs. 2 und 3 kann nur sein, wer selbst 
Mitglied des Verbandes ist, wer bei dem Mit-
glied oder bei einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Gesetz vom 3. Februar 
2015 (GV. NRW. S. 208) geändert worden 
ist, beruflich tätig ist, wer vertretungsberech-
tigt ist oder den Organen des Mitgliedes an-
gehört. 
 
(2) Ein Mitglied darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Mitglied steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(3) Die Delegierten gemäß § 12 Abs. 4 dür-
fen nicht Mitglied oder Pächter eines Mitglie-
des sein. 
 
(4) Die Delegierten gemäß § 12 Abs. 1 wer-
den für fünf Jahre in die Verbandsversamm-
lung entsandt. In den letzten drei Monaten 
vor Beendigung der Amtszeit sind die Dele-
gierten für die nächste Amtsperiode zu be-
nennen. Wiederwahl oder Wiederberufung 
sind zulässig. 
 
(5) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglieder der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. Min-
destens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Das gilt auch für die Bildung von 
Stimmgruppen gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(6) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Niederlegung des Amtes, Weg-
fall der für die Entsendung jeweils maßge-
benden Voraussetzungen, Wahl zum Mit-
glied des Verbandsrates, Eintritt der Ge-
schäftsunfähigkeit oder der beschränkten 
Geschäftsfähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2015-s208
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Bekleidung öffentlicher Ämter oder Tod. 
Scheidet eine Delegierte oder ein Delegierter 
vorzeitig aus, ist eine Ersatzwahl oder Er-
satzberufung für den Rest der Amtszeit vor-
zunehmen. 
 
(7) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Mitglieder, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
der Liste den Mitgliedern mit der Aufforde-
rung bekanntzugeben, innerhalb einer be-
stimmten Frist ihre Delegierten gegenüber 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates für eine neue Amtsperi-
ode zu benennen. Auf die Möglichkeit, sich 
zu Stimmgruppen zusammenzuschließen 
und deren Delegierte zu benennen, ist hinzu-
weisen. Das Nähere regelt die Satzung. 
 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a) vom Vorstand oder 
b) von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich oder elektronisch unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates und der Vorstand sollen an den 
Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder des 
Verbandsrates und der Vorstand sind nicht 
stimmberechtigt. 
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a) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist,“ durch die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ ersetzt. 

 

(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
 
(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
im Verbandsgebiet zuständigen Bezirksre-
gierungen kann mit beratender Stimme an 
den Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. Eine gemeinsame Vertreterin 
oder ein gemeinsamer Vertreter der aner-
kannten Naturschutzvereinigungen, die im 
Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
das zuletzt durch Artikel 421 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) ge-
ändert worden ist, nach ihrer Satzung lan-
desweit tätig sind, kann mit beratender 
Stimme an den öffentlichen Sitzungen der 
Verbandsversammlung teilnehmen. 
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b) Absatz 11 wird durch den folgenden 

Absatz 11 ersetzt: 
 

„(11) Die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates kann auf Antrag des 
Vorstandes entscheiden, dass die 
Verbandsversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Delegierten und 
der in Absatz 8 genannten Vertrete-
rinnen und Vertreter als virtuelle 
Verbandsversammlung abgehalten 
wird oder dass den Delegierten und 
den in Absatz 8 genannten Vertre-
terinnen und Vertretern freigestellt 
wird, physisch oder virtuell teilzu-
nehmen (hybride Verbandsver-
sammlung), sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung 

der gesamten Versammlung 
erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der 
virtuell teilnehmenden Dele-
gierten über elektronische 
Kommunikation gesichert ist 
und 

3. den virtuell teilnehmenden De-
legierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt 
wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 
1 bis 10 gelten für die virtuelle und 
die hybride Verbandsversammlung 
entsprechend. Die Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 
Nummer 1. Näheres regelt die Sat-
zung.“ 

 
c) Absatz 12 wird gestrichen. 

 

(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 
im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
ohne physische Präsenz der Delegierten 
oder der in Absatz 8 genannten Vertreterin-
nen und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
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statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine Beschlussfas-
sung der Verbandsversammlung oder Wah-
len der Delegierten im Umlaufverfahren her-
beiführen, wenn sich mindestens die Hälfte 
der Delegierten mit der schriftlichen oder 
elektronischen Abgabe der Stimmen einver-
standen erklären. Die Stimmabgabe erfolgt 
auf schriftlichem oder elektronischem Wege. 
Für das Umlaufverfahren gelten die Bestim-
mungen in den Absätzen 4 bis 6 entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. § 17 Absatz 4 Nummer 2 wird durch die 

folgende Nummer 2 ersetzt:  
 

„2. die Bestellung von Beauftragten 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, dem Kreislaufwirtschafts-
gesetz vom 24. Februar 2012 
(BGBl. I S. 212), das zuletzt durch 

 § 17 
Aufgaben des Verbandsrates 

 
(1) Der Verbandsrat hat die ihm durch dieses 
Gesetz zugewiesenen Aufgaben. Er ist an 
die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
gebunden. Er überwacht die Führung der 
Geschäfte durch den Vorstand. 
 
(2) Der Verbandsrat wählt den Vorstand und 
bestellt ein Vorstandsmitglied zur oder zum 
Vorsitzenden des Vorstandes. Das Vor-
standsmitglied, das insbesondere für perso-
nelle und soziale Angelegenheiten des Ver-
bandes zuständig ist, darf nicht gegen die 
Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmer-
Vertreterinnen oder -Vertreter gewählt wer-
den. 
 
(3) Für die Abberufung von Vorstandsmitglie-
dern aus einem wichtigen Grund ist 
§ 18 Abs. 5 entsprechend anzuwenden. Die 
Abberufung des gemäß Absatz 2 Satz 2 ge-
wählten Vorstandsmitgliedes ist nur mit den 
Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmer-
Vertreterinnen oder -Vertreter möglich. 
 
(4) Der Verbandsrat beschließt über: 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
2. die Bestellung von Beauftragten nach 

dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Ab-
fallgesetz und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, 
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Artikel 5 des Gesetzes vom 
2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, und dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 
I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,“. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. den Abschluß von Dienstverträgen mit 

dem Vorstand, 
4. die Geschäftsordnung für die Verbands-

verwaltung, 
5. die übrigen Zuständigkeiten des gemäß 

Absatz 2 Satz 2 gewählten Vorstands-
mitgliedes innerhalb des Vorstandes, 

6. die Genehmigung von überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Ausgaben oder 
erfolggefährdenden Mehraufwendun-
gen. 

 
(5) Der Zustimmung des Verbandsrates be-
darf der Vorstand in folgenden Angelegen-
heiten: 
 
1. Entwürfe der Übersichten gemäß 

§ 3 Absatz 2 und Entwurf des Abwas-
serbeseitigungskonzeptes nach § 53 
des Landeswassergesetzes, 

2. Bau- und Maßnahmepläne für die Ver-
bandsunternehmen, 

3. Anordnung der Inanspruchnahme von 
Grundstücken und Anlagen der Mitglie-
der und von Dritten sowie Festsetzung 
des Geldausgleichs (§ 7 Abs. 5), 

4. Anträge auf Durchführung von Enteig-
nungsverfahren (§ 9), 

5. Gewährung von Darlehen an Stellen au-
ßerhalb des Verbandes, 

6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von 
Bürgschaften, Patronatserklärungen 
und Gewährverträgen, ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Verpflichtung, 

7. Bildung von oder Eintritt in Handelsge-
sellschaften sowie in Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, die auf 
eine wirtschaftliche Betätigung ausge-
richtet sind, oder in kommunale 
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Arbeitsgemeinschaften oder Zweckver-
bände und Beteiligung als stiller Gesell-
schafter an einem Handelsgewerbe so-
wie bei Änderungen der diesen Ge-
schäften zugrunde liegenden Verträgen, 

8. Abschluß und Kündigung von Tarifver-
trägen sowie Grundsätze für die Anstel-
lungsverhältnisse der Beschäftigten, 

9. Verfolgung von Rechtsbehelfen gegen 
aufsichtsrechtliche Verfügungen und 
Anordnungen, 

10. Festsetzung von Zwangsmitteln (§ 32), 
11. Geschäftsordnung für den Vorstand, 
12. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-

ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner 
Änderungen und der Finanzplanung 
(§ 22a). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Sitzungen des Verbandsrates,  

Beschlußfassung 
 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
oder elektronisch unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes bei der oder bei dem 
Vorsitzenden beantragen oder die Aufsichts-
behörde dies verlangt. 
 
(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der der Verbandsrat bei gleicher Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
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9. § 18 Absatz 8 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Unter den Voraussetzungen des 
§ 15 Absatz 11 kann die oder der Vorsit-
zende des Verbandsrates auf Antrag 
des Vorstands eine virtuelle oder hyb-
ride Verbandsratssitzung einberufen.“ 

 

Anwesenden beschlußfähig ist. Hierauf muß 
in der Ladung hingewiesen werden. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege ergangene Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie von allen Mitgliedern des Ver-
bandsrates einstimmig gefaßt worden sind. 
Das Ergebnis ist spätestens in der nächsten 
Sitzung des Verbandsrates bekanntzuge-
ben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus der oder dem 
Vorsitzenden des Vorstandes und mindes-
tens einem weiteren Vorstandsmitglied. Ein 
Vorstandsmitglied ist insbesondere für per-
sonelle und soziale Angelegenheiten 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19696 

 
 

157 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10. § 19 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 
 
 

zuständig. Die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates ist Dienstvorgesetzte oder 
Dienstvorgesetzter des Vorstandes. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende des Vorstandes 
und die weiteren Mitglieder des Vorstandes 
müssen die für ihr Amt erforderlichen Vo-
raussetzungen erfüllen. Die Amtszeit beträgt 
fünf Jahre. Wiederwahlen sind zulässig. Die 
Wahl ist frühestens neun Monate und spä-
testens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit 
durchzuführen. Die Amtszeit endet spätes-
tens mit Ablauf des Monats, in dem der Vor-
stand das 67. Lebensjahr vollendet. Für Vor-
stände, die am 1. Januar 2013 im Amt sind 
und deren Amtszeit bis längstens 2017 läuft, 
findet die Altersgrenze nach Satz 5 nur mit 
deren Zustimmung Anwendung. 
 
(3) Der Vorstand hat entsprechend den Re-
gelungen der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 
S. 15) in der jeweils geltenden Fassung 
seine Vergütung im Jahresabschluss indivi-
dualisiert offen zu legen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
11. § 21 Absatz 2 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen unbe-
schadet weitergehender Satzungsrege-
lungen der Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 

 

 § 21 
Vertretung des Verbandes 

 
(1) Jedes Mitglied des Vorstandes vertritt im 
Rahmen seiner Aufgaben und Befugnisse 
den Verband gerichtlich und außergericht-
lich. In allen übrigen Fällen vertritt die oder 
der Vorsitzende des Vorstandes den Ver-
band. 
 
(2) Verpflichtende Erklärungen bedürfen der 
Schriftform. Die Vertretungs- und Unter-
schriftsbefugnisse werden durch die Ge-
schäftsordnung für die Verbandsverwaltung 
geregelt. 
 
(3) Eine Entscheidung des gesamten Vor-
standes ist neben den gemäß 
§ 11 Abs. 3 Nr. 7 in der Satzung geregelten 
Fällen in allen Angelegenheiten herbeizufüh-
ren, die der Verbandsversammlung oder 
dem Verbandsrat zur Beschlußfassung vor-
zulegen sind. Darüber hinaus entscheidet 
der gesamte Vorstand über: 
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1. die Anträge des Vorstandes auf Einbe-
rufung einer Sitzung der Verbandsver-
sammlung oder des Verbandsrates, 

2. die Beanstandungen von Beschlüssen 
nach § 20 Abs. 4 und § 36 Abs. 3, 

3. die Abhilfe von Widersprüchen nach 
§ 7 Abs. 5, § 8 Abs. 2, § 27 Abs. 3, 
§ 28 Abs. 3, § 32 Abs. 2 sowie § 8 Abs. 3 
des Biggetalsperregesetzes und An-
träge nach § 80 der Verwaltungsge-
richtsordnung sowie 

4. in Fällen gemäß § 20 Abs. 3 Satz 1. 
 

1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. § 27 Absatz 2 Satz 3 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 

„Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Verweis auf 
Gesetz, Satzung und Veranlagungs-
richtlinien zu unterrichten.“ 

 

 § 27 
Veranlagung 

 
(1) Auf Grund des festgestellten Wirtschafts-
planes berechnet der Vorstand nach den 
Veranlagungsrichtlinien die Beiträge. Er führt 
die Beiträge - nach Beitragsgruppen getrennt 
- mit den zugehörigen Berechnungsgrundla-
gen in einer Beitragsliste auf und setzt die 
Beiträge fest. Der Vorstand teilt unverzüglich 
jedem Mitglied seinen Beitrag für die jewei-
lige Beitragsgruppe, die wesentlichen Be-
rechnungsgrundlagen hierzu, die Zahlstelle 
und die Zahlungsfrist mit (Beitragsbescheid) 
und zieht die Beiträge ein. 
 
(2) Im Beitragsbescheid ist der Veranlagte 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Beitragsliste und die dazugehörigen Unterla-
gen unter Angabe von Ort und Zeitraum hin-
zuweisen. Der Beitragsbescheid ist zuzustel-
len. Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende Rechte 
und Pflichten unter Beifügung von Gesetz, 
Satzung und Veranlagungsrichtlinien zu un-
terrichten. 
 
(3) Gegen den Beitragsbescheid kann der 
Veranlagte innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung Widerspruch einlegen. 
Hilft der Vorstand dem Widerspruch nicht ab, 
legt er ihn dem Widerspruchsausschuß vor. 
 
(4) Soweit es für die Verwaltung und die Ar-
beiten des Verbandes erforderlich ist, kann 
der Vorstand vor der Ermittlung und Bestim-
mung des Beitragsverhältnisses vorläufige 
Beiträge nach dem voraussichtlichen Bei-
tragsverhältnis festsetzen. 
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(5) Ein durch Rechtsbehelf oder Entschei-
dung des Vorstandes entstandener Minder- 
oder Mehrbeitrag eines Mitgliedes des Ver-
bandes gegenüber den nach Absatz 1 oder 
4 festgesetzten Beiträgen ist unter den übri-
gen Mitgliedern derselben Beitragsgruppe im 
Verhältnis der von ihnen im Veranlagungs-
jahr zu leistenden Beiträge aufzuteilen und 
bei der nächstmöglichen Veranlagung aus-
zugleichen. Nicht einziehbare Beiträge sind 
anteilig von allen übrigen Mitgliedern des 
Verbandes zu tragen und ihrem nächsten 
Jahresbeitrag zuzurechnen, soweit keine 
Deckung aus der Rücklage beschlossen 
wird. 
 
(6) Werden im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
Ausgaben erforderlich, die nur auf Grund ei-
ner Änderung des Wirtschaftsplanes geleis-
tet werden können, sind die dafür benötigten 
Beiträge spätestens im darauffolgenden Jahr 
in einen Nachtrag zur Beitragsliste aufzuneh-
men. Für die Aufstellung und Festsetzung 
der Nachtragsliste sowie für die Veranlagung 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
(7) Wer seinen Beitrag oder sonstige öffent-
lich-rechtliche Forderungen in Geld nicht 
rechtzeitig leistet, hat nach Maßgabe des 
§ 240 der Abgabenordnung einen Säumnis-
zuschlag zu zahlen, den der Vorstand fest-
setzt und einzieht. 
 

 
 
 
 
13. In § 34 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„(Ministerium)“ gestrichen. 
 

 § 34 
Aufsicht 

 
(1) Der Verband steht unter der Aufsicht des 
Staates. Aufsichtsbehörde ist das für Umwelt 
zuständige Ministerium (Ministerium). 
 
(2) Die Aufsicht stellt sicher, daß der Ver-
band die ihm obliegenden Aufgaben und 
Pflichten nach geltendem Recht und im Ein-
klang mit den wasserwirtschaftlichen Zielset-
zungen des Landes erfüllt. 
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Artikel 9 
Änderung des Wupperverbandsgesetzes 

 
Das Wupperverbandsgesetz vom 15. De-
zember 1992 (GV. NRW. 1993 S. 40), das 
zuletzt durch Artikel 33 des Gesetzes vom 
1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über den Wupperverband 

(Wupperverbandsgesetz - WupperVG -) 
 

 
 
 
1. § 2 Absatz 1 Nummer 5 bis 9 wird durch 

die folgenden Nummern 5 bis 11 ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„5. Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes an oberirdischen Gewäs-
sern, auch wenn dem Verband nicht 
die Gewässerunterhaltung, der 
Ausgleich der Wasserführung und 
der Gewässerausbau obliegen; 

6. Koordinierung der Zusammenarbeit 
im Bereich des Hochwasserschut-
zes; 

7. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Trink- und Betriebswas-
serversorgung sowie zur Ausnut-
zung der Wasserkraft; 

8. Abwasserbeseitigung nach Maß-
gabe des Landeswassergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 926), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum 

 § 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
(1) Der Verband hat im Verbandsgebiet fol-
gende Aufgaben: 
1. Regelung des Wasserabflusses ein-

schließlich Ausgleich der Wasserfüh-
rung und Sicherung des Hochwasserab-
flusses der oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und in deren 
Einzugsgebieten; 

2. Unterhaltung oberirdischer Gewässer 
oder Gewässerabschnitte und der mit 
ihnen in funktionellem Zusammenhang 
stehenden Anlagen; 

3. Rückführung ausgebauter oberirdischer 
Gewässer in einen naturnahen Zustand; 

4. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 
und Ausgleich wasserwirtschaftlicher 
und damit in Zusammenhang stehender 
ökologischer, durch Einwirkungen auf 
den Grundwasserstand hervorgerufener 
oder zu erwartender nachteiliger Verän-
derungen; 

5. Beschaffung und Bereitstellung von 
Wasser zur Trink- und Betriebswasser-
versorgung sowie zur Ausnutzung der 
Wasserkraft; 

 
 
6. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe 

des Landeswassergesetzes; 
 
7. Entsorgung der bei der Durchführung 

der Verbandsaufgaben anfallenden Ab-
fälle; 

 
8. Vermeidung, Minderung, Beseitigung 

und Ausgleich eingetretener oder zu er-
wartender, auf Abwassereinleitungen 
oder sonstige Ursachen zurückzufüh-
render nachteiliger Veränderungen des 
oberirdischen Wassers; 
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und Fundstelle dieses Gesetzes] 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung; 

9. Entsorgung der bei der Durchfüh-
rung der Verbandsaufgaben anfal-
lenden Abfälle; 

10. Vermeidung, Minderung, Beseiti-
gung und Ausgleich eingetretener 
oder zu erwartender, auf Abwas-
sereinleitungen oder sonstige Ursa-
chen zurückzuführender nachteili-
ger Veränderungen des oberirdi-
schen Wassers und 

11. Ermittlung der wasserwirtschaftli-
chen Verhältnisse, soweit es die  

 Verbandsaufgaben erfordern.“ 
 

 

 
 
 
9. Ermittlung der wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse, soweit es die Verbands-
aufgaben erfordern. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Auf Beschluß der Verbandsversammlung 
kann der Verband im Einvernehmen mit Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen außerhalb 
des Verbandsgebietes und im Benehmen mit 
dem örtlich zuständigen Abwasserverband 
deren Abwasser zur Behandlung in ver-
bandseigene Abwasserbehandlungsanlagen 
übernehmen, anfallende Klärschlämme und 
sonstige feste Stoffe entsorgen sowie im Zu-
sammenhang damit weitere Maßnahmen der 
Abwasserbeseitigung auch außerhalb des 
Verbandsgebietes durchführen. Der Be-
schluß der Verbandsversammlung bedarf 
der Genehmigung durch die Aufsichtsbe-
hörde. Für die Rückübertragung gelten die 
Bestimmungen dieses Absatzes entspre-
chend. 
 
(3) Aufgaben, die nach Absatz 1 dem Ver-
band zugewiesen sind, haben die bisher 
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der 
Verband sie übernimmt. 
 
(4) Der Verband kann auf Beschluß der Ver-
bandsversammlung Aufträge übernehmen, 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben zwar nicht 
erforderlich, aber dienlich sind und mit sei-
nen Aufgaben im Zusammenhang stehen. 
Die Kosten trägt der Auftraggeber. Der Ver-
band darf die Aufträge nur übernehmen, 
wenn die Ausführung der ihm nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben nicht 
beeinträchtigt wird und nicht zu einer Interes-
senkollision führt. In Fällen besonderer Eil-
bedürftigkeit entscheidet der Verbandsrat 
über die Auftragsübernahme. Der 
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Verbandsversammlung ist die Auftragsüber-
nahme in der nächsten Sitzung bekannt zu 
geben. 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Unternehmen des Verbandes 
sind Planung, Bau, Betrieb und Un-
terhaltung der für die Aufgabenerle-
digung notwendigen Anlagen sowie 
alle sonstigen für die Durchführung 
der Aufgaben erforderlichen Ermitt-
lungen und Arbeiten. Als Unterneh-
men gilt auch die Beteiligung des 
Verbandes an Anlagen Dritter, die 
der Durchführung seiner Aufgaben 
dienen. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 kön-
nen die Möglichkeiten der Anlagen 
zur Energieerzeugung auch für 
Dritte genutzt werden. Dies gilt auch 
für Anlagen, die mit Anlagen nach 
Satz 1 in funktionalem Zusammen-
hang stehen sowie für Anlagen zur 
Erzeugung oder Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen, 
die innerhalb des Verbandsgebietes 
auf Grundstücken des Verbandes 
betrieben werden. Darüber hinaus 
kann der Verband zur Deckung sei-
nes Energiebedarfs Anlagen zur Er-
zeugung und zur Speicherung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen 
planen, bauen, betreiben und unter-
halten, wobei die Erzeugung von 
Überschussmengen in einem ange-
messenen Umfang sowie die Spei-
cherung und Abgabe dieser Über-
schussmengen an Dritte zulässig 
ist. Dies gilt entsprechend für die 
Beteiligung des Verbandes an Anla-
gen Dritter zur Erzeugung oder 
Speicherung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen, auch wenn 
diese außerhalb des Verbandsge-
biets betrieben werden. Die Ener-
gieerzeugung und -speicherung 
nach den Sätzen 3 bis 6 muss mit 
der Erledigung der Aufgaben des 
Verbands nach § 2 vereinbar sein.“ 

 § 3 
Unternehmen des Verbandes,  

Übersichten 
 
 

(1) Unternehmen des Verbandes sind Pla-
nung, Bau, Betrieb und Unterhaltung der für 
die Aufgabenerledigung notwendigen Anla-
gen sowie alle sonstigen für die Durchfüh-
rung der Aufgaben erforderlichen Ermittlun-
gen und Arbeiten. Bei Planung, Bau und Be-
trieb der Anlagen nach Satz 1 können die 
Möglichkeiten der Anlage zur Energieerzeu-
gung genutzt werden, sofern dies mit der Er-
ledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeu-
gung, die in einem funktionalen Zusammen-
hang mit Anlagen nach Satz 1 stehen, ge-
plant, gebaut, betrieben und unterhalten wer-
den. 
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b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133)“ gestrichen. 

 

(2) Der Verband stellt über die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben und übernommenen Pflich-
ten erforderlichen Unternehmen, die in ei-
nem Zeitraum von jeweils sechs Jahren 
durchzuführen sind, Übersichten auf (Sechs-
jahresübersichten). Satz 1 gilt nicht für die 
Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des Lan-
deswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133). 
 
 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa) Nach Satz 1 wird der folgende 
Satz eingefügt: 

 
„Soweit eine Maßnahme nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 5 keinem 
der in Satz 1 genannten Träger 
obliegt, bedarf es des Einver-
nehmens mit den Gebietskör-
perschaften, auf deren Gebie-
ten die Maßnahme durchge-
führt wird.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 3 wird die 

Angabe „Beschluß“ durch die 
Angabe „Beschluss nach Satz 
1“ ersetzt. 

 
 
 
 
 

b) Absatz 3 wird durch den folgenden 
Absatz 3 ersetzt: 

 
„(3) Die Bestimmungen der Absätze 
1 und 2 gelten nicht für die Aufgabe 
gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 9, so-
weit diese unter § 5 Absatz 8 des 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes 
vom 21. Juni 1988 
(GV. NRW. S. 250), das zuletzt 
durch Artikel 3 Absatz 11 des Ge-
setzes vom 11. März 2025 

 § 4 
Übernahme von Aufgaben 

 
(1) Der Verband kann Aufgaben nach 
§ 2 Abs. 1, die einer Gebietskörperschaft, ei-
nem Wasser- und Bodenverband oder einem 
öffentlich-rechtlichen Zweckverband im Ver-
bandsgebiet obliegen, nur im Einvernehmen 
mit der betroffenen Gebietskörperschaft oder 
dem betroffenen Verband auf Beschluß der 
Verbandsversammlung ganz oder teilweise 
übernehmen. Der Beschluß bedarf der Ge-
nehmigung durch die Aufsichtsbehörde des 
Wupperverbandes. Kommt das Einverneh-
men mit einem Wasser- und Bodenverband 
nicht zustande, entscheidet auf Antrag die 
Aufsichtsbehörde des Wupperverbandes. 
Liegt die Übernahme der Aufgabe durch den 
Wupperverband im öffentlichen Interesse, 
kann die Aufsichtsbehörde des Wupperver-
bandes die Übernahme gegenüber dem be-
troffenen Wasser- und Bodenverband anord-
nen. 
 
 
(2) Für die Übertragung von Aufgaben des 
Wupperverbandes auf eine Gebietskörper-
schaft, einen Wasser- und Bodenverband 
oder einen öffentlich-rechtlichen Zweckver-
band im Verbandsgebiet gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 
 
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für die Aufgabe gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 7, soweit diese unter 
§ 5 Abs. 8 des Landesabfallgesetzes fällt. 
 
 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1995-19
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(GV. NRW. S. 288) geändert wor-
den ist, fällt.“ 

 

 
 
 
(4) Die bis zum 28. Februar 2007 beste-
hende Aufgabenwahrnehmung auf dem Ge-
biet der Abwasserbeseitigung durch den 
Verband und die in Absatz 1 genannten Auf-
gabenträger bleibt unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 5 Satz 2 wird die Angabe „Verbrau-

cherschutz“ durch die Angabe „Klima“ 
ersetzt. 

 

 § 5 
Verbandsgebiet 

 
Das Verbandsgebiet umfaßt das oberirdi-
sche Einzugsgebiet der Wupper. Die Gren-
zen des Verbandsgebietes ergeben sich aus 
einer Übersichtskarte, die dem Kartenwerk 
des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
,,Stationierung und Gebietsbezeichnung der 
Gewässer in Nordrhein-Westfalen" ent-
spricht. Der Verband legt die Übersichtskarte 
am Sitz der Verbandsverwaltung zur Ein-
sichtnahme aus. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 12 Absatz 2 Satz 7 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus 
den Delegierten der Mitglieder gemäß Ab-
satz 2 und 3 und einer oder einem Delegier-
ten gemäß Absatz 4. Die Gesamtzahl der 
Delegierten wird durch die Satzung be-
stimmt. 
 
(2) Jede in der Satzung festzusetzende Ein-
heit an Jahresbeiträgen (Beitragseinheit) be-
rechtigt zur Entsendung einer oder eines De-
legierten. Ein Mitglied entsendet in die Ver-
bandsversammlung so viele Delegierte mit je 
einer Stimme, wie es aufgrund seiner Jah-
resbeiträge an vollen Beitragseinheiten er-
reicht. Kein Mitglied darf mehr als zwei Fünf-
tel aller Delegierten stellen. Die nach Satz 3 
über zwei Fünftel aller Beitragseinheiten hin-
ausgehenden Beiträge eines Mitgliedes be-
rechtigen nicht zur Entsendung von Dele-
gierten oder zur Bildung von und zum Eintritt 
in Stimmgruppen (Absatz 3). Bei der Ermitt-
lung der Beitragseinheiten eines Mitgliedes 
ist sein durchschnittlicher Jahresbeitrag aus 
den letzten drei Jahren vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung zugrunde zu le-
gen; bei einer Mitgliedschaft von weniger als 
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„Die Abwasserabgabe gemäß § 2 Ab-
satz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, und das 
Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, bleiben bei der Ermittlung 
der Beitragseinheiten unberücksichtigt.“ 
 

 

drei Jahren gilt der letzte vor der Neubildung 
der Verbandsversammlung vom Vorstand 
festgesetzte Jahresbeitrag. Solange Jahres-
beiträge einzelner Mitglieder noch nicht fest-
stehen, gilt der vom Vorstand festgesetzte 
Beitrag. Die Abwasserabgabe gemäß 
§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559) und das Wasserentnah-
meentgelt gemäß § 2 des Wasserentnahme-
entgeltgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Januar 2004 
(GV. NRW. S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 9. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 884) geändert worden ist, 
bleiben bei der Ermittlung der Beitragsein-
heiten unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
(3) Mit den Jahresbeiträgen, die eine volle 
Beitragseinheit nicht erreichen oder darüber 
hinausgehen (Beitragsteileinheiten), können 
sich die Mitglieder zu Stimmgruppen zusam-
menschließen. Jede Stimmgruppe hat so 
viele Delegierte mit je einer Stimme, wie sie 
mit den zusammengelegten Beiträgen oder 
Beitragsteilen volle Beitragseinheiten auf 
sich vereinigt. Jedes Mitglied kann sich nur 
an einer Stimmgruppe beteiligen. Jede 
Stimmgruppe wählt ihre Delegierten und ent-
sendet sie in die Verbandsversammlung. 
Das Nähere über die Bildung von Stimm-
gruppen und die Wahl ihrer Delegierten re-
gelt die Satzung. 
 
(4) Der Verbandsversammlung gehört ferner 
eine Delegierte oder ein Delegierter an, die 
oder der gewähltes Mitglied der Landwirt-
schaftskammer ist und von dieser entsandt 
wird. Die oder der Delegierte hat in der Ver-
bandsversammlung eine Stimme. 
 

 
 
 
 
6. In § 13 Absatz 1 wird die Angabe „Abs.“ 

durch die Angabe „Absatz“ und die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 

 § 13 
Delegierte in der Verbandsversammlung 

 
(1) Delegierte oder Delegierter gemäß 
§ 12 Abs. 2 und 3 kann nur sein, wer selbst 
Mitglied des Verbandes ist, wer bei dem Mit-
glied oder bei einer Anstalt des öffentlichen 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s559
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s884
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25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geän-
dert worden ist,“ durch die Angabe „Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 618) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung,“ er-
setzt. 

 

Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geändert 
worden ist, beruflich tätig ist, wer bei juristi-
schen Personen vertretungsberechtigt ist 
oder den Organen des Mitgliedes angehört. 
 
(2) Ein Mitglied darf nicht durch eine Dele-
gierte oder einen Delegierten vertreten wer-
den, die oder der in einem Dienstverhältnis 
zu einem anderen Mitglied steht. Dies gilt 
nicht für Delegierte gemäß § 12 Abs. 3. 
 
(3) Die oder der Delegierte gemäß 
§ 12 Abs. 4 darf nicht Mitglied oder Pächter 
eines Mitgliedes sein. 
 
(4) Die Delegierten werden für fünf Jahre in 
die Verbandsversammlung entsandt. In den 
letzten drei Monaten vor Beendigung der 
Amtszeit sind die Delegierten für die nächste 
Amtszeit zu benennen. Wiederwahl und Wie-
derberufung sind zulässig. 
 
(5) Von einer Gebietskörperschaft dürfen 
nicht mehr Vertreterinnen oder Vertreter der 
Verwaltung als Mitglieder der Vertretung der 
Gebietskörperschaft entsandt werden. Min-
destens die Hälfte aller Delegierten der 
Kreise, Städte und Gemeinden muß einer 
Vertretung der Gebietskörperschaften ange-
hören. Dies gilt auch für die Bildung von 
Stimmgruppen nach § 12 Abs. 3. 
 
(6) Das Amt als Delegierte oder Delegierter 
erlischt vorzeitig durch Abwahl oder Abberu-
fung, durch Ungültigkeit der Wahl aufgrund 
einer Entscheidung im Wahlprüfungsverfah-
ren, durch Niederlegung des Amtes, Wegfall 
der für die Entsendung jeweils maßgeben-
den Voraussetzungen, Wahl zum Mitglied 
des Verbandsrates, Eintritt der Geschäftsun-
fähigkeit oder der beschränkten Geschäfts-
fähigkeit, Verlust der Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter oder Tod. Scheidet 
eine Delegierte oder ein Delegierter vorzeitig 
aus, ist eine Ersatzwahl oder Ersatzberufung 
für den Rest der Amtszeit vorzunehmen. 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2015-28
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(7) Der Vorstand hat alle fünf Jahre eine 
neue Liste aufzustellen, in der die Mitglieder, 
ihre zu berücksichtigenden Jahresbeiträge, 
die zugehörigen Beitragseinheiten und Bei-
tragsteileinheiten aufzuführen sind. Unver-
züglich nach ihrer Aufstellung sind Auszüge 
der Liste den Mitgliedern mit der Aufforde-
rung bekanntzugeben, innerhalb einer be-
stimmten Frist ihre Delegierten gegenüber 
der oder dem Vorsitzenden des Verbandsra-
tes für eine neue Amtsperiode zu benennen. 
Auf die Möglichkeit, sich zu Stimmgruppen 
zusammenzuschließen und deren Delegierte 
zu benennen, ist hinzuweisen. Das Nähere 
regelt die Satzung. 
 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Delegierten (§ 12 Abs. 1) unter 
Angabe der Tagesordnung mit mindestens 
dreiwöchiger Frist zu den Sitzungen und un-
terrichtet die Mitglieder des Verbandsrates, 
den Vorstand und die Geschäftsbereichslei-
terinnen und -leiter. 
 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Sie ist 
grundsätzlich öffentlich; das Nähere regelt 
die Satzung. Sie ist ferner einzuberufen, 
wenn dies bei der oder dem Vorsitzenden 
des Verbandsrates 
 
a) vom Vorstand oder 
b) von mindestens einem Drittel der Dele-

gierten 
 
schriftlich oder elektronisch unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes beantragt wird. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates leitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsrates, der Vorstand und die Geschäfts-
bereichsleiterinnen oder Geschäftsbereichs-
leiter sollen an den Sitzungen teilnehmen. 
Die Mitglieder des Verbandsrates, der Vor-
stand und die Geschäftsbereichsleiterinnen 
oder Geschäftsbereichsleiter sind nicht 
stimmberechtigt. 
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a) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Artikel 421 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist,“ durch die An-
gabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ ersetzt. 

 
 
 

(4) Die Verbandsversammlung ist beschluß-
fähig, wenn alle Delegierten rechtzeitig gela-
den sind und mindestens die Hälfte aller De-
legierten anwesend ist. Bei Beschlußunfä-
higkeit kann die oder der Vorsitzende eine 
neue Sitzung anberaumen, in der die Ver-
bandsversammlung bei gleicher Tagesord-
nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Delegierten beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(5) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Dele-
gierte noch keine Ersatzwahl oder Ersatzbe-
rufung vorgenommen wurde. 
(6) Die Verbandsversammlung bildet ihren 
Willen mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Beschlüssen und 
Wahlen zählen Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung 
der Mehrheit mit. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. 
 
(7) Über die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind Niederschriften zu fertigen. 
Beschlüsse sind besonders zu kennzeich-
nen. Die Niederschriften sind von der oder 
dem Vorsitzenden des Verbandsrates und 
von einer oder einem von der Verbandsver-
sammlung zu bestimmenden Delegierten zu 
unterzeichnen. 
 
(8) Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
im Verbandsgebiet zuständigen Bezirksre-
gierungen kann mit beratender Stimme an 
den Sitzungen der Verbandsversammlung 
teilnehmen. Eine gemeinsame Vertreterin 
oder ein gemeinsamer Vertreter der aner-
kannten Naturschutzvereinigungen, die im 
Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
das zuletzt durch Artikel 421 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) ge-
ändert worden ist, nach ihrer Satzung lan-
desweit tätig sind, kann mit beratender 
Stimme an den öffentlichen Sitzungen der 
Verbandsversammlung teilnehmen. 
 
 
(9) Die Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 8 werden zum selben Zeitpunkt und 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19696 

 
 

169 

 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 11 wird durch den folgenden 
Absatz 11 ersetzt: 

 
„(11) Die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates kann auf Antrag des 
Vorstandes entscheiden, dass die 
Verbandsversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Delegierten und 
der in Absatz 8 genannten Vertrete-
rinnen und Vertreter als virtuelle 
Verbandsversammlung abgehalten 
wird oder dass den Delegierten und 
den in Absatz 8 genannten Vertre-
terinnen und Vertretern freigestellt 
wird, physisch oder virtuell teilzu-
nehmen (hybride Verbandsver-
sammlung), sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung 

der gesamten Versammlung 
erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der 
virtuell teilnehmenden Dele-
gierten über elektronische 
Kommunikation gesichert ist 
und 

3. den virtuell teilnehmenden De-
legierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt 
wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 
1 bis 10 gelten für die virtuelle und 
die hybride Verbandsversammlung 
entsprechend. Die Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgt gemäß 
Satz1 Nummer 1. Näheres regelt 
die Satzung.“ 

 
c) Absatz 12 wird gestrichen. 

 

im selben Umfang für die Sitzungen unter-
richtet wie die Delegierten. 
 
(10) Die Mitglieder, die ausschließlich durch 
Delegierte nach § 12 Abs. 3 vertreten wer-
den, können als Zuhörer an den Sitzungen 
der Verbandsversammlung teilnehmen. Ort, 
Zeitpunkt und Tagesordnung sind mindes-
tens drei Wochen vor der Sitzung den Mit-
gliedern bekanntzumachen. 
 
(11) Ist eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite nach § 11 des Infektions-
schutz- und Befugnisgesetzes NRW festge-
stellt, kann die oder der Vorsitzende des Ver-
bandsrates auf Antrag des Vorstandes ent-
scheiden, dass die Verbandsversammlung 
ohne physische Präsenz der Delegierten 
oder der in Absatz 8 genannten Vertreterin-
nen und Vertreter als virtuelle Verbandsver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der ge-

samten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Delegier-

ten über elektronische Kommunikation 
gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglichkeit 
im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 3 
bis 10 gelten für die virtuelle Verbandsver-
sammlung entsprechend. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt gemäß Satz 1 Num-
mer 1. Näheres regelt die Satzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstands 
statt der Einberufung einer virtuellen Ver-
bandsversammlung auch eine 
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Beschlussfassung der Verbandsversamm-
lung oder Wahlen der Delegierten im Um-
laufverfahren herbeiführen, wenn sich min-
destens die Hälfte der Delegierten mit der 
schriftlichen oder elektronischen Abgabe der 
Stimmen einverstanden erklärt. Die Stimm-
abgabe erfolgt auf schriftlichem oder elektro-
nischem Wege. Für das Umlaufverfahren 
gelten die Bestimmungen in den Absätzen 4 
bis 6 entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. § 17 Absatz 4 Nummer 2 wird durch die 

folgende Nummer 2 ersetzt:  
 

„2. die Bestellung von Beauftragten 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, dem Kreislaufwirtschafts-
gesetz vom 24. Februar 2012 
(BGBl. I S. 212), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 2. März 

 § 17 
Aufgaben des Verbandsrates 

 
(1) Der Verbandsrat hat die ihm durch dieses 
Gesetz zugewiesenen Aufgaben. Er ist an 
die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
gebunden. Er überwacht die Führung der 
Geschäfte durch den Vorstand. 
 
(2) Der Verbandsrat wählt den Vorstand. Er 
bestimmt die oder den insbesondere für per-
sonelle und soziale Angelegenheiten des 
Verbandes zuständige Geschäftsbereichs-
leiterin oder zuständigen Geschäftsbereichs-
leiter, die oder der nicht gegen die Stimmen 
der Mehrheit der Arbeitnehmer-Vertreterin-
nen oder -Vertreter bestellt werden darf. 
 
(3) Für die Abberufung des Vorstandes aus 
einem wichtigen Grund ist § 18 Abs. 5 ent-
sprechend anzuwenden. Die Abberufung der 
Geschäftsbereichsleiterin oder des Ge-
schäftsbereichsleiters aus der ihr oder ihm 
gemäß Absatz 2 Satz 2 übertragenen Funk-
tion ist nur mit den Stimmen der Mehrheit der 
Arbeitnehmer-Vertreterinnen oder -Vertreter 
möglich. 
 
(4) Der Verbandsrat beschließt über: 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
2. die Bestellung von Beauftragten nach 

dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Ab-
fallgesetz und dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, 
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2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, und dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 
I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,“. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. den Abschluß eines Dienstvertrages mit 

dem Vorstand, 
4. die Geschäftsordnung für die Verbands-

verwaltung, 
5. die übrigen Zuständigkeiten der oder 

des gemäß Absatz 2 Satz 2 bestimmten 
Geschäftsbereichsleiterin oder Ge-
schäftsbereichsleiters innerhalb der Ver-
bandsverwaltung und ihre oder seine 
Stellung gegenüber dem Vorstand in 
personellen und sozialen Angelegenhei-
ten, 

6. die Genehmigung von überplanmäßigen 
und außerplanmäßigen Ausgaben 
(§ 23 Abs. 2) oder erfolggefährdenden 
Mehraufwendungen. 

 
(5) Der Zustimmung des Verbandsrates be-
darf der Vorstand in folgenden Angelegen-
heiten: 
 
1. Entwürfe der Übersichten gemäß 

§ 3 Absatz 2 und Entwurf des Abwas-
serbeseitigungskonzeptes nach § 53 
des Landeswassergesetzes, 

2. Bau- und Maßnahmepläne für die Ver-
bandsunternehmen, 

3. Anordnung der Inanspruchnahme von 
Grundstücken und Anlagen der Mitglie-
der und von Dritten sowie die Festset-
zung des Geldausgleichs (§ 7 Abs. 5, § 
8 Abs. 2), 

4. Anträge auf Durchführung von Enteig-
nungsverfahren (§ 9), 

5. Gewährung von Darlehen an Stellen au-
ßerhalb des Verbandes, 

6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von 
Bürgschaften, Patronatserklärungen 
und Gewährverträgen, ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Verpflichtung, 
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7. Bildung von oder Eintritt in Handelsge-
sellschaften sowie in Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit, die auf 
eine wirtschaftliche Betätigung ausge-
richtet sind, oder in kommunale Arbeits-
gemeinschaften oder Zweckverbände 
und Beteiligung als stiller Gesellschafter 
an einem Handelsgewerbe sowie bei 
Änderungen der diesen Geschäften zu-
grunde liegenden Verträgen, 

8. Abschluß und Kündigung von Tarifver-
trägen sowie Grundsätze für die Anstel-
lungsverhältnisse der Beschäftigten, 

9. Verfolgung von Rechtsbehelfen gegen 
aufsichtsrechtliche Verfügungen und 
Anordnungen, 

10. Festsetzung von Zwangsmitteln (§ 32), 
11. Bestellung einer Geschäftsbereichslei-

terin oder eines Geschäftsbereichslei-
ters zur ständigen Vertreterin oder zum 
ständigen Vertreter des Vorstandes, 

12. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-
ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner 
Änderungen und der Finanzplanung 
(§ 22a). 

 
9. § 18 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Sitzungen des Verbandsrates,  

Beschlußfassung 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates lädt die Mitglieder des Verbandsrates 
unter Angabe der Tagesordnung mit mindes-
tens zweiwöchiger Frist zu den Sitzungen 
und leitet sie. Der Vorstand und die Ge-
schäftsbereichsleiterinnen oder -leiter neh-
men ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Verbandsrates abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn mindestens fünf Mitglieder des Ver-
bandsrates oder der Vorstand dies schriftlich 
oder elektronisch unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes bei der oder bei dem 
Vorsitzenden beantragen oder die Aufsichts-
behörde dies verlangt. 
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a) In Absatz 6 Satz 1 wird nach der An-
gabe „elektronischem“ die Angabe 
„Wege“ eingefügt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 8 Satz 1 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
„Unter den Voraussetzungen des 
§ 15 Absatz 11 kann die oder der 
Vorsitzende des Verbandsrates auf 
Antrag des Vorstands eine virtuelle 
oder hybride Verbandsratssitzung 
einberufen.“ 
 
 

 

(3) Der Verbandsrat ist beschlußfähig, wenn 
alle Mitglieder rechtzeitig geladen und min-
destens acht Mitglieder anwesend sind. Eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter darf 
nur dann an den Sitzungen des Verbandsra-
tes teilnehmen, wenn das Mitglied verhindert 
ist. Bei Beschlußunfähigkeit kann die oder 
der Vorsitzende eine neue Sitzung anberau-
men, in der die oder der Verbandsrat bei glei-
cher Tagesordnung ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Anwesenden beschlußfähig ist. Hie-
rauf muß in der Ladung hingewiesen wer-
den. 
 
(4) Der Beschlußfähigkeit steht nicht entge-
gen, daß für vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder des Verbandsrates noch keine Er-
satzwahl vorgenommen wurde. 
(5) Der Verbandsrat bildet seinen Willen mit 
der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, wobei jedes Mitglied des Ver-
bandsrates eine Stimme hat. Bei Beschlüs-
sen und Wahlen zählen Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zur Feststellung der 
Beschlußfähigkeit, nicht aber zur Berech-
nung der Mehrheit mit. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem er-
gangene Beschlüsse sind gültig, wenn sie 
von allen Mitgliedern des Verbandsrates ein-
stimmig gefaßt worden sind. Das Ergebnis 
ist spätestens in der nächsten Sitzung des 
Verbandsrates bekanntzugeben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Verbandsrates 
sind Niederschriften zu fertigen. Beschlüsse 
sind besonders zu kennzeichnen. Die Nie-
derschriften sind von der oder von dem Vor-
sitzenden und von einem weiteren Mitglied 
des Verbandsrates zu unterzeichnen. 
 
(8) Unter den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 11 kann die oder der Vorsitzende des 
Verbandsrates auf Antrag des Vorstandes 
eine virtuelle Verbandsratssitzung einberu-
fen oder abweichend von Absatz 6 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit des Verbandsrates eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren her-
beiführen. Auf eine Bildübertragung kann da-
bei verzichtet werden. Die Bestimmungen in 
den Absätzen 1 und 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 
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10. § 19 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 
 

 § 19 
Vorstand 

 
(1) Die oder der Vorsitzende des Verbands-
rates ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvor-
gesetzter des Vorstandes. 
 
(2) Wer zum Vorstand gewählt wird, muß die 
für sein Amt erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen. Seine Amtszeit beträgt fünf Jahre. 
Wiederwahlen sind zulässig. Die Wahl ist frü-
hestens neun Monate und spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Amtszeit durchzufüh-
ren. Die Amtszeit endet spätestens mit Ab-
lauf des Monats, in dem der Vorstand das 
67. Lebensjahr vollendet. Für Vorstände, die 
am 1. Januar 2013 im Amt sind und deren 
Amtszeit bis längstens 2017 läuft, findet die 
Altersgrenze nach Satz 5 nur mit deren Zu-
stimmung Anwendung. 
 
(3) Für die Geschäftsbereichsleiterin oder -
leiter gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 gilt Absatz 2 
sinngemäß. 
 
(4) Der Vorstand hat entsprechend den Re-
gelungen der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 
S. 15) in der jeweils geltenden Fassung 
seine Vergütung im Jahresabschluss indivi-
dualisiert offen zu legen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
11. § 21 Absatz 3 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen unbe-
schadet weitergehender Satzungsrege-
lungen der Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 

 

 § 21 
Vertretung des Verbandes 

 
(1) Der Vorstand vertritt den Verband ge-
richtlich und außergerichtlich. 
 
(2) Der Vorstand bestellt mit Zustimmung 
des Verbandsrates eine Geschäftsbereichs-
leiterin oder einen Geschäftsbereichsleiter 
zu seinem ständigen Vertreter. 
 
(3) Verpflichtende Erklärungen des Verban-
des bedürfen der Schriftform. Die Vertre-
tungs- und Unterschriftsbefugnisse werden 
durch die Geschäftsordnung für die Ver-
bandsverwaltung geregelt. 
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12. § 27 Absatz 2 Satz 3 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 
 

„Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende 
Rechte und Pflichten unter Verweis auf 
Gesetz, Satzung und Veranlagungsre-
geln zu unterrichten.“ 

 

 § 27 
Veranlagung 

 
(1) Aufgrund des festgestellten Wirtschafts-
plans berechnet der Vorstand nach den Ver-
anlagungsregeln die Beiträge. Er führt die 
Beiträge - nach Beitragsgruppen getrennt - 
mit den zugehörigen Berechnungsgrundla-
gen in einer Beitragsliste auf und setzt die 
Beiträge fest. Der Vorstand teilt unverzüglich 
jedem Mitglied seinen Beitrag für die jewei-
lige Beitragsgruppe, die wesentlichen Be-
rechnungsgrundlagen hierzu, die Zahlstelle 
und die Zahlungsfrist mit (Beitragsbescheid) 
und zieht die Beiträge ein. 
 
(2) Im Beitragsbescheid ist der Veranlagte 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in die 
Beitragsliste und die dazugehörigen Unterla-
gen unter Angabe von Ort und Zeitraum hin-
zuweisen. Der Beitragsbescheid ist zuzustel-
len. Ein neues Mitglied ist mit dem ersten 
Beitragsbescheid über bestehende Rechte 
und Pflichten unter Beifügung von Gesetz, 
Satzung und Veranlagungsregeln zu unter-
richten. 
 
(3) Gegen den Beitragsbescheid kann der 
Veranlagte innerhalb eines Monats nach 
dessen Zustellung Widerspruch einlegen. 
Hilft der Vorstand dem Widerspruch nicht ab, 
legt er ihn dem Widerspruchsausschuß vor. 
 
(4) Soweit es für die Verwaltung und die Ar-
beiten des Verbandes erforderlich ist, kann 
der Vorstand vor der Ermittlung und Bestim-
mung des Beitragsverhältnisses vorläufige 
Beiträge nach dem voraussichtlichen Bei-
tragsverhältnis festsetzen. 
 
(5) Ein durch Rechtsbehelf oder Entschei-
dung des Vorstandes entstandener Minder- 
oder Mehrbeitrag eines Mitgliedes des Ver-
bandes gegenüber den nach Absatz 1 oder 
4 festgesetzten Beiträgen ist unter den übri-
gen Mitgliedern derselben Beitragsgruppe im 
Verhältnis der von ihnen im Veranlagungs-
jahr zu leistenden Beiträge aufzuteilen und 
bei der nächstmöglichen Veranlagung aus-
zugleichen, soweit sich aus den Veranla-
gungsregeln nichts anderes ergibt. Nicht ein-
ziehbare Beiträge sind anteilig von allen üb-
rigen Mitgliedern des Verbandes zu tragen 
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und ihrem nächsten Jahresbeitrag zuzurech-
nen, soweit keine Deckung aus der Rücklage 
(§ 24 Abs. 1) beschlossen wird. 
 
(6) Werden im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
Ausgaben erforderlich, die nur aufgrund ei-
ner Änderung des Wirtschaftsplans geleistet 
werden können, sind die dafür benötigten 
Beiträge spätestens im darauffolgenden Jahr 
in einen Nachtrag zur Beitragsliste aufzuneh-
men. Für die Aufstellung und Festsetzung 
der Nachtragsliste sowie für die Veranlagung 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
 
(7) Wer seinen Beitrag oder sonstige öffent-
lich-rechtliche Forderungen in Geld nicht 
rechtzeitig leistet, hat nach Maßgabe des 
§ 240 der Abgabenordnung einen Säumnis-
zuschlag zu zahlen, den der Vorstand fest-
setzt und einzieht. 
 

 
 
 
 
13. In § 34 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„(Ministerium)“ gestrichen. 
 

 § 34 
Aufsicht 

 
(1) Der Verband steht unter der Aufsicht des 
Staates. Aufsichtsbehörde ist das für Umwelt 
zuständige Ministerium (Ministerium). 
 
(2) Die Aufsicht stellt sicher, daß der Ver-
band die ihm obliegenden Aufgaben und 
Pflichten nach geltendem Recht und im Ein-
klang mit den wasserwirtschaftlichen Zielset-
zungen des Landes erfüllt. 
 

Artikel 10 
Änderung des Altlastensanierungs- und 
Altlastenaufbereitungsverbandsgesetzes 
 
Das Altlastensanierungs- und Altlastenauf-
bereitungsverbandsgesetz vom 26. Novem-
ber 2002 (GV. NRW. S. 571), das zuletzt 
durch Artikel 24 des Gesetzes vom 1. Feb-
ruar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über die Gründung des Verban-

des zur Sanierung und Aufbereitung von 
Altlasten Nordrhein-Westfalen  

(Altlastensanierungs- und Altlastenauf-
bereitungsverbandsgesetz- AAVG -) 

 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:  

 
aa) Die Angabe „Aufgaben des 

Verbandes sind -unbeschadet 
der Verantwortlichkeit nach § 4 

 § 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
 
 
(1) Aufgaben des Verbandes sind -unbe-
schadet der Verantwortlichkeit nach § 4 Bun-
des-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 
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Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) vom 
17. März 1998 (BGBl I S. 502) 
in der jeweils geltenden Fas-
sung - und der bodenschutz-
rechtlichen Befugnisse der zu-
ständigen Behörden:“ wird 
durch die Angabe „Unbescha-
det der Verantwortlichkeit nach 
§ 4 des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), das zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 25. Februar 2021 
(BGBl. I S. 306) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, im Folgenden 
BBodSchG, und der boden-
schutzrechtlichen Befugnisse 
der zuständigen Behörden, hat 
der Verband folgende Aufga-
ben:“ ersetzt. 

 
 
 

 
bb) In Nummer 1 wird die Angabe 

„damit auszuführenden Maß-
nahmen;“ durch die Angabe 
„damit im Zusammenhang ste-
henden erforderlichen Untersu-
chungen und auszuführenden 
Maßnahmen,“ ersetzt. 

 
cc) Nummer 2 wird durch die fol-

gende Nummer 2 ersetzt: 
 

„2. Flächenrecycling, zur Re-
aktivierung kommunaler 
Brachflächen und Altlast-
engrundstücke für eine 
neue Nutzung reaktivieren 
und um den Verbrauch na-
turnaher und landwirt-
schaftlich genutzter Flä-
chen zu reduzieren, sofern 
die Planung der Gemeinde 
feststeht, oder um erforder-
liche Klimaanpassungs-
maßnahmen zu ermögli-
chen und“ 

 
 

17. März 1998 (BGBl I S. 502) in der jeweils 
geltenden Fassung - und der bodenschutz-
rechtlichen Befugnisse der zuständigen Be-
hörden: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Sanierungsuntersuchung, -planung und 

Sanierung von Altlasten oder schädli-
chen Bodenveränderungen nach den 
Vorschriften des BBodSchG einschließ-
lich der im Zusammenhang damit auszu-
führenden Maßnahmen; 

 
 
 
 
 
 
 
 
2. Flächenrecycling, um Brachflächen und 

Altlastengrundstücke für eine neue Nut-
zung zu reaktivieren und damit den Flä-
chenverbrauch naturnaher und landwirt-
schaftlich genutzter Flächen zu reduzie-
ren; 

 
 
 
 
 
 
 
 
3. Entwicklung und Erprobung neuer Tech-

nologien und innovativer Verfahren zur 
Sanierung von Altlasten und 
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schädlichen Bodenveränderungen, zur 
Förderung des Flächenrecyclings sowie 
des Gewässerschutzes. 

 
(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 muss es 
sich um Gefahrenabwehrmaßnahmen han-
deln 
 
1. die von den zuständigen Behörden im 

Wege der Ersatzvornahme durchgeführt 
werden, oder 

2. über deren Durchführung mit dem Sa-
nierungspflichtigen ein öffentlich-rechtli-
cher Vertrag geschlossen ist, der den 
Anforderungen des § 55 Verwaltungs-
verfahrensgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung entspricht und wirt-
schaftlich ist, oder 

3. im Vorgriff auf eine spätere Feststellung 
des Sanierungspflichtigen nach 
§ 4 Abs. 3, 5 und 6 BBodSchG, oder 

4. zu deren Durchführung ein Sanierungs-
pflichtiger nicht herangezogen werden 
kann oder finanziell nicht - oder nur teil-
weise - in der Lage ist, oder 

5. auf Grundstücken, bei denen eine Sa-
nierungspflicht von Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden besteht. Einzube-
ziehen sind auch Grundstücke, bei de-
nen eine Sanierungspflicht von juristi-
schen Personen des privaten Rechts, an 
denen Gemeinden oder Gemeindever-
bände allein oder zusammen, unmittel-
bar oder mittelbar mit mehr als 50 vom 
Hundert beteiligt sind sowie von kommu-
nalen Anstalten nach § 114 a der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) in der jeweils gelten-
den Fassung und von gemeinsamen 
Kommunalunternehmen nach §§ 27 und 
28 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GKG) vom 1. Okto-
ber 1979 (GV. NRW. S. 621) in der je-
weils geltenden Fassung besteht. 

 
(3) Bei Maßnahmen des Flächenrecyclings 
nach Absatz 1 Nummer 2 soll der AAV mit 
den Beteiligten einen öffentlich-rechtlichen 
Vertrag schließen, der insbesondere 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s602
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-55
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1979-50
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b) In Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe e 
wird nach der Angabe „der“ die An-
gabe „Untersuchung und“ einge-
fügt. 

 

Regelungen im Sinne des § 3 Absatz 3 Satz 
5 enthält. 
 
(4) Der Verband kann als integriertes Bera-
tungs- und Kompetenzzentrum mit Schwer-
punkten in den Bereichen Bodenschutz, Flä-
chenrecycling sowie damit in Verbindung 
stehender Fragen der Wasser- und Entsor-
gungswirtschaft folgende zusätzliche Aufga-
ben wahrnehmen: 
 
1. Beratung und fachliche Unterstützung  
 seiner Mitglieder 
 

a) bei der Feststellung des Ausgangs-
zustandes hinsichtlich Boden- und 
Grundwasserbelastungen im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung 
der Richtlinie 2010/75/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Ra-
tes vom 24. November 2010 über 
Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung) (ABl. L. 334 
vom 17.12.2010. S. 17) (IED) sowie 
der Richtlinie 2000/60/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Ra-
tes vom 23. Oktober 2000 zur 
Schaffung eines Ordnungsrahmens 
für Maßnahmen der Gemeinschaft 
im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 
327 vom 22.12.2000, S. 1); 

b) bei der Einführung und Anwendung 
neuer Techniken zur Sanierung von 
Altlasten und schädlichen Boden-
veränderungen, zur Förderung des 
Flächenrecyclings sowie des Ge-
wässerschutzes; 

c) im Hinblick auf die Erbringung von 
Sicherheitsleistungen für Abfallent-
sorgungsanlagen im Rahmen einer 
Solidargemeinschaft; 

d) durch Moderation und Mediation bei 
Altlasten und schädlichen Boden-
veränderungen, die besondere 
fachliche oder rechtliche Schwierig-
keiten aufweisen; 

e) in Fragen der Sanierung von Altlas-
ten und schädlichen Bodenverän-
derungen sowie des Flächenrecyc-
lings; 
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2. Unterstützung der Tätigkeit der im Rah-
men des „Dialogs Wirtschaft und Um-
welt Nordrhein-Westfalen“ eingerichte-
ten Clearingstelle mit sachlichen und 
personellen Mitteln. Er trägt die Kosten 
der Clearingstelle mit Ausnahme der 
Kosten für Fremdleistungen; 

3. Unterstützung der „Allianz für die Fläche 
NRW“ in allen Fragen der Flächenaufbe-
reitung und Wiedernutzbarmachung 
ehemals genutzter Flächen. 

 
2. § 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) In Satz 2 wird die Angabe „Veräu-

ßerungserlös“ durch die Angabe 
„Marktwert“ und die Angabe „Sanie-
rungsmaßnahmen“ durch die An-
gabe „Maßnahmen zur Sanierung 
und Aufbereitung“ ersetzt. 

 

 § 3 
Kostenträger, Geldleistungspflichten, 

Datenweitergabe 
 
(1) Die zuständige Behörde, die Gemeinde 
oder der Kreis hat sich vor der Bereitschafts-
erklärung des Verbandes diesem gegenüber 
zu verpflichten, einen Anteil der entstehen-
den Kosten zu übernehmen. Dieser Anteil 
beträgt zwanzig vom Hundert. Die Delegier-
tenversammlung kann im Rahmen der Ent-
scheidung über den Maßnahmenplan nach 
§ 12 in Bezug auf konkrete Maßnahmen für 
finanzschwache Gemeinden oder Kreise ei-
nen niedrigeren Anteil festlegen. Der Vor-
stand kann den Anteil der Gemeinden und 
Kreise bei Maßnahmen im Sinne von 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2 jedoch auch mit einem hö-
heren Anteil festlegen. 
 
(2) Bei den vom Verband eingesetzten Mit-
teln handelt es um öffentliche Mittel im Sinne 
von § 25 BBodSchG. 
 
(3) Soweit der Verband Maßnahmen im 
Sinne von § 2 Absatz 2 Nr. 1 bis 5 durchführt 
oder der zuständigen Behörde anteilig nach-
gewiesene Kosten dafür erstattet, wandelt 
sich die ursprüngliche Sanierungspflicht in 
eine Geldleistungspflicht gegenüber dem 
Verband. Der Verband hat Leistungen nach 
Absatz 1 und die ihm zustehenden Leistun-
gen aus dem Wertausgleich gemäß § 25 
BBodSchG oder erzielten Anteilen am Ver-
äußerungserlös für Sanierungsmaßnahmen 
von Altlasten und schädlichen Bodenverän-
derungen zu verwenden. Der Verband hat 
der Behörde, die sich an den Kosten der 
Maßnahmen im Sinne von § 2 Absatz 2 be-
teiligt hat, 20 vom Hundert der eingegange-
nen Leistung, höchstens jedoch den von ihr 
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b) Satz 5 wird durch den folgenden 

Satz ersetzt: 
 

„Für den Fall der Veräußerung ei-
nes nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 
aufbereiteten Grundstücks oder der 
Bestellung eines grundstücksglei-
chen Rechts an einem solchen 
Grundstück soll der Verband an 
dem Marktwert angemessen betei-
ligt werden.“ 
 

 

geleisteten Beitrag zu erstatten. Der Ver-
band kann von einem ursprünglich Sanie-
rungspflichtigen auch die Erstattung seiner 
notwendigen Aufwendungen verlangen. Für 
den Fall der Veräußerung eines nach § 2 Ab-
satz 1 Nummer 2 aufbereiteten Grundstü-
ckes soll der Verband an dem erzielten Ver-
äußerungserlös angemessen beteiligt wer-
den. In diesem Fall erübrigt sich die Festset-
zung eines Wertausgleiches nach § 25 
BBodSchG. 
 
(4) Der Verband soll auf die Geltendma-
chung seiner Rechte nach Absatz 3 in den 
Fällen verzichten, in denen nur natürliche 
Personen als Eigentümer oder dinglich be-
rechtigte Nutzer von Wohngrundstücken als 
Pflichtige in Betracht kommen, vorausge-
setzt dass 
 
1. Eigentümer oder Nutzungsberechtigte 

nicht Handlungsstörer sind oder waren 
und die Wohngrundstücke nicht zu ei-
nem Geschäfts- oder Betriebsvermögen 
gehören, 

2. die Grundstücke mit zu Wohnzwecken 
genutzten Gebäuden bebaut sind, 

3. einem zum Zeitpunkt des Erwerbes oder 
der Gewährung der dinglichen Nutzung 
bestandskräftigen Bebauungsplan oder 
einer Baugenehmigung für den Zeit-
punkt des Rechtserwerbs Hinweise auf 
das Vorliegen einer schädlichen Boden-
veränderung oder Altlast nicht zu ent-
nehmen waren, 

4. keine Anhaltspunkte ersichtlich sind, 
dass Eigentümern oder dinglich Berech-
tigten zum Zeitpunkt des Rechtserwerbs 
schädliche Bodenveränderungen oder 
Altlasten bekannt waren und 

5. beim Erwerb des Grundstücks oder bei 
der Gewährung der dinglichen Nutzung 
wegen bestehender oder nicht auszu-
schließender schädlicher Bodenverän-
derungen oder Altlasten Preisvorteile 
nicht gewährt worden sind. 

 
(5) Zur unmittelbaren Erfüllung der Ver-
bandsaufgaben können Darlehen an Dritte 
gewährt werden, sofern die Dritten an der Er-
füllung der Verbandsaufgaben mitwirken 
oder die Dritten zur Erfüllung der Verbands-
aufgaben eingesetzt werden. Die Laufzeit 
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der Darlehen darf zwei Jahre nicht über-
schreiten. 
 
(6) Die Behörden und Gerichte des Landes 
Nordrhein-Westfalen übermitteln dem Ver-
band auf Anfrage die zur Wahrnehmung sei-
ner Aufgaben nach §§ 2, 2a und § 3 Absatz 7 
notwendigen Daten, Tatsachen und Erkennt-
nisse gebührenfrei. 
 
(7) Soweit die Altlasten bergbaubedingt sind 
und noch unter Bergaufsicht stehen, jedoch 
kein leistungsfähiger Pflichtiger vorhanden 
ist, kann der AAV nur tätig werden, soweit die 
Finanzierung auf Grund gesondert zugewie-
sener Mittel erfolgt und die fachliche Zustim-
mung des für Bergbau zuständigen Ministe-
riums und der oberen Bergbehörde vorliegt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 11 
Sitzungen der Delegiertenversammlung, 

Beschlussfassung 
 
(1) Verbandsvorsitzende oder Verbandsvor-
sitzender ist die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Vorstands. Sie oder er leitet die 
Sitzungen der Delegiertenversammlung und 
lädt die Mitglieder der Delegiertenversamm-
lung unter Angabe der Tagesordnung mit ei-
ner Frist von mindestens 14 Tagen ein. 
Gleichzeitig unterrichtet sie oder er die Er-
satzdelegierten und die Vorstandsmitglieder 
und deren Vertreterinnen oder Vertreter und 
stellt ihnen die Teilnahme an der Sitzung an-
heim. Die Delegiertenversammlung ist we-
nigstens einmal im Jahr einzuberufen. 
 
(2) Die Delegiertenversammlung bildet ihren 
Willen mit zwei Dritteln Mehrheit der in der 
Versammlung vertretenen Stimmenanteile. 
In Fällen der Abwesenheit einer oder eines 
Delegierten sind die jeweiligen Ersatzdele-
gierten stimmberechtigt. Delegierte, die nach 
§ 9 Abs. 1 Satz 5 mehrere Stimmen auf sich 
vereinigen, können nur einheitlich abstim-
men. 
 
(3) Die Delegiertenversammlung ist be-
schlussfähig, wenn mindestens die Hälfte al-
ler Stimmenanteile durch Delegierte vertre-
ten und alle Delegierte rechtzeitig geladen 
sind. Bei Beschlussunfähigkeit kann die oder 
der Verbandsvorsitzende eine neue Sitzung 
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3. Nach § 11 Absatz 5 wird der folgende 

Absatz 6 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„(6) In begründeten Einzelfällen kann die 
oder der Verbandsvorsitzende auf An-
trag der Geschäftsführerin oder des Ge-
schäftsführers entscheiden, dass die 
Delegiertenversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Delegierten oder der 
in Absatz 5 genannten Vertreterinnen 
und Vertreter in digitaler Form abgehal-
ten wird, sofern 

 
1. die Bild- und Tonübertragung der 

gesamten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Dele-

gierten über elektronische Kommu-
nikation gesichert ist und 

3. den Delegierten eine Fragemöglich-
keit im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt wird. 

 
Die Bestimmungen in den Absätzen 1 bis 4 
gelten für die digitale Delegiertenversamm-
lung entsprechend. Näheres regelt die Sat-
zung.“ 

anberaumen, in der die Delegiertenver-
sammlung bei gleicher Tagesordnung ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden be-
schlussfähig ist. Hierauf muss in der Ladung 
aufmerksam gemacht werden. 
 
(4) Über die Beschlüsse der Delegiertenver-
sammlung ist eine Niederschrift anzuferti-
gen, die von der oder dem Verbandsvorsit-
zenden und einem Mitglied der Delegierten-
versammlung zu unterschreiben ist. 
 
(5) Die oberen Bodenschutzbehörden, die 
Bezirksregierung Arnsberg als obere Berg-
behörde, die kommunalen Spitzenverbände, 
die Landesvereinigung der Unternehmens-
verbände Nordrhein-Westfalen e. V. (unter-
nehmer nrw), die Vereinigung der Industrie- 
und Handelskammern des Landes Nord-
rhein-Westfalen, der Westdeutsche Hand-
werkskammertag und die anerkannten Na-
turschutzvereinigungen im Sinne des 
§ 66 Absatz 1 des Landesnaturschutzgeset-
zes vom 21. Juli 2000 (GV. NRW. S. 568), 
das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) neu 
gefasst worden ist, können an den Sitzungen 
der Delegiertenversammlung teilnehmen. 
Sie sind zu den Sitzungen einzuladen. 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2000-s568
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s934
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4. In § 14 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe 

„Geschäftsführerin/“ durch die Angabe 
„Geschäftsführerin oder“ ersetzt. 

 

 § 14 
Aufgaben des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand hat die Aufgaben, die nicht 
durch dieses Gesetz oder die Satzung der 
Delegiertenversammlung oder der Ge-
schäftsführerin oder dem Geschäftsführer 
zugewiesen oder vorbehalten worden sind. 
Er wählt die Geschäftsführerin oder den Ge-
schäftsführer. Die Abberufung der Ge-
schäftsführerin oder des Geschäftsführers ist 
zulässig. Sie bedarf der Mehrheit von zwei 
Dritteln aller Mitglieder des Vorstandes. 
(2) Der Vorstand beschließt insbesondere 
über 
 
1. seine Geschäftsordnung, 
2. die Richtlinien für die Anstellungs- und 

Beschäftigungsverhältnisse der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Verban-
des, 

3. den Abschluss eines Dienstvertrages 
mit der Geschäftsführerin oder dem Ge-
schäftsführer, 

4. den Entwurf des Maßnahmenplans und 
seiner Änderungen. 

 
(3) Der Zustimmung des Vorstandes bedarf 
die Geschäftsführerin/ der Geschäftsführer 
in folgenden Angelegenheiten: 
 
1. Einlegung von Rechtsmitteln gegen Ver-

fügungen und Anordnungen der Auf-
sichtsbehörde, 

2. Entwurf des Wirtschaftsplanes und sei-
ner Änderungen sowie den Entwurf der 
Finanzplanung, 

3. Geschäfte und sonstige Angelegenhei-
ten von herausragender Bedeutung, de-
ren Wert die in der Satzung festzuset-
zenden Beträge erreicht oder über-
schreitet, 

4. Entwurf des Jahresabschlusses, 
5. Erwerb und Veräußerung von Grundstü-

cken und grundstücksgleichen Rechten, 
6. Übernahme einer fremden Verbindlich-

keit, insbesondere über die Eingehung 
von Bürgschaften und über Gewährver-
träge ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Verpflichtung und 

7. Gewährung von Darlehen an Dritte, die 
im unmittelbaren Zusammenhang mit 
der Erfüllung von Verbandsaufgaben 
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stehen und einen Betrag von 
10 000 Euro überschreiten. 

 
(4) Der Vorstand kann in unaufschiebbaren 
Fällen abweichend von § 12 Abs. 2 Nr. 3 die 
Durchführung einer Maßnahme, die nicht im 
Maßnahmenplan (§ 4) enthalten ist, be-
schließen, sofern die Finanzierung gesichert 
ist und die Aufsichtsbehörde zugestimmt hat. 
Die Delegiertenversammlung ist in der 
nächsten Sitzung zu unterrichten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sitzungen und Beschlussfassung des 

Vorstandes 
 
(1) Die oder der Vorsitzende des Vorstandes 
lädt die Vorstandsmitglieder unter Angabe 
der Tagesordnung mit mindestens zweiwö-
chiger Frist zu den Sitzungen. 
 
(2) Im Jahr sind mindestens zwei Sitzungen 
des Vorstandes abzuhalten. Die oder der 
Vorsitzende des Vorstandes muss eine Sit-
zung anberaumen, wenn mindestens ein 
Drittel der Vorstandsmitglieder dies bei ihr 
oder ihm schriftlich oder elektronisch bean-
tragen. 
 
(3) Jedes Vorstandsmitglied hat eine 
Stimme. Ein Vorstandsmitglied kann meh-
rere Stimmen auf sich vereinigen. Dies ist 
durch schriftliche oder elektronische Bevoll-
mächtigung der Vorstandsmitglieder unterei-
nander zulässig. Näheres regelt die Satzung. 
Bei vereinigten Stimmen kann nur eine ein-
heitliche Stimmabgabe erfolgen. 
 
(4) Der Vorstand bildet seinen Willen mit 
Zwei-Drittel-Mehrheit der abgegebenen, gül-
tigen Stimmen seiner anwesenden Mitglie-
der. Bei Beschlüssen zählen Stimmenthal-
tungen und ungültige Stimmen zur Feststel-
lung der Beschlussfähigkeit, nicht aber zur 
Berechnung der Mehrheit mit. 
 
(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 
mindestens drei Mitglieder anwesend sind 
und wenn alle Mitglieder rechtzeitig geladen 
sind. Der Beschlussfähigkeit steht nicht ent-
gegen, dass dem Vorstand weniger Mitglie-
der als die für seine Zusammensetzung in 
§ 13 festgesetzte Zahl angehören. Bei 
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5.   Nach § 15 Absatz 7 wird der folgende 

Absatz 8 eingefügt: 
 

„(8) Unter den Voraussetzungen des 
§ 11 Absatz 6 kann die oder der Vorsit-
zende des Vorstandes eine digitale Vor-
standssitzung einberufen. Die Bestim-
mungen in den Absätzen 1, 3 bis 5 und 
7 gelten entsprechen.“ 

 

Beschlussunfähigkeit kann die oder der Vor-
sitzende des Vorstands eine neue Sitzung 
anberaumen, in der der Vorstand bei glei-
cher Tagesordnung ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Anwesenden beschlussfähig ist. 
Hierauf muss in der Ladung aufmerksam ge-
macht werden. 
 
(6) Auf schriftlichem oder elektronischem 
Wege ergangene Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie einstimmig von allen Mitgliedern 
des Vorstandes gefasst sind. Das Ergebnis 
ist in der nächsten Sitzung bekannt zu ge-
ben. 
 
(7) Über die Sitzungen des Vorstandes sind 
Niederschriften zu fertigen, die von der oder 
dem Vorsitzenden des Vorstandes und ei-
nem weiteren Mitglied des Vorstandes zu un-
terzeichnen sind. 
 
 

6. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Satz 4 wird die Angabe „spätes-
tens“ gestrichen.  

 
b) Nach Satz 4 wird der folgende Satz 

eingefügt: 
 

„Auf Antrag der Geschäftsführerin 
oder des Geschäftsführers kann die 
Amtszeit um bis zu drei Jahre, je-
doch nicht über das Ende des Mo-
nats, in dem das 70. Lebensjahr 
vollendet wird hinaus, hinausge-
schoben werden. Der Antrag ist 
spätestens sechs Monate vor Ein-
tritt in den Ruhestand zu stellen.“ 

 

 § 16 
Die Geschäftsführerin oder der Ge-

schäftsführer 
 
(1) Die Geschäftsführerin oder der Ge-
schäftsführer wird für fünf Jahre gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Die Wiederberufung 
darf frühestens sechs Monate vor Ablauf der 
Amtszeit beschlossen werden. Die Amtszeit 
endet spätestens mit Ablauf des Monats, in 
dem die Geschäftsführerin oder der Ge-
schäftsführer das 67. Lebensjahr vollendet. 
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 (2) Die Geschäftsführerin oder der Ge-
schäftsführer leitet die Verbandsverwaltung 
und erledigt die laufenden Geschäfte des 
Verbandes. Sie oder er hat die Aufgaben, die 
nicht auf Grund dieses Gesetzes oder der 
Satzung der Delegiertenversammlung, dem 
Vorstand oder dem Vorsitzenden des Ver-
bandes obliegen. Sie oder er bereitet die Sit-
zungen der Gremien vor und nimmt beratend 
daran teil. Sie oder er ist Dienstvorgesetzte 
oder Dienstvorgesetzter der Beschäftigten 
des Verbandes. 
 
(3) Weitere Bestimmungen trifft die Satzung. 
 
(4) Die Geschäftsführerin oder der Ge-
schäftsführer trifft mit Zustimmung des Vor-
standes Regelungen über die ständige Ver-
tretung der Geschäftsführerin oder des Ge-
schäftsführers. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. § 17 Absatz 3 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 

„Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen unbe-
schadet weitergehender Satzungsrege-
lungen der Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 

 

 § 17 
Vertretung des Verbandes 

 
(1) Die Geschäftsführerin oder der Ge-
schäftsführer vertritt im Rahmen der laufen-
den Geschäfte den Verband gerichtlich und 
außergerichtlich. In allen übrigen Fällen ver-
tritt die oder der Vorsitzende des Vorstandes 
den Verband. 
 
(2) Gegenüber der Geschäftsführerin oder 
dem Geschäftsführer wird der Verband 
durch den Vorstand, gegenüber dem Vor-
stand durch die Delegiertenversammlung 
nach näherer Bestimmung der Satzung ver-
treten. 
 
(3) Verpflichtende Erklärungen des Verban-
des bedürfen der Schriftform. Die Vertretung 
und Unterschriftsbefugnisse werden durch 
die Geschäftsordnung für die Verbandsver-
waltung, die die Geschäftsführerin oder der 
Geschäftsführer mit Zustimmung des Vor-
stands erlässt, geregelt. 
 

 
 
 
 
 
 

 § 20 
Beiträge 

 
(1) Der Verband erhält zur Erfüllung seiner 
Aufgaben im Sinne von § 2 Beiträge und 
zweckgebundene Mittel seiner Mitglieder. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19696 

 
 

188 

8. § 20 Absatz 2 Satz 2 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
„Sie betragen für das Mitglied nach 
§ 6 Absatz 1 Nummer 1 pro Einwohner 
des Mitglieds 0,08 Euro und für das Mit-
glied nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 9 Mil-
lionen Euro, die gemäß § 9 Absatz 3 des 
Wasserentnahmeentgeltgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) ge-
ändert worden ist, aus Mitteln des Was-
serentnahmeentgeltaufkommens zur 
Verfügung gestellt werden.“ 

 

(2) Die Beitragspflichten der Mitglieder nach 
§ 6 Absatz 1 sind öffentliche Lasten (Abga-
ben). Sie betragen für das Mitglied nach 
§ 6 Absatz 1 Nummer 1 pro Einwohner des 
Mitglieds 0,03 Euro für das Jahr 2012 und ab 
dem 01.01.2013 pro Einwohner des Mitglie-
des 0,06 Euro und für das Mitglied nach 
§ 6 Absatz 1 Nummer 2 7 Mio. Euro, die ge-
mäß § 9 Absatz 3 Wasserentnahmeentgelt-
gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 25. Juli 
2011 (GV. NRW. S. 390), aus Mitteln des 
Wasserentnahmeentgeltaufkommens zur 
Verfügung gestellt werden. Diese Beiträge 
sind bis zum 1. August eines jeden Wirt-
schaftsjahres zu zahlen. Weitere Mittel kön-
nen zur Verfügung gestellt werden. 
 
(3) Die Beiträge der Mitglieder nach § 6 Ab-
satz 2 sind freiwillig. Näheres regelt die Sat-
zung. 
 

Artikel 11 
Änderung des Landeswassergesetzes 

 
Das Landeswassergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 926), das zuletzt durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2021 
(GV. NRW. S. 1470) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

  
Wassergesetz 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz - LWG -) 

 

1 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 Sachlicher Anwendungsbereich (zu 

§ 2 des Wasserhaushaltsgesetzes) 
§ 2 Einteilung der oberirdischen Gewäs-

ser, Begriffsbestimmungen 
§ 3 Eigentumsverhältnisse an Gewäs-

sern erster und zweiter Ordnung, 
sonstige Gewässer (zu § 4 Absatz 5 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 4 Eintragung im Grundbuch (zu § 4 Ab-
satz 5 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 5 Bisheriges Eigentum (zu § 4 Absatz 5 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 6 Uferlinie (zu § 4 Absatz 5 des Was-
serhaushaltsgesetzes) 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3562&vd_back=N30&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10331&val=10331&seite=390&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2004-s30
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2011-18
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§ 7 Verlandung, Überflutung (zu § 4 Ab-
satz 5 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 8 Uferabriss (zu § 4 Absatz 5 des Was-
serhaushaltsgesetzes) 

§ 9 Verlagerung des Gewässers (zu 
§ 4 Absatz 5 des Wasserhaushalts-
gesetzes) 

§ 10 Inseln, verlassenes Gewässerbett 
(zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaus-
haltsgesetzes) 

§ 11 Bildung und Information 
 

Kapitel 2 
Bewirtschaftung von Gewässern 

Abschnitt 1 
Gemeinsame Bestimmungen 

 
§ 12 Bewirtschaftung in Flussgebietsein-

heiten (zu § 7 Absatz 5 des Wasser-
haushaltsgesetzes) 

§ 13 Verordnungsermächtigung zur Ge-
wässerbewirtschaftung (zu § 23 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 14 Gehobene Erlaubnis (zu § 15 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 15 Bewilligung (zu § 10 des Wasser-
haushaltsgesetzes) 

§ 16 Rechtsnachfolge (zu § 8 Absatz 4 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

 
Abschnitt 2 

Bewirtschaftung oberirdischer Gewässer 
 

§ 17 Erlaubnisfreie Benutzungen (zu § 8 
Absatz 3 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 18 Duldungspflicht des Gewässereigen-
tümers (zu § 4 Absatz 5 des Wasser-
haushaltsgesetzes) 

§ 19 Gemeingebrauch (zu § 25 des Was-
serhaushaltsgesetzes) 

§ 20 Regelung des Gemeingebrauchs so-
wie des Verhaltens im Uferbereich 
(zu § 25 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 21 Eigentümer- und Anliegergebrauch 
(zu § 26 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 22 Genehmigung von Anlagen in, an, 
über und unter oberirdischen Gewäs-
sern (zu § 36 des Wasserhaushalts-
gesetzes) 
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§ 22a Verfahren bei Vorhaben zur Erzeu-
gung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen 

§ 23 Unterhaltung von Anlagen in, an, 
über und unter oberirdischen Gewäs-
sern (zu § 36 des Wasserhaushalts-
gesetzes) 

§ 24 Anpassung und Rückbau von Anla-
gen in, an, über und unter oberirdi-
schen Gewässern (zu § 36 des Was-
serhaushaltsgesetzes) 

§ 25 Anlagen zur Benutzung eines Ge-
wässers 

§ 26 Außer Betrieb Setzen und Beseitigen 
von Stauanlagen 

§ 27 Anschluss von Stauanlagen 
§ 28 Nutzung der Wasserkraft 
§ 29 Staumarke 
§ 30 Unbefugtes Ablassen 
§ 31 Gewässerrandstreifen (zu § 38 des 

Wasserhaushaltsgesetzes) 
 

Abschnitt 3 
Bewirtschaftung des Grundwassers 

 
§ 32 Entnahmen aus dem Grundwasser 

(zu § 46 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 33 Außer Betrieb Setzen, Beseitigen 
und Ändern von Benutzungsanlagen 

§ 34 Erdaufschlüsse, unterirdische Anla-
gen (zu § 49 des Wasserhaushalts-
gesetzes) 

 
Kapitel 3 

Besondere wasserwirtschaftliche Bestim-
mungen 

 
Abschnitt 1 

Öffentliche Wasserversorgung, Wasser-
schutzgebiete, Heilquellenschutz 

 
§ 35 Wasserschutzgebiete (zu §§ 51, 52 

des Wasserhaushaltsgesetzes) 
§ 36 Heilquellenschutzgebiete (zu § 53 

des Wasserhaushaltsgesetzes) 
§ 37 Wasserentnahmen zur öffentlichen 

Trinkwasserversorgung (zu §§ 12, 50 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 38 Sicherstellung der öffentlichen Was-
serversorgung (zu § 50 des Wasser-
haushaltsgesetzes) 
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§ 39 Kostenumlage (zu § 50 des Wasser-
haushaltsgesetzes) 

§ 40 Anlagen zur Wassergewinnung und 
zur Aufbereitung von Wasser für die 
öffentliche Trinkwasserversorgung 
(zu § 50 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 41 Anzeigepflicht 
§ 42 Verpflichtung zur Selbstüberwa-

chung 
 

Abschnitt 2 
Abwasserbeseitigung 

 
Unterabschnitt 1 

Begriffsbestimmungen, Grundsätze 
§ 43 Begriffsbestimmung 
§ 44 Beseitigung von Niederschlagswas-

ser (zu § 55 Absatz 2 des Wasser-
haushaltsgesetzes) 

§ 45 Erlaubniserteilung für das Einleiten 
von Abwasser (zu § 57 des Wasser-
haushaltsgesetzes) 

 
Unterabschnitt 2 

Gemeindliche und wasserverbandliche Ab-
wasserbeseitigungspflicht, Übergang von 

Pflichten 
 

§ 46 Pflicht und Umfang der gemeindli-
chen Abwasserbeseitigung (zu § 56 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 47 Abwasserbeseitigungskonzept 
§ 48 Abwasserüberlassungspflicht 
§ 49 Ausnahmen von der Abwasserbesei-

tigungspflicht, Übergang auf Dritte 
§ 50 Gemeinsame Abwasserbeseiti-

gungspflicht (zu § 56 des Wasser-
haushaltsgesetzes) 

§ 51 Übergangsregelung 
§ 52 Übergang gemeindlicher Pflichten 

auf juristische Personen und Körper-
schaften des öffentlichen Rechts (zu 
§ 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 53 Abwasserbeseitigungspflicht im Ge-
biet von Abwasserverbänden (zu 
§ 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

 
Unterabschnitt 3 

Umlage von Kosten, Ausgleichszahlungen 
 

§ 54 Umlage von Kosten der Abwasser- 
und Fremdwasserbeseitigung 
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§ 55 Beitrag an den Kosten der Wasser-
dienstleistung Abwasserbeseitigung 

 
Unterabschnitt 4 

Anforderungen an Abwasseranlagen, Einlei-
tung und Selbstüberwachung 

 
§ 56 Bau und Betrieb von Abwasseranla-

gen (zu § 60 des Wasserhaushalts-
gesetzes) 

§ 57 Anzeige und Genehmigung von Ab-
wasseranlagen 

§ 58 Einleiten von Abwasser in öffentliche 
und private Abwasseranlagen (zu §§ 
55, 58, 59 des Wasserhaushaltsge-
setzes) 

§ 59 Selbstüberwachung von Abwas-
sereinleitungen und Abwasseranla-
gen (zu §§ 60, 61 des Wasserhaus-
haltsgesetzes) 

 
Unterabschnitt 5 

Gewässerschutzbeauftragte 
 

§ 60 Gewässerschutzbeauftragte bei Ab-
wasserverbänden (zu § 64 des Was-
serhaushaltsgesetzes) 

 
Abschnitt 3 

Gewässerunterhaltung, Ausgleich der Was-
serführung, Gewässerausbau 

 
Unterabschnitt 1 

Gewässerunterhaltung 
 

§ 61 Gewässerunterhaltung (zu § 39 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 62 Pflicht zur Gewässerunterhaltung (zu 
§ 40 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 63 Gewässerunterhaltung durch Dritte 
(zu § 39 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 64 Umlage des Unterhaltungsaufwands 
(zu § 40 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 65 Entscheidung in Fragen der Gewäs-
serunterhaltung (zu §§ 39 bis 41 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

 
Unterabschnitt 2 

Ausgleich der Wasserführung 
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§ 66 Pflicht zum Ausgleich der Wasserfüh-
rung 

§ 67 Umlage des Aufwands für den Aus-
gleich der Wasserführung 

 
Unterabschnitt 3 
Gewässerausbau 

 
§ 68 Pflicht zum Gewässerausbau (zu § 

67 des Wasserhaushaltsgesetzes) 
§ 69 Umlage des Ausbauaufwands 
§ 70 Vorteilsausgleich (zu § 67 des Was-

serhaushaltsgesetzes) 
§ 71 Grundsätze für den Gewässerausbau 

(zu § 67 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

  
Unterabschnitt 4 

Gemeinsame Vorschriften 
 

§ 72 Finanzierungshilfen des Landes (zu § 
40 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 73 (entfallen) 
§ 74 Koordinierung der Unterhaltung und 

des Ausbaus der Gewässer sowie 
des Ausgleichs der Wasserführung 

 
Abschnitt 4 

Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken, 
Rückhaltebecken außerhalb von  

Gewässern 
 

§ 75 Talsperren, Hochwasserrückhaltebe-
cken, Rückhaltebecken außerhalb 
von Gewässern 

§ 76 Bau und Betrieb 
Abschnitt 5 

Hochwasserschutz 
 

Unterabschnitt 1 
Deiche und andere Hochwasserschutzanla-

gen 
 

§ 77 Errichten, Beseitigen, Umgestalten 
von Deichen und anderen Hochwas-
serschutzbauten (zu § 67 Absatz 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 78 Unterhaltung und Wiederherstellung 
§ 79 Umlage 
§ 80 Entscheidung in Unterhaltungsfragen 
§ 81 Statusbericht (zu § 67 des Wasser-

haushaltsgesetzes) 
§ 82 Schutzvorschriften 
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Unterabschnitt 2 
Überschwemmungsgebiete 

 
§ 83 Festsetzung und vorläufige Siche-

rung von Überschwemmungsgebie-
ten (zu § 76 des Wasserhaushaltsge-
setzes) 

§ 84 Besondere Bestimmungen für Über-
schwemmungsgebiete (zu § 78 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 85 Verordnung zum Hochwasserinfor-
mations- und Hochwassermelde-
dienst (zu § 79 Absatz 2 des Wasser-
haushaltsgesetzes) 

 
Abschnitt 6 

Wasserwirtschaftliche Planung, Grundlagen 
der Wasserwirtschaft 

 
Unterabschnitt 1 

Hochwasserrisikomanagementplanung 
nach § 75 des Wasserhaushaltsgesetzes, 
Maßnahmenprogramm und Bewirtschaf-

tungsplanung nach §§ 82, 83 des Wasser-
haushaltsgesetzes 

 
§ 86 Beteiligung bei Maßnahmenpro-

gramm und Bewirtschaftungsplan (zu 
§§ 82, 83, 85 des Wasserhaushalts-
gesetzes) 

§ 87 Information und aktive Beteiligung 
der Öffentlichkeit bei der Hochwas-
serrisikomanagementplanung (zu § 
79 Absatz 1 des Wasserhaushaltsge-
setzes) 

§ 88 Bekanntgabe und Verbindlichkeit der 
wasserwirtschaftlichen Planungen 
(zu §§ 75, 82, 83 des Wasserhaus-
haltsgesetzes) 

 
Unterabschnitt 2 

Grundlagen der Wasserwirtschaft, Daten 
und Dokumentation 

 
§ 89 Grundlagen der Wasserwirtschaft (zu 

§ 88 des Wasserhaushaltsgesetzes) 
§ 90 Informations- und Dokumentations-

pflichten (zu §§ 51, 53, 76, 82, 83 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

 
Unterabschnitt 3 

Wasserbuch 
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§ 91 Einrichtung des Wasserbuchs (zu 
§ 87 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 92 Eintragung, Verfahren (zu § 87 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

 
Kapitel 4 

Gewässeraufsicht 
 

§ 93 Aufgaben der Gewässeraufsicht (zu 
§ 100 Absatz 1 des Wasserhaus-
haltsgesetzes) 

§ 94 Überwachung von Abwassereinlei-
tungen 

§ 95 Gewässer- und Deichschau 
§ 96 Kosten der Gewässeraufsicht (zu § 

100 des Wasserhaushaltsgesetzes) 
 

Kapitel 5 
Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen, 

Betretungsrechte, Mitwirkungspflichten 
 

§ 97 Besondere Pflichten Dritter beim Ge-
wässerausbau, Deichbau, der Ge-
wässerunterhaltung und der Gewäs-
ser- und Deichschau (zu § 41 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 98 Besondere Pflichten im Interesse der 
Wasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung, bei der Erteilung von Was-
serrechten, Anzeigeverfahren und 
Grundlagenermittlung (zu § 101 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 99 Einschränkende Vorschriften (zu §§ 
92, 93 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 100 Wasser- und Hochwassergefahr 
 

Kapitel 6 
Enteignung, Entschädigung, Ausgleich 

 
§ 101 Enteignung und Enteignungsverfah-

ren (zu § 71 des Wasserhaushaltsge-
setzes) 

§ 102 Entschädigungsverfahren (zu §§ 22, 
96 bis 99 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 

§ 103 Ausgleichsverfahren (zu §§ 22, 
52 Absatz 5, § 53 Absatz 5, § 78 Ab-
satz 5, 6 des Wasserhaushaltsgeset-
zes) 
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a) Nach der Angabe zu § 104 wird die 

folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 104a Projektmanagerin oder 
Projektmanager in Planfest-
stellungsverfahren“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kapitel 7 
Verwaltungsverfahren, Rechtsverordnungen 
 

Abschnitt 1 
Verwaltungsverfahren 

 
§ 104 Grundsätze 
 
 
 
 
 
§ 105 Verfahren über die Erteilung von 

Zwangsrechten 
§ 106 Verfahren über Antrag auf gehobene 

Erlaubnis oder Bewilligung (zu § 11 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 107 Gewässerausbauverfahren (zu § 68 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 108 Sondervorschrift für Wasserver-
bände 

§ 109 Sachverständige 
§ 110 Bauordnungsrechtliche Anforderun-

gen 
§ 111 Sicherheitsleistung 
 

Abschnitt 2 
Verordnungen 

 
§ 112 Verordnungen der oberen und unte-

ren Wasserbehörden 
§ 113 Festsetzen von Wasserschutz- und 

Heilquellenschutzgebieten 
  

Kapitel 8 
Behördenaufbau, Zuständigkeiten 

 
§ 114  Behördenaufbau 
§ 115 Sonderordnungsbehörden 
§ 116 Aufsichtsbehörden 
§ 117 Bestimmung der zuständigen Behör-

den 
 

Kapitel 9 
Verkehrliche Regelungen 

 
§ 118 Schifffahrt 
§ 119 Hafen- und Ufergeldtarife 
§ 120 Fähren 
§ 121 Besondere Pflichten im Interesse der 

Schifffahrt und des Sports 
§ 122 (entfallen) 
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b) Die Angabe zu § 125 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 125 Überleitung und Übergangs-
bestimmung für Verfahren 
zur Zulassung von Vorha-
ben zur Erzeugung von 
Energie aus erneuerbaren 
Quellen“. 

 
 

Kapitel 10 
Bußgeld-, Überleitungs- und Schlussbestim-

mungen 
 

§ 123 Bußgeldvorschriften 
§ 124 Einschränkung von Grundrechten 
§ 125 Überleitung 
 
 
 
 
 
§ 126 Inkrafttreten, Berichtspflicht 
 

2. § 22a wird durch den folgenden § 22a 
ersetzt: 

 
„§ 22a 

Verfahren bei Vorhaben zur Erzeu-
gung von Energie aus erneuerbaren 

Quellen 
 
Sofern bei den folgenden Vorhaben eine 
Genehmigung nach § 22 erforderlich ist, 
gelten ergänzend die Vorschriften zum 
Verfahren nach § 11a des Wasserhaus-
haltsgesetzes entsprechend:  
 
1. Errichtung und Betrieb sowie Mo-

dernisierung einer Anlage zur Nut-
zung von Wasserkraft, ausgenom-
men Pumpspeicherkraftwerke,  

2. Errichtung und Betrieb sowie Mo-
dernisierung einer Anlage zur Ge-
winnung von Erdwärme einschließ-
lich Erdwärmepumpe, wenn ein 
bergrechtlicher Betriebsplan nicht 
erforderlich ist,  

3. Errichtung und Betrieb sowie Mo-
dernisierung einer Solarenergiean-
lage in oder über einem oberirdi-
schen Gewässer,  

4. Errichtung und Betrieb sowie Mo-
dernisierung einer Wärmepumpe, 
die das Wasser eines oberirdischen 
Gewässers oder Abwasser als Wär-
mequelle nutzt, 

5. Errichtung sowie Modernisierung ei-
ner Windenergieanlage oder  

6. Nutzung des Untergrunds als Wär-
mespeicher sowie Errichtung und 
Betrieb eines Erdbeckens als Wär-
mespeicher, jeweils im 

  
 
 

§ 22a 
Verfahren bei Vorhaben zur Erzeugung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen 

 
(1) Die Absätze 2 bis 5 gelten für Erteilung 
einer Genehmigung gemäß § 22 Absatz 1 er-
gänzend bei Anlagen zur Errichtung, Betrieb 
und Modernisierung von Anlagen zur Pro-
duktion von Elektrizität unter Nutzung von 
Wasserkraft oder zur Gewinnung von Erd-
wärme. Die Modernisierung im Sinn des Sat-
zes 1 Nummer 1 umfasst Maßnahmen zur 
Steigerung der Effizienz oder der Kapazität 
der Anlage, insbesondere den vollständigen 
oder teilweisen Austausch der Anlage, eines 
Anlagenteils oder des Betriebssystems. 
 
(2) Auf Antrag des Trägers des Vorhabens 
wird das Genehmigungsverfahren sowie alle 
sonstigen Zulassungsverfahren, die für die 
Durchführung des Vorhabens nach Bundes- 
oder Landesrecht erforderlich sind, über eine 
einheitliche Stelle abgewickelt. 
 
(3) Die einheitliche Stelle nach Absatz 2 stellt 
ein Verfahrenshandbuch für Träger von Vor-
haben bereit und macht diese Informationen 
auch im Internet zugänglich. Dabei geht sie 
gesondert auch auf kleinere Vorhaben und 
Vorhaben zur Eigenversorgung mit Elektrizi-
tät ein. In den im Internet veröffentlichten In-
formationen weist die einheitliche Stelle auch 
darauf hin, für welche Vorhaben sie zustän-
dig ist und welche weiteren einheitlichen 
Stellen für das Vorhaben nach Absatz 1 Satz 
1 zuständig sind. 
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Zusammenhang mit einer zugehöri-
gen Anlage zur Erzeugung erneuer-
barer Energie am selben Standort.  

 
Die Modernisierung im Sinne des Sat-
zes 1 umfasst Maßnahmen zur Steige-
rung der Effizienz oder der Kapazität der 
Anlage, insbesondere den vollständigen 
oder teilweisen Austausch der Anlage, 
eines Anlagenteils oder des Betriebs-
systems.“ 

 
 

 
(4) Nach Eingang der vollständigen Antrags-
unterlagen erstellt die zuständige Behörde 
unverzüglich einen Zeitplan für das weitere 
Verfahren nach Absatz 1 und teilt diesen 
Zeitplan in den Fällen des Absatzes 2 der 
einheitlichen Stelle, andernfalls dem Träger 
des Vorhabens mit. 
 
(5) Die zuständige Behörde entscheidet über 
die Erteilung der Erlaubnis oder Bewilligung 
 
1. innerhalb eines Jahres bei 
 

a) Errichtung und Betrieb von Anlagen 
zur Nutzung von Wasserkraft mit ei-
ner Stromerzeugungskapazität von 
weniger als 150 Kilowatt, 

b) Errichtung und Betrieb von Anlagen 
zur Gewinnung von Erdwärme, 
wenn das Vorhaben der Erzeugung 
von Strom mit einer Kapazität von 
weniger als 150 Kilowatt dient, 

c) der Modernisierung von Anlagen 
zur Nutzung von Wasserkraft, 

 
2. innerhalb von zwei Jahren bei 
 

a) Errichtung und Betrieb von Anlagen 
zur Nutzung von Wasserkraft mit ei-
ner Stromerzeugungskapazität von 
150 Kilowatt oder mehr, 

b) Errichtung und Betrieb von Anlagen 
zur Gewinnung von Erdwärme, 
wenn das Vorhaben der Erzeugung 
von Strom in einem Kraftwerk dient. 

 
Die zuständige Behörde kann die jeweilige 
Frist nach Satz 1 um bis zu ein Jahr verlän-
gern, wenn außergewöhnliche Umstände 
vorliegen. Die in Satz 1 genannten Fristen 
lassen Verlängerungen durch Zulassungs-
verfahren nach diesem Gesetz, nach auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften oder nach sonstigen wasserrechtli-
chen Vorschriften, durch die geltendes Um-
weltrecht der Europäischen   Union umge-
setzt wird, unberührt und können um die 
Dauer dieser Verfahren verlängert werden. 
Das gilt insbesondere dann, wenn Prüfungen 
zur Einhaltung der Anforderungen der Be-
wirtschaftungsziele mit einem erhöhten Zeit-
aufwand verbunden sind. Die zuständige 
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Behörde teilt die Fristverlängerung in den 
Fällen des Absatzes 2 der einheitlichen 
Stelle, andernfalls dem Träger des Vorha-
bens mit. Die Frist nach   Satz 1 beginnt mit 
Eingang der vollständigen Antragsunterla-
gen. 
 

3. § 54 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 54 
Umlage von Kosten der Abwasser- und 

Fremdwasserbeseitigung 
 
Die Erhebung von Benutzungsgebühren 
durch die Gemeinden erfolgt auf der Grund-
lage des Kommunalabgabengesetzes mit 
der Maßgabe, dass zu den ansatzfähigen 
Kosten alle Aufwendungen gehören, die den 
Gemeinden durch die Wahrnehmung ihrer 
Pflichten nach § 46 entstehen. Zu den an-
satzfähigen Kosten gehören auch die Kosten 
 
1. der Beratung der Anschlussnehmer im 

Zusammenhang mit dem Anschluss ih-
res Grundstücks an die öffentliche Ab-
wasser- oder Fremdwasseranlage so-
wie die Kosten der Unterrichtung und 
Beratung nach § 46 Absatz 2 Satz 3, 

2. für Maßnahmen zur Ableitung oder Be-
handlung von Grund- und Drainagewas-
ser über öffentliche Abwasser- oder ge-
sondert gebaute Fremdwasserbeseiti-
gungsanlagen zur Aufrechterhaltung 
des ordnungsgemäßen Betriebes der öf-
fentlichen Abwasseranlagen, 

3. für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Vorflut für die Zwecke der getrennten 
Niederschlagswasser- und Fremdwas-
serbeseitigung, 

4. für die Überprüfung der Funktionsfähig-
keit der Grundstücksanschlussleitun-
gen, auch wenn diese nicht Bestandteil 
der öffentlichen Abwasseranlage sind, 
sowie für die Sicherstellungsaufgaben 
des § 46 Absatz 1 Satz 3 bei gemein-
schaftlich genutzten privaten Abwasser-
anlagen, 

5. für Kompensationsmaßnahmen im Ge-
wässer als Ersatz für Rückhaltemaß-
nahmen bei der Einleitung von Nieder-
schlagswasser, sofern die Maßnahmen 
im Gewässer im räumlichen und funktio-
nalen Zusammenhang mit der Nieder-
schlagswasserbeseitigung stehen, 
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a) In Nummer 7 wird die Angabe „Kli-
mafolgenanpassung und“ durch die 
Angabe „Klimafolgenanpassung,“ 
ersetzt. 

 
 

b) In Nummer 8 wird die Angabe 
„§ 52.“ durch die Angabe „§ 52 und“ 
ersetzt. 

 
c) Nach Nummer 8 wird die folgende 

Nummer 9 eingefügt: 
 

„9. für die Rückgewinnung von 
Phosphor aus Klärschlamm so-
wie die damit in direktem Zu-
sammenhang stehenden vor-
bereitenden Maßnahmen, so-
weit diese nicht bereits nach 
Satz 1 ansatzfähig sind.“ 

 

6. für Aufwendungen für den Gewässer-
ausbau eines bisher der Schmutzwas-
serbeseitigung dienenden Gewässers 
zur Rückführung in den naturnahen Zu-
stand, 

7. für Maßnahmen der Niederschlagswas-
serableitung und Niederschlagswasser-
bewirtschaftung, die dem Schutz vor 
Überflutung und Verschlammung von 
Gemeingütern, öffentlichen Abwasser-
anlagen und Grundstücken dienen, 
auch zur Klimafolgenanpassung und 

 
 
 
 
8. für die Wahrnehmung der bei der Ge-

meinde verbliebenen Pflichten in den 
Fällen des § 52. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein schonender und sparsamer Umgang mit 
Wasser sowie die Nutzung von Regenwas-
ser sollen in die Gestaltung der Benutzungs-
gebühr einfließen. 
 

4. § 83 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 3 wird die Angabe „orts-
übliche Bekanntmachung“ 
durch die Angabe 

 § 83 
Festsetzung und vorläufige Sicherung 

von Überschwemmungsgebieten 
(zu § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

 
(1) Die Festsetzung erfolgt durch ordnungs-
behördliche Verordnung der zuständigen Be-
hörde. Die Verordnung nach Satz 1 ist unbe-
fristet; § 32 des Ordnungsbehördengesetzes 
findet keine Anwendung. Die zuständige Be-
hörde legt den Entwurf der Verordnung und 
die Karten des Überschwemmungsgebiets 
für die Dauer von zwei Monaten zur Einsicht 
durch jedermann öffentlich aus und weist 
durch ortsübliche Bekanntmachung auf die 
Auslegung und die Möglichkeit der Stellung-
nahme hin. Die zuständige Behörde veran-
lasst, dass die Gemeinden, auf deren Gebiet 
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„Bekanntmachung in ihrem 
Amtsblatt“ ersetzt. 

 
bb) Nach Satz 3 wird der folgende 

Satz eingefügt: 
 

„§ 27a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung 
vom 12. November 1999 (GV. 
NRW. S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 10. Dezember 2024 (GV. 
NRW. S. 1184) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung gilt entsprechend.“ 

 
cc) In dem neuen Satz 6 wird die 

Angabe „für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. 
November 1999 (GV. NRW. S. 
602) in der jeweils geltenden 
Fassung“ durch die Angabe 
„NRW“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

sich das Überschwemmungsgebiet er-
streckt, die Unterlagen nach Satz 3 für zwei 
Monate auslegen. Im Übrigen ist § 73 Ab-
satz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. No-
vember 1999 (GV. NRW. S. 602) in der je-
weils geltenden Fassung entsprechend an-
zuwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Als festgesetzte Überschwemmungsge-
biete gelten, ohne dass es einer weiteren 
Festsetzung bedarf, 
 
1. Gebiete zwischen oberirdischen Gewäs-

sern und Deichen oder Hochufern und 
2. Gebiete, die auf der Grundlage einer 

Planfeststellung oder Plangenehmigung 
für die Hochwasserentlastung oder 
Rückhaltung beansprucht werden. 

 
Die Überschwemmungsgebiete nach Satz 1 
werden in Karten mit deklaratorischer Be-
deutung eingetragen. Die zuständige Be-
hörde legt die Karten des Überschwem-
mungsgebiets für die Dauer von zwei Mona-
ten zur Einsicht durch jedermann öffentlich 
aus und weist auf die Auslegung durch orts-
übliche Bekanntmachung hin. 
  
(3) Die zuständige Behörde legt die Karte ei-
nes Überschwemmungsgebiets nach 
§ 76 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgeset-
zes, das bereits ermittelt, aber noch nicht 
festgesetzt ist, zur vorläufigen Sicherung für 
die Dauer von vier Wochen öffentlich aus 
und weist auf die Auslegung durch öffentli-
che Bekanntmachung hin. Für Gebiete nach 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s602
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b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe 
„fünf“ durch die Angabe „zehn“ er-
setzt. 

 

Satz 1 gilt § 84 entsprechend. Die vorläufige 
Sicherung endet mit Inkrafttreten der förmli-
chen Festsetzung des Überschwemmungs-
gebietes oder Einstellung des Festsetzungs-
verfahrens, spätestens jedoch fünf Jahre 
nach der öffentlichen Bekanntmachung. 
 

5. Nach § 104 wird der folgende § 104a 
eingefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 

„§ 104a 
Projektmanagerin oder Projektmana-

ger in Planfeststellungsverfahren 
 

(1) Die zuständige Behörde kann auf 
Vorschlag oder mit Zustimmung des 
Trägers des Vorhabens und auf dessen 
Kosten einen Dritten mit der Vorberei-
tung und Durchführung von Verfahrens-
schritten beauftragen wie 
 
1. der Erstellung von Verfahrensleit-

plänen unter Bestimmung von Ver-
fahrensabschnitten und Zwischen-
terminen, 

2. der Fristenkontrolle, 
3. der Koordinierung von erforderli-

chen Sachverständigengutachten, 
4. dem Qualitätsmanagement der An-

träge und Unterlagen der Vorha-
benträger, 

5. der Koordinierung der Enteignungs- 
und Entschädigungsverfahren nach 
den §§ 101 und 102, 

6. dem Entwurf eines Anhörungsbe-
richtes, 

7. der ersten Auswertung der einge-
reichten Stellungnahmen, 

8. der organisatorischen Vorbereitung 
eines Erörterungstermins, 

9. der Leitung des Erörterungstermins 
und 

10. dem Entwurf von Entscheidungen. 
 

 § 104 
Grundsätze 

 
Soweit das Wasserhaushaltsgesetz auf 
Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes verweist, finden die entsprechen-
den Regelungen des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen Anwendung. 
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(2) Die zuständige Behörde soll im Falle 
der Beauftragung einer Projektmanage-
rin oder eines Projektmanagers mit die-
sem vereinbaren, dass die Zahlungs-
pflicht unmittelbar zwischen Vorhaben-
träger und Projektmanagerin oder Pro-
jektmanager entsteht und eine Abrech-
nung zwischen diesen erfolgt; Voraus-
setzung ist, dass der Vorhabenträger ei-
ner solchen zugestimmt hat. Die Projekt-
managerin oder der Projektmanager ist 
verpflichtet, die Abrechnungsunterlagen 
ebenfalls der zuständigen Behörde zu 
übermitteln. Die zuständige Behörde 
prüft, ob die von der Projektmanagerin 
oder von dem Projektmanager abge-
rechneten Leistungen dem jeweiligen 
Auftrag entsprechen, und teilt dem Vor-
habenträger das Ergebnis dieser Prü-
fung unverzüglich mit. 

 
(3) Die Entscheidung über den Planfest-
stellungsantrag liegt allein bei der zu-
ständigen Behörde.“ 

 
6. § 125 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 

 
„§ 125 

Überleitung und Übergangsbestim-
mung für Verfahren zur Zulassung 
von Vorhaben zur Erzeugung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 

§ 125 
Überleitung 

 
(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
begonnene Verfahren sind nach den bisher 
geltenden Verfahrensvorschriften zu Ende 
zu führen. 
 
(2) Eine Genehmigung, die vor dem 
16. Juli 2016 
 
1. nach § 99 des Landeswassergesetzes 

in der bis dahin geltenden Fassung er-
teilt worden ist, gilt als Genehmigung 
nach § 22 fort, 

2. nach § 58 Absatz 2 des Landeswasser-
gesetzes in der bis dahin geltenden Fas-
sung erteilt worden ist, gilt als Genehmi-
gung nach § 57 Absatz 2 fort. 

 
(3) Eine Erlaubnis, die vor dem 16. Juli 2016 
nach § 44 Absatz 1 des Landeswassergeset-
zes in der bis dahin geltenden Fassung im 
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b) Nach Absatz 5 wird der folgende Ab-

satz 6 eingefügt: 
 

„(6) Wurde vor dem [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens nach Artikel 14 dieses 
Gesetzes] ein Zulassungsverfahren ein-
geleitet, auf das die Vorschriften des § 
22a in ihrer ab dem [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens nach Artikel 14 dieses 
Gesetzes] geltenden Fassung anzuwen-
den wären, so führt die zuständige Be-
hörde dieses Verfahren nach dem vor 
dem [einsetzen: Datum des Inkrafttre-
tens nach Artikel 14 dieses Gesetzes] 
geltenden Recht fort.“ 

 

vereinfachten Verfahren erteilt worden ist, 
gilt fort. 
 
(4) Die auf Grund des bisherigen Rechts er-
lassenen ordnungsbehördlichen Verordnun-
gen gelten bis zum Inkrafttreten von auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen entspre-
chenden Verordnungen fort. § 35 Absatz 1 
Satz 2 gilt auch für die auf Grund bisherigen 
Rechts erlassenen entsprechenden Verord-
nungen. § 83 Absatz 1 Satz 2 gilt auch für die 
auf Grund bisherigen Rechts erlassenen ent-
sprechenden Verordnungen. 
  
(5) Heilquellen, die auf Grund bisherigen 
Rechts staatlich anerkannt sind oder deren 
Gemeinnützigkeit auf Grund bisherigen 
Rechts festgestellt ist, gelten als anerkannte 
Heilquellen nach § 53 Absatz 2 des Wasser-
haushaltsgesetzes. 
 
 

Artikel 12 
Änderung des Abwasserabgabengeset-

zes Nordrhein-Westfalen 
 
Das Abwasserabgabengesetz Nordrhein-
Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 559), das zuletzt durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 
(GV. NRW. S. 560) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

  
Nordrhein-westfälisches Gesetz zur Aus-
führung des Abwasserabgabengesetzes 
- (Abwasserabgabengesetz Nordrhein-

Westfalen - AbwAG NRW) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 5 
Ermitteln auf Grund des wasserrechtli-
chen Bescheides (zu §§ 2, 4, 9 des Ab-

wasserabgabengesetzes) 
 
(1) Die zuständige Behörde hat in dem die 
Abwassereinleitung zulassenden oder sie 
nachträglich beschränkenden Bescheid zur 
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1. Nach § 5 Absatz 2 Satz 2 wird der fol-

gende Satz eingefügt: 
 

„Das für Umwelt zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung Regelungen über die Ermittlung 
der Jahresschmutzwassermenge und 
die Nachweisführung der Ermittlungs-
grundlagen zu erlassen.“ 
 

 

Ermittlung der Zahl der Schadeinheiten der 
Schmutzwassereinleitung von Amts wegen 
festzusetzen 
 
1. die Jahresschmutzwassermenge und 
2. die Überwachungswerte (§ 4 Absatz 1 

des Abwasserabgabengesetzes). 
 
Sofern Schmutzwasser und Niederschlags-
wasser vermischt eingeleitet werden, sind 
die Jahresschmutzwassermenge für das 
Schmutzwasser und die Überwachungs-
werte für das Abwasser (§ 2 Absatz 1 
des Abwasserabgabengesetzes) festzuset-
zen. Enthalten bereits erteilte Bescheide die 
nach den Sätzen 1 und 2 erforderlichen An-
gaben nicht, sind die Bescheide nachträglich 
zu ergänzen. Die festgesetzte Jahres-
schmutzwassermenge ist mindestens einmal 
in fünf Jahren zu überprüfen und erforderli-
chenfalls neu festzusetzen. Der Einleiter hat 
dazu auf Anforderung die Jahresschmutz-
wassermenge entsprechend Absatz 2 zu er-
mitteln und bis zum 1. März des darauf fol-
genden Jahres der zuständigen Behörde zu-
sammen mit den dabei zugrunde gelegten 
Messergebnissen und Daten mitzuteilen. 
  
(2) Die Jahresschmutzwassermenge wird 
aus einzelnen von Niederschlag unbeein-
flussten Schmutzwassermengen in kürzeren 
Zeiträumen hochgerechnet. Dabei sind re-
gelmäßig wiederkehrende Schwankungen 
des Schmutzwasseranfalls im Verlauf des 
Jahres oder kürzerer Zeitabschnitte ange-
messen zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Überwachungswerte werden nach 
Maßgabe der Anlage zu § 3 des Abwasser-
abgabengesetzes festgesetzt. 
 
(4) Ist die Einhaltung eines Überwachungs-
wertes von einer bestimmten Abwassertem-
peratur oder einer zeitlichen Begrenzung ab-
hängig, wird dieser Wert der Ermittlung der 
Schadeinheiten nach § 4 Absatz 1 des Ab-
wasserabgabengesetzes für das gesamte 
Veranlagungsjahr zugrunde gelegt. 
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 (5) Wird das Wasser eines Gewässers in ei-
ner Flusskläranlage gereinigt, kann die zu-
ständige Behörde durch Rechtsverordnung 
bestimmen, dass die Abgabe für Schmutz-
wassereinleitungen in dem Bereich, für den 
die Kläranlage bestimmt ist (Einzugsbereich 
der Kläranlage), vom Betreiber der Flussklär-
anlagen zu zahlen ist und nach der Zahl der 
Schadeinheiten im Gewässer unterhalb der 
Flusskläranlagen berechnet wird. In der Ver-
ordnung sind die Gewässer oder Gewässer-
abschnitte zu bestimmen, die zum Einzugs-
bereich der Kläranlage gehören, dabei sind 
unverschmutzte oder sanierte Gewässer 
oder Gewässerabschnitte nicht einzubezie-
hen. Der Einzugsbereich ist der Entwicklung 
jeweils anzupassen. Die wasserrechtliche 
oder verbandsaufsichtliche Genehmigung 
der Flusskläranlagen gilt als Bescheid im 
Sinne des § 4 Absatz 2 des Abwasserabga-
bengesetzes, wenn in ihr die nach Absatz 1 
erforderlichen Angaben enthalten sind. Der 
für die Flusskläranlagen Abgabepflichtige 
zahlt auch die Abgabe für das über eine öf-
fentliche Kanalisation im Einzugsgebiet der 
Flusskläranlagen eingeleitete Nieder-
schlagswasser. Die in § 8 Absatz 2 vorgese-
hene Freistellung von der Abgabepflicht gilt 
auch, wenn die entsprechenden Vorausset-
zungen im Zusammenhang mit dem Betrieb 
der Flusskläranlagen vorliegen. Die Sätze 1 
bis 6 gelten entsprechend für die vorüberge-
hend noch nicht kanalisierten Einzugsberei-
che einer ehemaligen Flusskläranlage ge-
mäß § 45 Absatz 2 des Landeswassergeset-
zes, wenn der Abwasserbeseitigungspflich-
tige die gemäß § 57 Absatz 1 des Wasser-
haushaltsgesetzes erforderlichen Maßnah-
men und die zeitlichen Abfolgen in seinem 
Abwasserbeseitigungskonzept nach Maß-
gabe des § 53 Absatz 3 des Landeswasser-
gesetzes ausweist. 
  
(6) Ein Abwassereinleiter, dessen Abwas-
sereinleitung nicht durch einen den Anforde-
rungen des § 4 Absatz 1 des Abwasserabga-
bengesetzes in Verbindung mit Absatz 1 ent-
sprechenden Bescheid zugelassen ist, hat 
der zuständigen Behörde unverzüglich die 
Daten und Unterlagen vorzulegen und die 
Auskünfte zu erteilen, die zur Ermittlung der 
nach Absatz 1 in den Bescheid aufzuneh-
menden Angaben erforderlich sind. Er hat 
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insbesondere die jährlich zum 1. März von 
ihm für das vorangegangene Jahr entspre-
chend Absatz 2 ermittelte Jahresschmutz-
wassermenge und die dabei zugrunde ge-
legten Messergebnisse und Daten mitzutei-
len. Er hat ferner die erforderlichen Ermittlun-
gen zu dulden. § 101 des Wasserhaushalts-
gesetzes gilt entsprechend. 
  
(7) Erklärt ein Abwassereinleiter gemäß 
§ 4 Absatz 5 des Abwasserabgabengeset-
zes  gegenüber der zuständigen Behörde, 
dass er im Erklärungszeitraum eine gerin-
gere als die im Bescheid für einen bestimm-
ten Zeitraum begrenzte Abwassermenge 
einhalten wird, hat er auch anzugeben, wel-
che Schmutzwassermenge sich für den Er-
klärungszeitraum daraus ergibt. Treffen 
diese Angaben und Nachweise nicht zu oder 
weist die Festsetzungsbehörde nach, dass 
die vom Abwassereinleiter erklärte Abwas-
sermenge überschritten wurde, ist für den 
gesamten Erklärungszeitraum die diesem 
Zeitraum entsprechende Schmutzwasser-
menge der Festsetzung der Jahresschmutz-
wassermenge im Bescheid zu entnehmen. 
Der Abwassereinleiter hat die zur Überprü-
fung seiner Angaben erforderlichen Ermitt-
lungen zu dulden. § 101 des Wasserhaus-
haltsgesetzes gilt entsprechend. 
  
(8) Das Messprogramm und der Nachweis 
der Einhaltung des Wertes nach § 4 Absatz 5 
des Abwasserabgabengesetzes muss ge-
mäß den Festlegungen im Bescheid, im Fall 
der Erklärung nach § 6 des Abwasserabga-
bengesetzes gemäß den Bestimmungen des 
§ 7 durchgeführt werden. Die Proben sind im 
Erklärungszeitraum einmal in einem Zeit-
raum von zwei Wochen an unterschiedlichen 
Tagen zu unterschiedlichen Tageszeiten zu 
entnehmen. In jedem Zwei-Wochen-Zeit-
raum muss ein Messergebnis aus dem 
Messprogramm vorliegen. Der erste Zwei-
Wochen-Zeitraum beginnt mit dem ersten 
Tag des Erklärungszeitraumes. Diese Pro-
ben ersetzen die an diesem Tag geforderte 
Probe für die Selbstüberwachung. Die Er-
gebnisse der amtlichen Überwachung wer-
den in der zeitlichen Reihenfolge in das 
Messprogramm eingeordnet. Wird eine ge-
ringere Abwassermenge, als im Bescheid 
festgelegt, erklärt, ist die Abwassermenge 
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kontinuierlich zu messen. Die Messergeb-
nisse sind der zuständigen Behörde spätes-
tens zwei Monate nach Ablauf des Erklä-
rungszeitraumes vorzulegen. Ein nach die-
sem Absatz durchgeführtes Messprogramm 
gilt als behördlich zugelassen. 
 

 
 
 
 
 
2. § 11 Absatz 2 Satz 2 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 

„Im Fall der Abgabeerklärung beginnt 
die Festsetzungsfrist mit der Vorlage der 
notwendigen Daten und Unterlagen, 
spätestens jedoch mit Ablauf des dritten 
Kalenderjahrs, das auf das Kalenderjahr 
folgt, in dem die Abgabe entstanden ist. 
Im Fall der endgültigen Abrechnung 
nach § 10 Absatz 3 des Abwasserabga-
bengesetzes beginnt die Festsetzungs-
frist nach Ablauf des Jahres, in dem die 
errichtete oder erweiterte Abwasserbe-
handlungsanlage in Betrieb genommen 
worden ist.“ 

 

 § 11 
Festsetzen der Abgabe 

 
(1) Die Abgabe wird von der zuständigen Be-
hörde jährlich festgesetzt. Der Festsetzungs-
bescheid bedarf der Schriftform. 
 
(2) Die Festsetzungsfrist beträgt zwei Jahre 
nach Ablauf des Veranlagungszeitraums. Im 
Fall der Abgabeerklärung beginnt die Fest-
setzungsfrist mit der Vorlage der notwendi-
gen Daten und Unterlagen, im Fall der end-
gültigen Abrechnung nach § 10 Absatz 3 
des Abwasserabgabengesetzes nach Ablauf 
des Jahres, in dem die errichtete oder erwei-
terte Abwasserbehandlungsanlage in Be-
trieb genommen worden ist. 
 
 
 
 
(3) Die Festsetzungsfrist beträgt zehn Jahre, 
soweit eine Abgabe hinterzogen oder leicht-
fertig verkürzt worden ist. 
 

Artikel 13 
Änderung der Zuständigkeitsverordnung 

Umweltschutz 
 
Die Zuständigkeitsverordnung Umwelt-
schutz vom 3. Februar 2015 
(GV. NRW. S. 268), die zuletzt durch Arti-
kel 14 der Verordnung vom 18. Novem-
ber 2025 (GV. NRW. S. 1039) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz 

(ZustVU) 
 

Anhang II der Anlage wird wie folgt geändert: 
 
1. Nach Nummer 20.1.48 wird die folgende 

Nummer 20.1.49 eingefügt: 
 

„20.1.49 
§ 99a 
Ausübung des Vorkaufsrechtes 
zuständig: BezReg“. 
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2. Die bisherigen Nummern 20.1.49 und 
20.1.50 werden zu den Nummern 
20.1.50 und 20.1.51. 

 
3. Die Nummern 22.1.41 und 22.1.42 wer-

den gestrichen. 
 
4. Die Nummern 22.1.43 bis 22.1.71 wer-

den zu den Nummern 22.1.41 bis 
22.1.69. 

 
Artikel 14 

Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung:  
 
A. Allgemeiner Teil 
 
Das Land Nordrhein-Westfahlen steht vor immensen Zukunftsaufgaben, die in der Wasser-
wirtschaft nur gemeinsam bewältigt werden können. Mit der neuen Kommunalabwasserricht-
linie und dem Pakt für Hochwasserschutz haben sich die rechtlichen und politischen Rahmen-
bedingungen verändert. 
 
Handlungs- und zukunftsfähige sondergesetzliche Wasserwirtschaftsverbände sind für Bewäl-
tigung aktueller und zukünftiger Herausforderungen in der nordrhein-westfälischen Wasser-
wirtschaft eine grundlegende Voraussetzung für eine erfolgreiche Bewältigung gewässerbe-
zogener Fragestellungen.  
 
Der Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung (AAV) ist gefragter fachlicher An-
sprechpartner und Maßnahmenträger in seinem Tätigkeitsfeld. Seine Kernaufgaben Flächen-
recycling und Altlastensanierung nehmen an Relevanz weiter zu. Der AAV braucht daher 
rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen, die die hohe Qualität seiner Aufgabenerfül-
lung auch für die Zukunft ermöglichen. 
 
Auch eine Entlastung der Wasserbehörden ist dort notwendig, wo es möglich ist. 
 
B. Besonderer Teil 
 
Begründung im Einzelnen 
 
Zu Artikel 1 (Änderung des Aggerverbandsgesetzes) 
 
Nummer 1 (§ 2) 
 
a) Einfügen neuer Nummern in den Aufgabenkatalog des § 2: 
 
- Maßnahmen des Hochwasserschutzes 
 
Regelmäßig ist es fachlich angezeigt, eine Betrachtung der Hochwassersituation und eine 
Konzeptionierung von Schutzmaßnahmen mit Blick auf die Abflussverhältnisse und Maßnah-
men innerhalb eines gesamten Flusseinzugsgebiets durchzuführen. Maßnahmen des Hoch-
wasserschutzes sind regelmäßig in Planung und Umsetzung anspruchsvoll. Für große Bau-
projekte wie Deichbau oder -sanierungen oder Hochwasserrückhaltebecken werden regelmä-
ßig leistungsfähige Maßnahmenträger benötigt, die über Fachexpertise, Personal und Organi-
sationstrukturen verfügen, die allen rechtlichen und praktischen Anforderungen eines solchen 
Vorhabens gerecht werden können. 
 
Die sondergesetzlichen Wasserverbände verfügen über hohe fachliche Kompetenz und ro-
buste Strukturen. Ihr Tätigkeitsbereich sind die großen Flusseinzugsgebiete Nordrhein-West-
falens. Je nach Situation kann es zielführend sein, dass sie Pflichtige vor Ort in ihrer Pflicht-
wahrnehmung unterstützen bzw. (Teil-)Aufgaben übernehmen. Dies gilt jedoch noch aus-
schließlich für Maßnahmen des Hochwasserschutzes, die einen Bezug zum Gewässer auf-
weisen. Nur diese weisen eine Sachnähe zu den sonstigen Verbandsaufgaben und dem 
Zweck einer flussgebietsweiten Gewässerbewirtschaftung, zu dem die Verbände errichtet wur-
den. So haben die Verbände auch bisher schon in der aktuellen Nummer 1 des § 2 Absatz die 
Aufgabe der „Sicherung des Hochwasserabflusses der oberirdischen Gewässer oder Gewäs-
serabschnitte und in deren Einzugsgebieten“, was beispielsweise auch Planung, Bau und 
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Betrieb von Hochwasserrückhaltebecken erfasst. Mit der neuen Ziffer 5 soll eine zusätzliche 
Variante geschaffen werden, mit der auch andere Maßnahmen des Hochwasserschutzes um-
gesetzt werden können. Dies lässt die bestehenden Möglichkeiten, in Gebieten von sonder-
gesetzlichen Wasserverbänden Zweckverbände oder Verbände nach dem Wasserverbands-
gesetz zu gründen sowie auch andere Formen interkommunaler Kooperation, unberührt.    
Erfasst sind nicht nur Maßnahmen des technischen, sondern auch des sogenannten grünen 
Hochwasserschutzes. 
 
Als Maßnahmen des grünen Hochwasserschutzes können solche Gewässerausbaumaßnah-
men gewertet werden, die beispielsweise durch ihren gestalterischen Charakter dazu beitra-
gen Retentionsraum zu vermehren oder einen Beitrag zur Abflachung einer Hochwasserwelle 
leisten. Sie sind primär zur ökologischen Verbesserung bzw. zur Zielerreichung der EG-Was-
serrahmenrichtlinie ausgelegt und erzeugen insofern einen synergistischen Beitrag zum Hoch-
wasserschutz. 
Erfasst sind jedoch ausschließlich Maßnahmen des Hochwasserschutzes, die einen Gewäs-
serbezug aufweisen. Nicht erfasst sind damit insbesondere die kommunale Bauleitplanung, 
die Straßenoberflächenentwässerung und die Überschwemmungsprävention im Rahmen der 
Abwasserbeseitigung (vergleiche auch § 72 Satz 2 WHG). 
 
Um den Gewässerbezug im Gesetz zu verankern, werden die Maßnahmen des Hochwasser-
schutzes im Wortlaut auf Maßnahmen an oberirdischen Gewässern begrenzt.  
 
Die Formulierung ist angelehnt an § 76 WHG („Überschwemmungsgebiete an oberirischen 
Gewässern“). § 76 Abs. 1 WHG definiert Überschwemmungsgebiete als Gebiete zwischen 
oberirdischen Gewässern und Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hoch-
wasser eines oberirdischen Gewässers überschwemmt oder durchflossen oder die für Hoch-
wasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. Die so definierten Räume, ein-
schließlich der sie bereits umsäumenden oder noch zu errichtenden linearen Hochwasser-
schutzanlagen, bilden den Handlungsrahmen, in dem ein hinreichender Gewässerbezug be-
steht. 
 
Um die Entscheidung, ob der Verband einzelne Maßnahmen des Hochwasserschutzes über-
nehmen soll, nicht zwingend von der Übernahme weiterer wasserrechtlicher Verpflichtungen 
abhängig und damit komplizierter zu machen, wird zur Klarstellung der Halbsatz „auch wenn 
dem Verband nicht die Gewässerunterhaltung, der Ausgleich der Wasserführung und der Ge-
wässerausbau obliegen“ angefügt. Der Zusatz soll klarstellen, dass der Verband Maßnahmen 
des Hochwasserschutzes unabhängig davon übernehmen kann, ob er die Aufgaben gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1, 2 AggerVG in Verbindung mit §§ 62 Absatz 3, 66 Absatz 2 und 68 LWG 
bereits übernommen hat. Diese Aufgaben müssen auch nicht als Folge der Durchführung der 
Hochwasserschutzmaßnahme übernommen werden. Dennoch besteht die Möglichkeit, dort 
wo es wasserwirtschaftlich angezeigt ist und die Beteiligten Einvernehmen herstellen können, 
entsprechende Aufgabenübernahmen mit einer Hochwasserschutzmaßnahme zu kombinie-
ren. Eine Unklarheit über Zuständigkeiten ist damit nicht zu befürchten, da jegliche Aufgaben-
übertragung des Einvernehmens der betroffenen Mitglieder, eines Beschlusses der Verbands-
versammlung sowie der Genehmigung durch die Verbandsaufsicht bedarf (§ 4 Absatz 1 Ag-
gerVG). Weiterhin hat der Landesgesetzgeber bereits anerkannt, dass es in einer Flussge-
bietseinheit unterschiedliche Aufgabenträger und Pflichtige geben kann und für diesen Fall 
eine Koordinierungsverpflichtung in § 74 Absatz 1 LWG festgelegt, die eine abgestimmte Auf-
gabenerfüllung sicherstellen soll. 
 
- Koordinierung der Zusammenarbeit im Bereich des Hochwasserschutzes 
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Um einen flussgebietsweiten Ansatz zu fördern, wird im Aufgabenkatalog die Koordinierung 
der Zusammenarbeit zwischen Aufgaben- und Pflichtenträgern im Bereich des Hochwasser-
schutzes aufgenommen. Die Vorschrift hat im Wesentlichen klarstellenden Charakter, der eine 
Koordination bei der Aufgabenerfüllung innerhalb des Verbandsgebiets regelmäßig von der 
gesetzlichen Aufgabenzuweisung selbst miterfasst und teilweise sogar ausdrücklich im Fach-
recht verankert ist (vgl. beispielhaft § 74 Landeswassergesetz (LWG). 
 
Dies kann beispielsweise in Form der Koordinierung der Erstellung eines Hochwasserschutz-
konzeptes mit mehreren Beteiligten liegen, aber auch in der Ausrichtung von Expertenforen, 
im Wissenstransfer oder auch der digitalen oder sonstigen Vernetzung von Beteiligten. Sofern 
die Zusammenarbeit zumindest auch die Förderung des Hochwasserschutzes im Verbands-
gebiet bezweckt, kann der jeweilige Verband auch eine koordinierende Rolle bei verbandsge-
bietsüberschreitenden Aufgaben übernehmen, wie beispielsweise der Erstellung verbandsge-
bietsübergreifender Hochwasserschutzkonzepte. 
 
Die Begründung zu Artikel 1 Nummer 1 a) gilt ebenso für: 
Artikel 3 Nummer 2 a) und Artikel 5, 6, 8 und 9, je Nummer 1 
 
b) redaktionelle Folgeänderung 
 
Die Begründung zu Artikel 1 Nummer 1 b) gilt ebenso für: 
Artikel 2, 4 und 7, je Nummer 1 b) 
 
Nummer 2 (§ 3):  
 
a) Die Vorschrift des § 3 Absatz 1 wird fortgeschrieben und an die geänderten, insbesondere 
klimawandelbedingten Anforderungen angepasst. 
 
Nach Satz 1 wird ein neuer Satz 2 eingefügt, der sich bisher nur im Ruhrverbandsgesetz findet. 
Er ermöglicht es dem Verband im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgabenwahrnehmung, sich 
an Anlagen Dritter zu beteiligen, statt neue Verbandsanlagen zu errichten oder bestehende zu 
erweitern.  
 
In den Sätzen 3 bis 6 wird die bisher bereits bestehende Möglichkeit des Verbandes zur Ener-
gieerzeugung präzisiert und fortentwickelt.  
 
Der Verband hat zur Erfüllung der Klimaschutzziele in Nordrhein-Westfalen nach dem Klima-
schutzgesetz des Landes als öffentliche Stelle eine Vorbildfunktion. Insofern obliegt es ihm, 
einen signifikanten Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemissionen des Landes zu leisten. 
Gleichzeitig setzt er damit auch den Gedanken der EU-Zero-Pollution-Politik um.  
 
Zudem fordert Artikel 11 Absatz 2 der EU-Kommunalabwasserrichtlinie (Richtlinie (EU) 
2024/3019 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2024 über die 
Behandlung von kommunalem Abwasser), dass Kläranlagen mehr und mehr mit Strom aus 
erneuerbaren Quellen versorgt werden, der von den Anlageneigentümern und -betreibern er-
zeugt wird. Daher ist es notwendig, dass auch die sondergesetzlichen Wasserverbände die 
Möglichkeit erhalten, so viel Strom aus erneuerbaren Quellen erzeugen, dass dieser den 
Strombedarf der Kläranlagen auch bei hoher Auslastung vollständig deckt.  
 
Mit der textlichen Erweiterung des verbandlichen Unternehmensbegriffs werden die Befug-
nisse der Verbände im Hinblick auf die Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien klar 
geregelt. Damit wird eine Grundlage geschaffen, die Resilienz der verbandlichen Anlagen zu 
stärken. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund relevant, dass Anlagen der Verbände zum 
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Teil zur kritischen Infrastruktur gehören und in besonderer Weise gegen einen Anlagenausfall 
geschützt werden müssen. Vor allem bei Energiemangellagen ist der Verband mithilfe der Ei-
genenergieerzeugung in der Lage, einen Beitrag zu seiner Energieautarkie zu leisten.  
 
Satz 3 entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung des Satzes 2, die es ermöglicht, diesen 
Beitrag zum Klimaschutz einerseits im Rahmen des Betriebes der Verbandsanlagen nach Satz 
1 zu erbringen, etwa durch die energetische Nutzung von Klärgas, der Abwasserwärme oder 
der Wasserkraft. Die Aufnahme der Wörter „auch für Dritte“ erfolgt aus Gründen der Klarstel-
lung. Die Möglichkeit der Fremdversorgung über die Anlagen nach Satz 1 und die mit ihnen 
im funktionalen Zusammenhang stehenden Anlagen (nunmehr Satz 4 Variante 1) entspricht 
der bisherigen Rechtslage. 
 
Erweitert wird die Möglichkeit der Fremdversorgung mit vom Verband erzeugter beziehungs-
weise gespeicherter Energie aus erneuerbaren Quellen, soweit die Anlagen dafür auf Grund-
stücken des Verbands im eigenen Verbandsgebiet betrieben werden. Diese Beschränkung auf 
das Verbandsgebiet hat ihren Grund in dem Errichtungs- und Daseinszweck des Verbands, 
flussgebietsbezogen zentral für wasserwirtschaftliche Aufgaben zuständig zu sein. Eine Ener-
gieversorgung von Dritten muss daher darauf begrenzt bleiben, dass der Verband die ihm 
ohnehin schon zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben nach § 2 zur Verfügung stehenden 
Anlagen und Grundstücke zwar für einen Beitrag zur Energieerzeugung aus erneuerbaren 
Energien nutzen kann, hieraus aber kein eigenständiges Betätigungsfeld entsteht.  
 
Die neuen Sätze 5 und 6 erweitern die Möglichkeiten des Verbandes zur eigenen Energiever-
sorgung weitere Versorgungspotenziale aus erneuerbaren Quellen zu nutzen. Da keine Ener-
gieerzeugung zum Zwecke der Versorgung Dritter stattfindet, gelten die Vorgaben des Satzes 
4 hier nicht. Der Verband kann folglich zur Eigenversorgung auch außerhalb seines Verbands-
gebiets und unabhängig von den Grundstückeigentumsverhältnissen Anlagen zur Erzeugung 
und zur Speicherung von Energie aus erneuerbaren Quellen planen, bauen, betreiben und 
unterhalten. 
 
Zudem ist der Verband nach Satz 6 berechtigt, sich zur Deckung seines Energieverbrauchs 
an Erzeugungsanlagen Dritter zu beteiligen, um weitere Potenziale der Gewinnung von Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen zu heben. 
 
Die Befugnis des Verbandes zur Energieerzeugung und -speicherung nach Satz 5 und 6 be-
steht jedoch ebenfalls nicht unbegrenzt, sondern ist auf den Zweck beschränkt, den Gesam-
tenergieverbrauch der Verbandsunternehmen zu decken. Der Verband darf die dafür erforder-
lichen Kapazitäten schaffen. 
 
Da der Energieverbrauch der verbandlichen Unternehmen insbesondere witterungsbedingten 
Schwankungen unterworfen ist und eine Eigenversorgung auch im Spitzenlastfall möglich sein 
soll, ist die Erzeugung von Überschussmengen unvermeidbar. Überschussmengen im Sinne 
von Satz 5 sind die produzierten Energiemengen, die über den tatsächlichen Eigenbedarf hin-
ausgehen. Diese dürfen als Abfallprodukt der Eigenerzeugung auch an Dritte abgegeben wer-
den. Daher ist es dem Verband möglich, Energieerzeugungskapazitäten in einem angemes-
senen Umfang über den Regelbedarf hinaus zu schaffen, um die jederzeitige Eigenversorgung 
sicherstellen und Belastungsspitzen abfangen zu können.  
 
Dem Verband ist es hingegen nicht gestattet, mit den unter die Sätze 5 und 6 fallenden Anla-
gen bewusst Überschussmengen zu erzeugen, die nicht betrieblich notwendig sind. Auch hier 
gilt, dass die Energieversorgung Dritter ein Nebenprodukt, nicht aber ein Hauptzweck der ver-
bandlichen Tätigkeit darstellen darf. 
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Satz 7 führt die bisher bereits bestehende Vorgabe fort, dass die Aktivitäten des Verbandes 
immer mit der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben nach § 2 vereinbar sein und im Zweifel 
zurückstehen müssen. 
 
b) redaktionelle Änderung 
 
Die Begründung zu Artikel 1 Nummer 2 gilt ebenso für: 
Artikel 2, 4 – 9 je Nummer 2; Artikel 3 Nummer 3 
 
Nummer 3 (§ 4): 
 
a)  
aa) Auch für die neuen Aufgaben gemäß § 2 Absatz 1 gilt gemäß § 4 des jeweiligen Ver-
bandsgesetzes der Grundsatz, dass eine Aufgabenübernahme nur unter den dortigen Voraus-
setzungen, insbesondere nur im Einvernehmen mit der bisher pflichtigen juristischen Person 
des öffentlichen Rechts, möglich ist.  
 
Da im Bereich des Hochwasserschutzes teilweise vor Ort nur der allgemeine Grundsatz des 
§ 5 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) gilt und konkrete Pflichten für die Kommune oder 
andere potentielle öffentliche-rechtliche Träger nicht bestehen, wird für § 4 Absatz 1 die Ein-
fügung eines neuen Satzes 2 in den Referentenentwurf aufgenommen.  
 
Mit dieser Ergänzung wird sichergestellt, dass die Verbandsmitglieder, auf deren Gebiet eine 
Maßnahme des Hochwasserschutzes vom Verband durchgeführt werden soll, im Vorfeld ihr 
Einvernehmen erteilen müssen und das Einvernehmenserfordernis nicht aus dem Grund leer-
läuft, dass es bisher keinen Pflichtenträger vor Ort gibt. 
bb) redaktionelle Folgeänderung 
 
Die Begründung zu Nummer 3 a) gilt ebenso für: 
Artikel 2, 4 – 9 je Nummer 3; Artikel 3 Nummer 2 b) 
 
b) redaktionelle Änderung 
 
Die Begründung für Nummer 3 b) gilt ebenso für: 
Artikel 2, 4 – 9 je Nummer 3; Artikel 3 Nummer 2 c) 
 
Nummer 4: 
 
redaktionelle Änderung auf Grund der Neuorganisation der Geschäftsbereiche des MLV und 
des MUNV 
 
Die Begründung zu Nummer 4 gilt ebenso für: 
Artikel 2 - 4, 7 – 9 je Nummer 4; Artikel 6 Nummer 4 a) 
 
Nummer 5 (§ 12): 
 
a) redaktionelle Änderung, Einführung einer dynamischen Verweisung 
 
Die Begründung zu Nummer 5 gilt ebenso für: 
Artikel 2 - 4, 6 – 9 je Nummer 5; Artikel 5 Nummer 4 5 a) 
 
b) redaktionelle Änderung 
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Nummer 6 (§ 13): 
 
a) redaktionelle Änderung, Einführung einer dynamischen Verweisung 
 
b) Derzeit enden die Amtszeiten der Verbandsgremien von Agger- und Erftverband etwa in 
der Mitte der kommunalen Wahlperiode. Das hat zur Folge, dass bei den Verbänden und ihren 
insbesondere kommunalen Mitgliedern innerhalb einer Kommunalwahlperiode zweimal erheb-
licher Besetzungsaufwand für die Verbandsgremien entsteht: Nicht nur alle fünf Jahre zur tur-
nusmäßigen Neubildung der Verbandsgremien, sondern auch jeweils zweieinhalb Jahre spä-
ter infolge teils sehr umfangreicher personeller Veränderungen aufgrund der Ergebnisse der 
Kommunalwahlen bedarf es Neubenennungen und Neuwahlen. 
 
Die Verwaltungsabläufe sollen verschlankt und bürokratiebedingte Kosten reduziert werden, 
indem die Amtsperioden der Verbandsgremien weitestmöglich der Kommunalwahlperiode an-
geglichen werden.  
 
Für diese Synchronisation ist eine einmalige Verkürzung der nächsten Amtszeiten der Ver-
bands- bzw. Delegiertenversammlung und der Verbandsräte erforderlich. Aus verfassungs-
rechtlichen Gründen kann die Dauer der laufenden Amtszeiten nicht reduziert werden. 
 
Die Amtszeiten sind bei Agger- und Erftverband nicht deckungsgleich. Hintergrund ist, dass 
die beiden Verbände zu unterschiedlichen Zeitpunkten als sondergesetzliche Verbände gebil-
det worden sind. Auch in Zukunft ist keine vollständige Übereinstimmung beabsichtigt, viel-
mehr sollen die Amtszeiten beim Aggerverband einen Monat früher beginnen als beim Erftver-
band. Das hat verbandsspezifische Gründe und ist für die angestrebte Harmonisierung nicht 
von Bedeutung. 
 
Die Amtszeiten der Verbandsräte sollen zwei Wochen nach denen der Verbands- bzw. Dele-
giertenversammlung enden. Damit soll gewährleistet werden, dass in der Zwischenzeit die 
konstituierende Sitzung der Versammlung durchgeführt wird, in der die Verbandsräte gewählt 
wer-den. 
 
Die Begründung zu Nummer 6 a) gilt ebenso für: 
Artikel 2 - 3, 5 – 9 je Nummer 6; Artikel 4 Nummer 6 a) 
 
Die Begründung zu Nummer 6 b) gilt ebenso für: 
Artikel 1 Nummer 8; Artikel 4 Nummer 6 b), Nummer 9 
 
Nummer 7 (§ 15): 
 
a) redaktionelle Änderung, Einführung einer dynamischen Verweisung 
 
Die Begründung zu Nummer 7a) gilt ebenso für: 
Artikel 2 - 4, 6 – 9 je Nummer 7a); Artikel 5 Nummer 7 c) 
 
b) Die geltende Bestimmung in § 15 Absatz 11 Aggerverbandsgesetz (AggerVG), die zu-
sammen mit der Regelung in § 18 Absatz 8 AggerVG durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 376) eingefügt worden ist, um während der Corona-Pandemie 
virtuelle Verbandsversammlungen zu ermöglichen, verweist noch auf § 11 des Gesetzes zur 
Regelung besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epidemischen Lage von natio-
naler oder landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zuständigkeiten nach dem Infekti-
onsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Befugnisgesetz - IfSBG-NRW) vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b), das am 31. Dezember 2022 außer Kraft getreten ist. Die Möglichkeit zur 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18493&vd_back=N376&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18406&vd_back=N218b&sg=0&menu=0
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Durchführung virtueller oder hybrider Verbandsversammlungen soll künftig von einem Infekti-
onsgeschehen und pandemiebedingten Sonderregelungen entkoppelt werden. Angesichts der 
voranschreitenden Digitalisierung werden damit zeitgemäße und praktikable Rahmenbedin-
gungen zur Teilnahme an einer Verbandsversammlung auch über die epidemische Situation 
hinaus geschaffen. 
 
Künftig sollen virtuelle oder hybride Verbandsversammlungen ohne Anbindung an außerver-
bandliche Regelungen durchgeführt werden können. Die in Satz 1 Nr. 1 bis 3 der geltenden 
Vorschrift geregelten Voraussetzungen haben unverändert Bestand, um eine ordnungsge-
mäße Mitwirkung der Gremienmitglieder und die ungehinderte Ausübung ihrer Stimmrechte 
zu gewährleisten sowie die umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit zu ermöglichen.  
 
Die Begründung zu Nummer 7 b) gilt ebenso für: 
Artikel 2 - 4, 6 – 9 je Nummer 7 b); Artikel 5 Nummer 7 d) 
 
c) Die im Rahmen der Corona-Pandemie kurzfristig geschaffene Vorschrift hat sich in der 
Praxis nicht bewährt.  
 
Die Begründung gilt ebenso für: 
Artikel 2 - 4, 6 – 9 je Nummer 7 c); Artikel 5 Nummer 7 e) 
 
Nummer 9 (§ 17): 
 
redaktionelle Änderung 
 
Die Begründung gilt ebenso für: 
Artikel 2 - 4, 6 – 9 je Nummer 8; Artikel 5 Nummer 8 b) aa) 
 
Nummer 10 (§ 18): 
 
Demselben Gedanken wie bei der Verbandsversammlung folgend, ist § 18 Absatz 8 AggerVG 
zu ändern, um virtuelle und hybride Verbandsratssitzungen generell und damit losgelöst von 
der epidemischen Lage landesweiter Tragweite zu ermöglichen. Die bisher für die epidemi-
sche Lage vorgesehene Abweichung vom Einstimmigkeitserfordernis hat sich praktisch nicht 
bewährt und wird daher gestrichen.  
 
Die Begründung gilt ebenso für: 
Artikel 2 - 3, 6 – 8 je Nummer 9; Artikel 4 Nummer 10; Artikel 5, 9 je Nummer 9 b) 
 
Nummer 11 (§ 19): 
 
Bereinigung des Gesetzeswortlauts infolge durch Zeitablauf entfallender Anwendungsfälle.  
 
Die Begründung gilt ebenso für: 
Artikel 2 – 3 und 6 – 9 je Nummer 10; Artikel 4 Nummer 11; Artikel 5 Nummer 10 a) 
 
Nummer 12 (§ 21): 
 
Die Änderung bezweckt die Erleichterung der Verbands- oder Genossenschaftsverwaltung, 
da nach der bislang gültigen Fassung der Vorschrift und dem Verweis auf die gesetzliche 
Schriftform praktisch jedwede Erklärungen, die ein befugter Vertreter im Namen des Verban-
des oder der Genossenschaft abgibt und die für den Verband oder die Genossenschaft eine 
Verpflichtung erzeugt, auch solche, die zur Erledigung eher unbedeutender Rechtsgeschäfte, 
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wie z. B. Materialeinkäufe, in der Form des § 126 Abs. 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
abgegeben werden müssen, d. h. eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels notariell 
beglaubigten Handzeichens. Erfasst werden davon gerade auch Geschäfte der laufenden Ver-
waltung, die nach Absatz 1 der Vorschrift dem Vorstand oder der Vorständin bzw. der Ge-
schäftsführerin oder dem Geschäftsführer zugewiesen sind. Zur Erleichterung der Verbands- 
oder Genossenschaftsverwaltung wird in Anlehnung an § 64 Abs. 1 S. 1 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) für verpflichtende Erklärungen des Verbands 
die Textform nach § 126b BGB vorgeschrieben.  
 
Durch die Aufgabe der Schriftform ergibt sich eine Verfahrenserleichterung für die Verbands- 
oder Genossenschaftsverwaltung ohne neuen Verwaltungsaufwand zu erzeugen, der sich 
etwa bei einer Einschränkung des Schriftformerfordernisses entsprechend der früheren Rege-
lung in § 64 Abs. 2 GO NRW a. F. ergeben würde (ständige Kontrolle der Aktualität von Be-
vollmächtigungen der befugten Vertreter des Verbandes oder der Genossenschaft).  
 
In der Gesetzesbegründung des vom Landtag NRW 2025 verabschiedeten Gesetzes zur Än-
derung kommunalrechtlicher und weiterer Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen vom 
10. Juli 2025 wird zur Begründung der Neufassung von § 64 Abs. 1 S. 1 GO NRW ausgeführt, 
das Schriftformerfordernis werde zugunsten der Textform nach § 126 b BGB aufgegeben, um 
§ 64 GO NRW in Einklang mit den europäischen und nationalen vergabegesetzlichen Rege-
lungen zu bringen. Es soll für eine Erklärung die vergaberechtlich vorgesehene Textform nach 
§ 126b BGB ausreichen.  
 
Für die sondergesetzlichen Wasserwirtschaftsverbände und den AAV besteht ein ebenso gro-
ßes Bedürfnis wie für die Kommunen, bestehende (Form-) Vorschriften mit vergaberechtlichen 
Regelungen in Einklang zu bringen. Dies gilt umso mehr als die sondergesetzlichen Wasser-
wirtschaftsverbände und der AAV jedes Jahr eine Vielzahl von Vergabeverfahren durchführen 
und die Anzahl an verpflichtenden Erklärungen des Verbandes oder der Genossenschaft, die 
keinen Vergabe-Bezug aufweisen, wohl dem Umfang entsprechen dürfte, in dem solche Er-
klärungen in den allermeisten Kommunen in NRW anfallen.  
 
Durch die Textform wird ein Mindeststandard festgelegt. Von der Textform abweichende, wei-
tergehende Formvorgaben können durch den Verband oder die Genossenschaft in der Sat-
zung festgelegt werden.  
 
Für bestimmte „verpflichtende Erklärungen“ des Verbandes oder der Genossenschaft, wie 
etwa die Erklärung zum Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags, gilt die Schriftform 
aus § 57 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW). Bei solchen Erklärungen wird die 
Warn- und Beweisfunktion der Schriftform also weiterhin gewahrt, ohne dass es einer geson-
derten Anordnung der Schriftform durch ein Verbands- oder Genossenschaftsgesetz der son-
dergesetzlichen Wasserwirtschaftsverbände oder durch das Altlastensanierungs- und Altlas-
tenaufbereitungsverbandsgesetz (AAVG) bedürfte. 
 
Die Begründung gilt ebenso für: 
Artikel 2 - 3, 6-9 je Nummer 11; Artikel 4 Nr. 12; Artikel 5 Nr. 11 b); Artikel 10 Nummer 7 
 
Nummer 13 (§ 27): 
 
Im Rahmen der Digitalisierung ist es sinnvoll klarzustellen, dass Gesetz, Satzung und Veran-
lagungsrichtlinien bzw. Veranlagungsregeln nicht zwingend in Papierform beigefügt werden 
müssen, sondern ein Verweis auf die entsprechenden Webseiten (GV.NRW. bzw. jeweiliger 
Verband) ausreichend ist. Hierdurch ist zudem gewährleistet, dass ein ggf. später erfolgender 
Zugriff des Mitglieds auf jeweils aktuelle Regelungen erfolgt. 
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Begründung gilt ebenso für: 
Artikel 2, 5 – 9 je Nummer 12; Artikel 3 - 4 je Nummer 13 
 
Nummer 14 (§ 34):  
 
redaktionelle Bereinigung; eine Bezugnahme auf das „Ministerium“ erfolgt im Weiteren nicht. 
 
Begründung gilt ebenso für: 
Artikel 2, 5 - 9 je Nummer 13; Artikel 3 Nummer 14; Artikel 4 Nummer 16 
 
Zu Artikel 2 (Änderung des Eifel-Rur-Verbandsgesetzes) 
 
Keine weiteren Änderungen 
 
Zu Artikel 3 (Änderung des Emschergenossenschaftsgesetzes) 
 
Nummer 1 (Inhaltsübersicht): redaktionelle Änderung 
 
Nummer 12 (§ 21a): redaktionelle Korrektur  
 
Zu Artikel 4 (Änderung des Gesetzes über den Erftverband) 
 
Nummer 14 (§ 41): 
 
Vor der Umressortierung 2017 waren die Bestellungen in den Spruchausschuss des Erftver-
bandes von der Abteilung „Kommunales“ des damaligen Ministeriums des Innern und für Kom-
munales vorgenommen worden. Aktuell befindet sich das Ressort „Kommunales“ im Ministe-
rium für Heimat, Kommunales, Bauen und Digitalisierung. Um künftige Ressortänderungen zu 
erfassen, wird der allgemeine Verweis auf das für Kommunales zuständige Ministerium in die 
Vorschrift aufgenommen. 
 
Nummer 15 (§ 51): redaktionelle Änderung 
 
Zu Artikel 5 (Änderung des Linksniederrheinischen Entwässerungs-Genossenschafts-
Gesetzes) 
 
Nummer 4 (§ 6): redaktionelle Änderung 
 
Nummer 5 (§ 12): 
 
b) redaktionelle Änderung 
 
Nummer 7 (§ 15):  
 
a) und b) redaktionelle Änderung 
 
Nummer 8 (§ 17): 
 
b) und c) redaktionelle Änderung und Einführung dynamischer Verweisungen 
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Nummer 9 (§ 18):  
 
a) und b) Angleichung an die Vorschriften der anderen Verbandsgesetze und redaktionelle 
Änderung 
 
Nummer 10 (§ 19):  
 
b) redaktionelle Änderung 
 
Nummer 11 (§ 21): 
 
a) redaktionelle Änderung 
 
Nummer 14 (§ 38): Angleichung an die Vorschriften der anderen Verbandsgesetze. 
 
Zu Artikel 6 (Änderung des Lippeverbandsgesetzes) 
 
Nummer 4 (§ 5):  
 
b) redaktionelle Änderung 
 
Zu Artikel 7 (Änderung des Niersverbandsgesetzes) 
 
Keine weiteren Änderungen 
 
Zu Artikel 8 (Änderung des Ruhrverbandsgesetzes) 
 
Keine weiteren Änderungen 
 
Zu Artikel 9 (Änderung des Wupperverbandsgesetzes) 
 
Nummer 9 (§ 18):  
 
a) redaktionelle Änderung 
 
Zu Artikel 10 (Änderung des Altlastensanierungs- und Altlastenaufbereitungsverbands-
gesetzes 
 
Zu Nummer 1 (§ 2): 
 
a)  
aa) redaktionelle Änderung;  
 
bb) Die Änderung des Absatz 1 Nummer 1 dient der Flexibilisierung der Handlungsmöglich-
keiten des Verbandes im Rahmen der eigentlichen Sanierungsuntersuchung, im Rahmen de-
rer Informationsdefizite vorangegangener Gefahrenbeurteilungen aufgeholt und systematisch 
in die Sanierungsuntersuchung integriert werden können. 
 
cc) Absatz 1 Nummer 2 wird aus folgenden Gründen konkreter gefasst: Bei der Projektpla-
nung, -bearbeitung sowie Durchführung der erforderlichen bodenbezogenen Arbeiten durch 
den AAV im Rahmen von Flächenrecyclingmaßnahmen ergeben sich teilweise erhebliche 
fachtechnische, rechtliche, zeitliche und finanzielle Schwierigkeiten, wenn die gemeindliche 
Planung der projektbelegenen Kommune nicht feststeht. Dies resultiert daraus, dass gerade 
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die gemeindliche Planung für zukünftige Nutzung Vorgaben enthält, deren genaue Kenntnis 
und Berücksichtigung für die Aufbereitung der Fläche und die Umsetzung der erforderlichen 
Maßnahmen im Einzelfall wesentlich sind. Ist über die gemeindliche Planung in Bezug auf  
z. B. Gelände-/Übergabehöhen für Verkehrs- und Parkflächen, Kinderspielflächen, ein durch-
zuführendes Nivellement etc. nicht spätestens bis zum Zeitpunkt des Beginns der Sanierungs-
/Aufbereitungsplanung entschieden, kann es zu kosten- und zeitrelevanten Umplanungen 
kommen, die den Projektablauf erheblich stören. Die Einfügung des Adjektivs „kommunal“ 
dient der Klarstellung, dass es sich vor der Bereitschaftserklärung des Verbandes um im Ei-
gentum der Gemeinde stehende Flächen handeln muss, die vom Verband aufbereitet werden 
sollen. Die Anfügung des letzten Halbsatzes in § 2 Abs. 1 Nr. 2 stärkt die Handlungsmöglich-
keiten des AAV, bei Flächenrecyclingmaßnahmen auch solche Arbeiten durchführen zu kön-
nen, die erforderliche Maßnahmen der Klimaanpassung (z. B. Schaffung von Grün- und Frei-
flächen durch Entsiegelung vorgenutzter Standorte) betreffen.  
 
b) In der Praxis ergeben sich häufig im Zusammenhang von konkreten Beratungsanlässen 
des AAV seitens der Kommunen und zuständigen Bodenschutzbehörden Fragen zu Art und 
Umfang von Untersuchungsmaßnahmen im Vorfeld der eigentlichen Sanierung. Damit der 
AAV möglichst frühzeitig seine Erfahrungen bei konkreten Fragestellungen gegenüber Kom-
munen und Bodenschutzbehörden einfließen lassen kann, ist die Ergänzung erforderlich.  
 
Zu Nummer 2 (§ 3): 
 
a) Folgeänderung zu § 3 Absatz 3 Satz 5 n. F. Überdies stellt die Änderung in Ab-
satz 3 Satz 2 klar, dass der Verband erzielte Anteile am objektiven Marktwert nicht nur für 
Sanierungs-, sondern auch für Flächenrecyclingmaßnahmen zu verwenden hat.  
 
b) Die Änderung stellt klar, dass der Verband im Rahmen seiner Flächenrecyclingprojekte 
am objektiven Marktwert der von ihm aufbereiteten Grundstücke angemessen beteiligt werden 
soll. Die bisherige Regelung der angemessenen Beteiligung des Verbandes am Veräuße-
rungserlös hat sich als praktisch schwierig handhabbar erwiesen, zumal der Begriff des Ver-
äußerungserlöses, anders als der Begriff des Marktwertes in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Immobilienwer-
termittlungsverordnung (ImmoWertV), nicht gesetzlich definiert ist und Auslegungsspielräume 
zulässt. Die Ergänzung berücksichtigt aktuelle Entwicklungen hinsichtlich der Nachnutzung 
von nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 aufbereiteten Flächen. Kommunen nutzen mittlerweile ver-
stärkt grundstücksgleiche Rechte, zu denen das Erbbaurecht zählt, um einerseits Vermögen-
bestandteile nicht zu veräußern und andererseits Handlungsspielräume bei der Flächennut-
zung zu erhalten bzw. zu eröffnen und nachhaltige Stadtentwicklung zu betreiben. In Fällen 
dieser Art greift die bisherige Regelung der angemessenen Beteiligung des Verbandes am 
Veräußerungserlös nicht, so dass eine flankierende Regelung erforderlich ist.  
 
Zu Nummer 3 (§ 11): 
 
Um die Beschlussfassung der Delegiertenversammlung auch ohne physische Präsenz der 
Delegierten am Versammlungsort sicherstellen zu können, wird der oder dem Verbandsvorsit-
zenden auf Antrag der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers die Befugnis übertragen, 
Delegiertenversammlungen in begründeten Einzelfällen als digitale Versammlung durchzufüh-
ren. Die Regelungen lehnen sich zum einen an das vom Landtag NRW beschlossene Gesetz 
zur Änderung der Wasserverbandsgesetze aufgrund der Corona-Pandemie vom 29.05.2020 
an, entkoppeln jedoch - wie auch die Bestimmungen der sondergesetzlichen Wasserwirt-
schaftsverbände - aus Praktikabilitätsgründen die Durchführbarkeit einer digitalen Delegier-
tenversammlung von der Feststellung einer epidemischen Lage von landesweiter Tragweite 
oder dem Vorliegen außergewöhnlicher Ereignisse und Katastrophen. Regelungen zur 
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Durchführung einer digitalen Delegiertenversammlung unterfallen der Satzungskompetenz 
des Verbandes als Selbstverwaltungskörperschaft nach §§ 7 und 8. 
 
Zu Nummer 4 (§ 14): Redaktionelle Änderung. 
 
Zu Nummer 5 (§ 15): 
 
§ 15 Absatz 8 gewährleistet, dass der Vorstand im Einzelfall virtuelle Versammlung durchfüh-
ren darf. Hinsichtlich der Begründung wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen.  
 
Zu Nummer 6 (§ 16): 
 
§ 16 Abs. 1 ist vor dem Hintergrund, dass mittlerweile landesrechtliche Regelungen, wie z. B. 
im Beamtenrecht, grundsätzlich ein Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand auf Antrag 
bis zum 70. Lebensjahr zulassen (§ 32 Landesbeamtengesetz (LBG NRW)), anzupassen. Die 
Streichung des Wortes „spätestens“ in Satz 4 ergibt sich aufgrund des neuen Satzes 5.  
 
Zu Nummer 7: 
 
Siehe Begründung zu Artikel 1 Nummer 12 
 
Zu Nummer 8 (§ 20): 
 
Mit der Änderung ist gewährleistet, dass der Verband für seine Aufgabenerfüllung ausrei-
chende finanzielle Ausstattung erhält, die den geänderten wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen – insbesondere der Baupreissteigerung – und der steigenden Bedeutung der Themenfel-
der Flächenrecycling und Altlastensanierung angemessen Rechnung tragen. 
 
Zu Artikel 11 (Änderung des Landeswassergesetzes) 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht):  
 
Redaktionelle Folgeänderung 
 
Zu Nummer 2 (§ 22a): 
 
Nach § 22 Absatz 1 LWG bedürfen Errichtung, wesentliche Veränderung, Betrieb, Stilllegung 
oder Beseitigung von Anlagen im Sinne von § 36 Wasserhaushaltsgesetz der Genehmigung. 
Schon bisher sah § 22a LWG Möglichkeiten zur Verfahrensbeschleunigung und -zentralisie-
rung für Anlagen zur Produktion von Elektrizität unter Nutzung von Wasserkraft oder zur Ge-
winnung von Erdwärme vor. Diese Vorschrift war am 18. Mai 2021 zur Umsetzung der Anfor-
derungen an die Verfahren für die Zulassung von Vorhaben zur Erzeugung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen nach Artikel 15 Absatz 1 und Artikel 16 der Richtlinie (EU) 2018/2001 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nut-
zung von Energie aus erneuerbaren Quellen, soweit es sich um Vorhaben handelt, die einer 
Zulassung als Anlage in, an, über und unter oberirdischen Gewässern nach § 36 WHG bedür-
fen, eingeführt worden. 
 
Nun ist die Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 
2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus erneu-
erbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates 
(ABl. L, 2023/2413, 31.10.2023) am 20. November 2023 in Kraft getreten. 
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Damit sind weitere Vorhaben im Bereich der erneuerbaren Energien in den Anwendungsbe-
reich der Richtlinienumsetzung gelangt. Zudem wurden verfahrensrechtliche Vorgaben ge-
macht. Wiederum müssen diese auch für die Anlagengenehmigung nach § 22 LWG im Lan-
desrecht Berücksichtigung finden. 
 
Hinsichtlich des bundesrechtlich determinierten Verfahrens zur Gestattung einer Gewässer-
benutzung wurden die erforderlichen Anpassungen in § 11a WHG vorgenommen.  
 
Zwar steht bei den allermeisten hier betroffenen Vorhaben zur Erschließung erneuerbarer 
Energien, sofern sie einer wasserrechtlichen Zulassung bedürfen und nicht Gegenstand einer 
Planfeststellung sind, die Gewässerbenutzung im Mittelpunkt, für die eine Gestattung nach 
§§ 8 ff. WHG erforderlich ist. Eine mit dem Vorhaben verbundene Anlage bedarf dann als Be-
nutzungsanlage gemäß § 22 Absatz 2 Nummer 1 LWG keiner zusätzlichen Anlagengenehmi-
gung nach § 22 Absatz 1 LWG. 
 
Es sind jedoch auch vereinzelt Konstellationen denkbar, bei denen die von der Richtlinie be-
troffenen Vorhaben nicht Gegenstand einer Benutzungsgestattung sind. In diesen Ausnahme-
fällen kann eine Anlagengenehmigung nach Landesrecht erforderlich sein; § 11a WHG findet 
insofern keine Anwendung. Die entsprechenden Vorgaben der Richtlinie sind für diesen Fall 
auch im Hinblick auf das Anlagengenehmigungsverfahren nach Landesrecht umzusetzen. 
 
§ 22a LWG wird neu gefasst, um künftig unnötige Unterschiede in den wasserrechtlichen Zu-
lassungsverfahren für die jeweiligen Vorhaben zu vermeiden. Es wird eine möglichst umfas-
sende Harmonisierung angestrebt.  
 
Daher entfallen künftig die im Einzelnen dargelegten Verfahrensvorgaben nach § 22a LWG in 
der bisher geltenden Fassung. Vielmehr fungiert § 22a LWG neuer Fassung als Rechtsfolgen-
verweisung auf die unmittelbar nur für Gestattungsverfahren geltenden Vorgaben in den Ab-
sätzen 2 bis 7 von § 11a WHG. Die jeweiligen Vorgaben gelten aufgrund der Rechtsfolgen-
verweisung daher nicht (nur) für das Erlaubnis-, sondern auch für ein etwaiges Genehmi-
gungsverfahren nach Landesrecht. 
 
Als einheitliche Stelle fungiert nach § 2 Wirtschafts-Portal-Gesetz Nordrhein-Westfalen (WiPG 
NRW) nach wie vor die Bezirksregierung Detmold. 
 
Neben den vorgenannten verfahrensrechtlichen Regelungen ist – je nach Vorhaben – auch 
der ebenfalls im Rahmen der Richtlinienumsetzung neu gefasste § 6b des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes (WindBG) zu beachten, der auch ohne ausdrückliche gesetzliche Nen-
nung unberührt bleibt. 
 
Zu Nummer 3 (§ 54): 
 
Die Ergänzung stellt sicher, dass die Kosten, die gegenwärtig und zukünftig in Erfüllung der 
Anforderungen der §§ 3, 3a der Bundes-Klärschlammverordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung mit Blick auf die Pflicht zur Rückgewinnung von Phosphor entstehen, und zwar ein-
schließlich der damit im direkten Zusammenhang stehenden vorbereitenden Maßnahmen, be-
reits jetzt bei den Abwassergebühren ansatzfähig sind, soweit sich die Ansatzfähigkeit nicht 
ohnehin schon aus Satz 1 ergibt. Sie zielt darauf ab, rechtliche Risiken bei der Finanzierung 
von notwendigen Investitionen in Anlagen und vorbereitenden Maßnahmen zur Phosphorrück-
gewinnung vor Inkrafttreten des neuen § 3a der Bundes-Klärschlammverordnung auszuschlie-
ßen. 
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Zu Nummer 4 (§ 83): 
 
a) Durch die Änderung der ortsüblichen Bekanntmachung in eine Bekanntmachung im Amts-
blatt der Bezirksregierung in Absatz 1 Satz 3 wird den Bezirksregierungen und den Kommunen 
die Aufgabenerledigung erleichtert und mehr Rechtssicherheit geschaffen. Die Bekanntma-
chung ist damit einheitlich vorgeschrieben, anders als bei der ortsüblichen Bekanntmachung, 
bei der die Bekanntgabe von den jeweils örtlichen Umständen abhängt. 
 
§ 27a VwVfG (Veröffentlichung im Internet) ist als Beitrag zur Digitalisierung des Verwaltungs-
verfahrens entsprechend anzuwenden, wonach die Bekanntmachung auch auf einer Internet-
seite zugänglich gemacht wird. 
 
b) Da die vorläufige Sicherung kein Dauerzustand sein darf, wurde in Absatz 3 Satz 3 eine 
Festlegung zum Ende dieser Sicherung getroffen, sie endet bisher mit der förmlichen Festset-
zung oder der Einstellung des Festsetzungsverfahrens, spätestens jedoch nach fünf Jahren 
nach der öffentlichen Bekanntmachung. § 76 Absatz 3 WHG lässt offen, wie die vorläufige 
Sicherung erfolgen soll, so dass die Regelung der Vorläufigkeit den Ländern obliegt. Das Ende 
der vorläufigen Sicherung nach fünf Jahren hat sich in der Praxis nicht bewährt und wird auf 
zehn Jahre hochgesetzt. Diese Fristverlängerung gilt auch für bereits erfolgte vorläufige Si-
cherungen, bei denen die Fünfjahresfrist noch nicht abgelaufen ist. 
 
Zu Nummer 5 (Zu § 104a): 
 
Projektmanager in Planfeststellungsverfahren werden ermöglicht, um beschleunigte Verfah-
rensabläufe zu erreichen. 
 
Die Genehmigungsbehörde soll auf Antrag einen Projektmanager bestellen und dies mit Zu-
stimmung des Vorhabenträgers auch ohne Antrag tun können. Eine Verpflichtung der Behörde 
zur Beauftragung eines Projektmanagers auch von sich aus aktiv zu werden besteht nicht.  
 
Zu Nummer 6 (§ 125): 
 
Mit § 125 Absatz 6 LWG wird eine Übergangsregelung eingeführt, die bei den betroffenen 
Verfahren für Rechtssicherheit hinsichtlich des anwendbaren Verfahrensrechts sorgt. Diese 
Ergänzung macht auch eine Neufassung der Überschrift der Norm erforderlich. 
 
Zu Artikel 12 (Änderung des Abwasserabgabengesetzes Nordrhein-Westfalen) 
 
Zu Nummer 1 (§ 5): 
 
Die Änderung dient der Sicherstellung einer rechtssicheren Abwasserabgabenerhebung, in-
dem das in Nordrhein-Westfalen bewährte Ermittlungsverfahren, das bislang in der Verwal-
tungsvorschrift zur Ermittlung der Jahresschmutzwassermenge bei Einleitung von mit Nieder-
schlagswasser vermischtem Schmutzwasser vom 23.10.2017 – IV-7-031 003 0101 – 
(MBl. NRW. S. 977) geregelt ist, Gegenstand einer Rechtsverordnung wird.  
 
Die Jahresschmutzwassermenge ist Festsetzungsgrundlage der nach dem Abwasserabga-
bengesetz Nordrhein-Westfalen (AbwAG NRW) zu erhebenden Schmutzwasserabgabe. Nach 
den Bestimmungen des AbwAG ist die Jahresschmutzwassermenge in dem die Abwasserein-
leitung zulassenden Bescheid festzulegen. § 5 Absatz 1 AbwAG NRW sieht dabei die Mitwir-
kung des Einleiters vor. Erforderlich sind hier insbesondere Daten von lokalen Niederschlags-
messstationen, um sogenannte Niederschlags- und Nachlauftage bei der Hochrechnung aus-
schließen zu können. Die Regelung des Ermittlungsverfahrens in einer Verwaltungsvorschrift 
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ist allerdings für den Einleiter nicht bindend. Um eine rechtssichere und dem Erfordernis der 
Abgabengerechtigkeit genügende Abgabenerhebung zu gewährleisten, werden die Bestim-
mung der Verwaltungsvorschrift in einer für alle Beteiligten verbindlichen Rechtsverordnung 
geregelt. 
 
Zu Nummer 2 (§ 11): 
 
Nach § 11 Absatz 2 Satz 2 AbwAG NRW beginnt die Festsetzungsfrist bei der Festsetzung 
der Niederschlagswasserabgabe und der Kleineinleiterabgabe mit der Vorlage der Abgabeer-
klärung. Nicht geregelt ist, wann die Frist spätestens beginnt, wenn ein Abgabepflichtiger eine 
Abgabeerklärung nicht vorlegt. In diesen Fällen kann die Festsetzungsverjährung mangels 
Fristbeginn nicht eintreten, solange eine Abgabeerklärung nicht vorgelegt wurde. Wird ein sol-
cher Fall der Festsetzungsbehörde bekannt, kann deshalb bisher eine Festsetzung über meh-
rere Jahrzehnte geboten sein. Der Grundsatz der Rechtssicherheit verbietet es jedoch, ganz 
von einer Regelung abzusehen, die der Erhebung der Abgabe eine bestimmte zeitliche Grenze 
setzt. Der Festsetzungsbehörde ist es außerdem kaum möglich, die Festsetzungsgrundlagen 
für derart lang zurückliegende Zeiträume festzustellen. Diesem Umstand trägt die an § 170 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung (AO) angelehnte Regelung Rechnung. 
 
Zu Artikel 13 (Änderung der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz) 
 
Zu Nummer 1 (Anhang II der Anlage): 
 
Gemäß § 99a WHG steht den Ländern ein Vorkaufsrecht an Grundstücken zu, die für Maß-
nahmen des Hochwasser- oder Küstenschutzes benötigt werden. Abweichende Rechtsvor-
schriften der Länder bleiben unberührt. 
 
Durch Aufhebung des § 73 LWG durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 
(GV. NRW. S. 560, ber. S. 718), in Kraft getreten am 18. Mai 2021, findet § 99a WHG in Nord-
rhein-Westfalen Anwendung. Die Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) ist folg-
lich entsprechend anzupassen. Wie bei der Ausübung des Vorkaufsrechts gem. § 73 LWG a. 
F. soll die Bezirksregierung zuständige Behörde sein. Diese übt als höhere Naturschutzbe-
hörde ebenfalls das Vorkaufsrecht nach § 74 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) aus, 
§ 74 Absatz 2 LNatSchG NRW. 
 
Zu Nummer 2:  
 
Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 3: 
 
Redaktionelle Änderung durch Aufhebung des § 73 LWG durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560, ber. S. 718), in Kraft getreten am 18. Mai 2021. 
 
Zu Nummer 4: 
 
Folgeänderung. 
 
Artikel 14 (Schlussvorschriften) 
 
Das Gesetz soll am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 
 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19433&vd_back=N560&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19433&vd_back=N560&sg=0&menu=0

